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198. Sitzung 

Bonn, den 27. November 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.30 Uhr 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren, der Herr Vorsitzende 
des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen hat den Herrn Präsidenten im Auftrage sei-
nes Ausschusses gebeten, die Genehmigung zur Ab-
haltung der Nachmittagssitzung des Ausschusses 
auch während der Plenarberatung zu geben. Ich 
schlage vor, daß das Haus dem mit der Maßgabe 
nachkommt, daß wir unsere Kollegen in diesem Aus-
schuß bitten, bei der Beratung des Punktes 4 unserer 
Tagesordnung — Gesetz über die Besteuerung des 
Straßengüterverkehrs — doch im Plenum anwesend 
zu sein. 

(Abg. Rasner: Das sollte auch für den 
Finanzausschuß gelten, Herr Präsident!) 

— Das ist hiermit auf den Finanzausschuß ausge-
dehnt. — Das Haus ist mit dieser Regelung einver-
standen. 

Eine amtliche Mitteilung: Die Fraktion der CDU/ 
CSU hat mit Schreiben vom 15. November 1968 für 
die als Schriftführerin ausscheidende Abgeordnete 
Frau Blohm die Abgeordnete Frau Griesinger be-
nannt. — Das Haus ist einverstanden; dann ist so 
beschlossen. Die Abgeordnete Frau Griesinger ist 
als Schriftführerin gewählt. Frau Dr. Blohm ist noch 
hier und noch voll in Funktion. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 15. November 1968 
den nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zu dem Vertrag vom 18. Mai 1967 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ruanda über 
die Förderung von Kapitalanlagen 

Gesetz zu dem Vertrag vom 19. Mai 1967 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ghana über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapital-
anlagen 
Gesetz zu dem Abkommen vom 11. April 1967 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und zur Regelung 
verschiedener anderer Fragen auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen einschließlich der Ge-
werbesteuer und der Grundsteuern 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 10. Dezember 1962 über 
die Erklärung des Ehewillens, das Heiratsmindestalter und 
die Registrierung von Eheschließungen 

Gesetz zu den Protokollen Nr. 2, 3 und 5 zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Rechte an eingetra-
genen Schiffen und Schiffsbauwerken, der Schiffsregisterord-
nung und des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung 

Handelsklassengesetz 

Elftes Gesetz über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen sowie über die Anpassung 
der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Elftes Rentenanpassungsgesetz — 11. RAG) 

Gesetz zu dem Internationalen Fernmeldevertrag vom 
12. November 1965 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes vom 12. Juni 1965 zu 
dem Übereinkommen vom 20. März 1958 über die Annahme 
einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung der Aus-
rüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 15. November 1968 
zu den nachstehenden Gesetzen verlangt, daß der Vermittlungs-
ausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG einberufen wird: 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften der Kostenordnung 
über den Geschäftswert 
Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 

Seine Schreiben sind als Drucksachen V/3507 und V/3508 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mit Schreiben vom 15. November 1968 mitgeteilt, 
daß gegen die inzwischen vom Rat verkündete Verordnung, mit 
der Belgien zur Gewährung von Beihilfen für die Erzeugung von 
Vollmilchpulver ermächtigt wird — Drucksache V/3391 — keine 
Bedenken bestehen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mit Schreiben vom 15. November 1968 mitge-
teilt, daß gegen die inzwischen vom Rat verkündete Verord-
nung zur Festsetzung der Richtpreise, des Interventionspreises 
und des Schwellenpreises für Olivenöl für das Wirts chaftsjahr 
1968/69 — Drucksache V/3378 — keine Bedenken bestehen. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen hat 
am 16. November 1968 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Fellermaier, Hirsch , Marx (München) und Genossen betreffend 
Bekämpfung betrügerischer Praktiken bei der Ein- und Ausfuhr 
von Agrarerzeugnissen — Drucksache V/3439 — beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache V13525 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium des Innern hat am 
21. November 1968 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stück-
len, Wagner, Schlager, Dr. Even und Genossen betreffend 
Bekämpfung umherziehender Täter ohne festen Wohnsitz, ins-
besondere der von Landfahrern gebildeten Diebes- und Be-
trugsbanden — Drucksache V/3446 — beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache V/3544 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat am 22. November 1968 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Frau Geisendörfer, Geisenhofer, Wagner, Gottes-
leben und Genossen betreffend Konzentration auf dem Gebiete 
der Raumfahrttechnik und Weltraumforschung — Drucksache 
V/3385 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/3545 
verteilt. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung des Rates zur Ä nderung der Verordnung 
Nr. 1009/EWG über die gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker — Drucksache V/3400 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
November erfolgen wird 

Verordnung des Rates über die Rückvergütung der von den 
Mitgliedstaaten den Erzeugerorganisationen für Obst und 
Gemüse gewährten Beihilfen 
— Drucksache V/3464 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
November erfolgen wird 

Verordnung des Rates über die  Änderung des vertragsmäßi-
gen Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs für Gewebe aus 
Seide oder Schappeseide der Tarifstelle 50.09 C II 

— Drucksache V/3465 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
November erfolgen wird 

Verordnung des Rates über die zeitweilige Aussetzung der 
autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs, vom 
1. November 1968 bis 31. Dezember 1968, für Acrylnitril, 
monomer, und für bestimmte S chaf- und Lammleder 
— Drucksache V/3466 —

überwiesen an den Ausschuß für Wirts chaft und Mittelstands-
fragen mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
November erfolgen wird 

Richtlinie des Rates zur Erfassung der grenzüberschreitenden 
Straßengütertransporte im Rahmen einer Regionalstatistik 
— Drucksache V/3480 — 

überwiesen an die Ausschüsse für Verkehr (federführend) und 
Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig 
vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich 
im Dezember erfolgen wird 

Verordnung des Rates über die Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents für getrocknete 
Weintrauben in Umschließungen mit einem Gewi cht des 
Inhalts von 15 kg oder weniger der Tarifnr. 08.04 B des 
Gemeinsamen Zolltarifs 
-- Drucksache V/3493 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirts chaft und Mittelstands-
fragen mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich Anfang 
Dezember erfolgen wird 

Verordnung des Rates über die Erhöhung des Gemeinschafts-
zollkontingents für Zeitungsdruckpapier der Tarifnr. 48.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 

— Drucksache V/3510 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirts chaft und Mittelstands-
fragen mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
November erfolgen wird. 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Teigwaren 
— Drucksache V/3509 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirts chaft und Mittelstands-
fragen (federführend) und an den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts 
rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat, die vor-
aussichtlich im Dezember erfolgen wird 

Verordnung des Rates über den Absatz von Erzeugnissen des 
Sektors Schweinefleisch, die Gegenstand besonderer Inter-
ventionsmaßnahmen waren 
— Drucksache V/3531 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
Dezember erfolgen wird 

Verordnung des Rates über die Finanzierung der Ausgaben 
für Interventionen auf dem Binnenmarkt im Sektor Schwei-
nefleisch 
— Drucksache V/3530 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
Dezember erfolgen wird 

Verordnung des Rates über die Erhöhung der Menge und 
Reserve des Gemeinschaftszollkontingentes für Ferrosilizium-
mangan der Tarifnr. 73.02 D des Gemeinsamen Zolltarifs 

Verordnung des Rates über die Erhöhung des Gemeinschafts-
zollkontingents für Ferrochrom mit einem Gehalt an Kohlen-
stoff von 0,10 Gewichtshundertteilen oder weniger und an 
Chrom von mehr als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hoch-
raffiniertes Ferrochrom) der Tarifnr. ex 73.02 E I des Gemein-
samen Zolltarifs 

Verordnung des Rates über die Erhöhung der Menge und 
der Reserve des Gemeinschaftszollkontingentes für Rohalu-
minium der Tarifnr. 76.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs 

Verordnung des Rates über die Erhöhung der Menge des 
Gemeinschaftszollkontingents für Rohmagnesium der Tarifnr. 
77.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs 
— Drucksache V/3527 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfra-
gen mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
Dezember erfolgen wird 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten betreffend Fleischextrakt, Hefeextrakt, 

Eiweißextrakt, Suppen- und Speisewürze, Brühen, Suppen 
und Fleischsoßen 
— Drucksache V/3526 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig 
vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich 
im Februar erfolgen wird 

Verordnung (EWG) Nr. 1704/68 des Rates vom 29. Oktober 
1968 über den Abschluß und die Durchführung einer Ver-
einbarung zwischen der Gemeinschaft und der Schweiz, die 
herabgesetzten Zollsätze für bestimmte Gewebe vorläufig 
beizubehalten 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines Monats, 
wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Vorschläge erhoben 
werden 

Verordnung (EWG) Nr. 1705/68 des Rates vom 30. Oktober 
1968 zur Aufhebung der Beschränkung der Geltungsdauer 
der Verordnung Nr. 213/67/EWG zur Festsetzung des Ver-
zeichnisses der repräsentativen Märkte für den Schweine-
fleischsektor in der Gemeinschaft 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Vorschläge 
erhoben werden 

Verordnung (EWG) Nr. 1717/68 des Rates vom 30. Oktober 
1968 zur Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung 
Nr. 754/67/EWG über die Beihilfe für Olivenöl 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Vorschläge 
erhoben werden 

Verordnung (EWG) Nr. 1755/68 des Rates vom 5. November 
1968 zur Änderung der Verordnung Nr. 973/67/EWG, soweit 
sie die Zolltarifbezeichnung von Zitrusfrüchten mit Ursprung 
in und Herkunft aus der Türkei betrifft 

überwiesen an den Ausschuß für Wirts chaft und Mittelstands-
fragen mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines Monats, 
wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Vorschläge erhoben wer-
den 

Verordnung (EWG) Nr. 1756/68 des Rates vom 5. November 
1968 zur Änderung der Verordnung Nr. 253/68/EWG, soweit 
sie die Zolltarifbezeichnung von Zitrusfrüchten mit Ursprung 
in und Herkunft aus der Türkei betrifft 

überwiesen an den Ausschuß für Wirts chaft und Mittelstands-
fragen mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines Monats, 
wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Vorschläge erhoben wer-
den 

Verordnung Nr. 1703/68 des Rates vom 29. Oktober 1968 über 
den Pauschbetrag für nicht raffiniertes Olivenöl, das voll-
ständig in Griechenland erzeugt wurde und aus diesem Land 
unmittelbar in die Gemeinschaft befördert wird 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Vorschläge 
erhoben werden 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehende Vor-
lage überwiesen: 

Sechzehnte Verordnung zur Änderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1968 (Zollkontingente für Seefische usw.) 
— Drucksache V/3463 — 

an den Ausschuß für Wirts chaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
26. März 1969 

Zu der in der Fragestunde der 187. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 27. September 1968 ge-
stellten Frage des Abgeordneten Folger, Druck-
sache V/3277 (neu) Nr. 13 *), ist inzwischen die schrift-
liche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Jahn vom 18. November 1968 eingegangen. Sie 
lautet: 

Nachdem nunmehr das Bayerische Staatsministerium für Wirt-
schaft und Verkehr sowie die Deuts che Botschaft in Brüssel zu 
dem von Ihnen angesprochenen Sachverhalt Stellung genommen 
haben, darf ich Ihre Frage wie folgt beantworten: 

Die Generaldirektion der Österreichischen Bundesforsten hat 
unter dem 5. April 1966 zwar ihr grundsätzli ches Einverständnis 
mit dem Vorhaben erklärt, ihre endgültige Zusage aber von der 
Einwilligung der Jagdpächterin, Prinzessin Liliane de Réthy, ab-
hängig gemacht. Prinzessin Liliane hat dem Ersten Vorsitzenden 
der Sektion Tölz des Deutschen Alpenvereins, Herrn Landrat 
Dr. Huber, mit Schreiben des Oberst-Hofmeisters des Königs 
Leopold vom 16. 9. 1967 mitteilen lassen, daß sie den Bau einer 
Materialseilbahn zur „Tölzer Hütte" zwar nicht wünsche, weil 
dies dem Prinzip eines Naturparks widerspreche; dennoch sei in 
der Angelegenheit ihrer Ansi cht nach die Regierung in Wien 
entscheidungsberechtigt; sie werde sich dieser Entscheidung unter-
werfen. 

*) Siehe 187. Sitzung, Seite 10129 D 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Für die Genehmigung des Baues der Materialseilbahn sind 

also allein die österreichischen Behörden zuständig, so daß eine 
Intervention der Bundesregierung bei der belgischen Regierung 
nicht in Betracht kommen dürfte. Da auch auf deutscher Seite 
ein Interesse an der Errichtung der Materialseilbahn besteht, 
was durch die Gewährung eines Zuschusses des Bayerischen 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus zum Ausdruck 
kommt, hat das Auswärtige Amt die Deutsche Botschaft in Wien 
angewiesen, das österreichische Außenministerium um wohlwol-
lende Prüfung und Befürwortung des Vorhabens bei der General-
direktion der Österreichischen Bundesforsten zu bitten. Dabei soll 
darauf hingewiesen werden, daß die Bedenken der Prinzessin 
Liliane, der Bau der Materialseilbahn widerspreche dem Prinzip 
eines Naturschutzparks, durch die von der Tiroler Landesregie-
rung unter dem 19. 6. 1967 grundsätzlich erteilte naturschutz-
rechtliche Ausnahmebewilligung ausgeräumt worden sein dürften. 
Sobald eine Antwort des österreichischen Außenministeriums vor-
liegt, werde ich Sie ergänzend unterrichten. 

Wir kommen dann zu unserer Tagesordnung. 

Ich rufe Punkt 1 auf: 

Fragestunde 

— Drucksache V/3529 — 

Zunächst kommen wir zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bun-
deskanzleramtes. Zur Beantwortung ist der Parla-
mentarische Staatssekretär Freiherr von und zu 
Guttenberg hier. Frage 1 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Lohmar: 

Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregierung aus der Auf-
forderung des Deutschen Bundestages vom 7. Mai 1968 zu zie-
hen, die Bundesregierung möge die Zuständigkeiten für die 
Förderung der wissenschaftlichen Forschung, der Ausbildungs-
förderung, der technologischen Entwi cklung und der Bildungs-
planung beim Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung 
konzentrieren? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler: Herr 
Abgeordneter Dr. Lohmar, welche endgültigen Fol-
gerungen die Bundesregierung aus dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 7. Mai 1968 ziehen 
wird, läßt sich erst nach Abschluß der noch laufen-
den Prüfung sagen. Wie ich schon in der Frage-
stunde am 15. Mai dieses Jahres auf Ihre damalige 
mündliche Anfrage und in meiner Antwort auf eine 
ähnliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Mühl-
han vom 28: Juni 1968 ausgeführt habe, spielen da-
bei auch die Überlegungen über eine Neuorganisa-
tion der Bundesregierung eine Rolle. Mit allen die-
sen Fragen wird sich der neue Kabinettsausschuß 
für die Reform der Struktur von Bundesregierung 
und Bundesverwaltung befassen, dessen Bildung 
die Bundesregierung am 25. Oktober 1968 beschlos-
sen hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Dr. Lohmar. 

Dr. Lohmar (SPD) : Herr Staatssekretär, könnten 
Sie mir sagen, wie die Bundesregierung das Petitum 
des Bundestages der gelegentlich erhobenen Forde-
rung nach einem Bundesbildungsministerium zu-
ordnet und ob es nicht sinnvoller ist, wenigstens die-
sen vom Bundestag angeregten ersten Schritt zu tun, 
bevor man in der Öffentlichkeit deklamatorisch noch 
weitergehende Forderungen erhebt? 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler: Herr 

Abgeordneter Dr. Lohmar, die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß diese außerordentlich wichtige 
Frage im Rahmen des Kabinettsausschusses für die 
Reform der Struktur von Bundesregierung und Bun-
desverwaltung erörtert werden muß. Dies heißt, daß 
die Bundesregierung nicht glaubt, diese Sache iso-
liert vorziehen zu sollen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Dr. Lohmar. 

Dr. Lohmar (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
Sie sich vorstellen, daß der Bundestag möglicher-
weise wenig Verständnis dafür aufbringt, wenn die 
Regierung von einem halben Jahr zum nächsten mit 
vertröstenden Auskünften vor das Parlament tritt? 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler: • Herr 
Kollege Dr. Lohmar, die Bundesregierung hätte da-
für ihrerseits nicht viel Verständnis, weil sie hofft, 
daß das Parlament die Schwierigkeit und das Ge-
wicht dieser Frage erkennt und mit der Bundesregie-
rung der Auffassung ist, daß sie im Zusammenhang 
mit den Überlegungen zu einer Gesamtreform ge-
sehen werden muß und nicht, wie ich schon einmal 
sagte, isoliert. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Raffert. 

Raffert (SPD) : Herr Staatssekretär, könnte es 
nicht dienlich sein, diese Entscheidung eher zu tref-
fen, als nach Ihrer Antwort zu erwarten ist, ins-
besondere im Zusammenhang mit den eventuell 
notwendig werdenden Änderungen des Grund-
gesetzartikels 75 über die Rahmenkompetenz des 
Bundes in wichtigen Bereichen der Hochschul- und 
Bildungspolitik? 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler: Man 
wird diese Frage im Zusammenhang mit dem von 
Ihnen genannten Grundgesetzartikel sehen müssen. 
Aber ich bleibe bei meiner Aussage, daß eine derart 
wichtige Kompetenzänderung, wie sie aus dem Be-
schluß des Parlaments hervorgehen würde, nicht 
anders gesehen werden kann als im Zusammenhang 
mit den Fragen der Gesamtreform der Bundesregie-
rung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, teilen Sie meine 
Meinung, daß die von Herrn Kollegen Raffert 
soeben angeregte Lösung sehr einfach herbeizufüh-
ren wäre, wenn das Parlament den von der FDP 
eingereichten Anträgen zustimmte? 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler: Dies 
ist eine Sache, deren Beurteilung ich gerne dem Par-
lament überlassen möchte. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, könnten nicht 
die Überlegungen des Parteitages der Christlich-
Demokratischen Union in Berlin, die ja in Anwesen-
heit von zahlreichen Ministern dieser Regierung zu 
einer Entscheidung im Sinne der Anregung des Kol-
legen Dr. Lohmar geführt haben, die Minister zu-
mindest dieses Teiles des Kabinetts veranlassen, 
nunmehr die Dinge auf Grund dieses Beschlusses 
des Parteitages zügiger anzugehen? 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler: Herr 
Kollege Dorn, wenn Sie gestatten, darf ich Sie daran 
erinnern, daß der betreffende Beschluß des CDU-Par-
teitages in Berlin auf die Einrichtung eines besonde-
ren Bundeskultusministeriums zielte, während der 
hier in Rede stehende Beschluß des Parlaments auf 
eine Konzentration bestimmter Fragen der Kultur 
und Bildungspolitik im Wissenschaftsministerium 
zielt. Die beiden Dinge sind also nicht identisch. 

Lassen Sie mich bitte zweitens sagen, daß es sich 
hier um den Beschluß einer Partei handelt, der aller-
dings bei den Beratungen innerhalb des von mir ge-
nannten Kabinettsausschusses natürlich eine Rolle 
spielen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, würden Sie mir 
zustimmen, daß der Vorsitzende dieser Partei der 
Kanzler dieser Regierung ist, der die Richtninien 
der Politik bestimmt? 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekreätr beim Bundeskanzler: Herr 
Kollege Ertl, Sie haben das Grundgesetz gut 
gelesen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere 
Frage, Herr Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, würden Sie mir 
weiter zustimmen, daß diese Regierung bei ihrem 
Antritt erklärt hat, sie sehe ihren Hauptzweck 
darin, Reformen, und zwar große Reformen, vor-
zunehmen? Würden Sie dieses Thema aus Ihrer 
Reform ausklammern? Sehe ich das als Folge Ihres 
zögernden Verhaltens richtig? 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler: Herr 
Kollege Ertl, darf ich mir erlauben, zu wiederholen, 
was ich bereits zweimal in dieser Fragestunde 
gesagt habe: Die Bundesregierung hat einen Kabi-
nettsausschuß eingesetzt, um eine Reform vorzu-
bereiten. Diese wird sich allerdings auf ein weiteres 
Feld beziehen und nicht nur dieses eine Thema  

beinhalten, über das in dieser Fragestunde zu reden 
ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Ollesch! 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, liege ich 
richtig mit meiner Auffassung, daß die CDU auf 
ihrem Parteitag in Berlin im Gegensatz zu Ihren 
Ausführungen vorhin nicht die Bildung eines Bun-
deskultusministeriums, sondern die eines Bildungs-
ministeriums gefordert hat? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Freiherr von und zu Guttenberg, Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundeskanzler: Als 
Mitglied der bayerischen CSU bin ich über den 
Wortlaut dieses Beschlusses der CDU vielleicht nicht 
ganz richtig informiert. Das möchte ich Ihnen ein-
räumen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank für 
die Beantwortung dieser Frage, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen 
auf. Zur Beantwortung ist anwesend Herr Staats-
sekretär Dr.-Ing. Pausch. Ich rufe die Frage 2 des 
Herrn Abgeordneten Sänger auf: 

Welche Hindernisse stehen entgegen, um die Postämter auf 
deutschen Flughäfen für den vollen Postdienst (einschließlich 
Paketdienst) auszurüsten? 

Bitte Herr Staatssekretär! 

Dr.-Ing. Pausch, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für das Post- und Fernmeldewesen: Die 
Frage betrifft die Postämter auf deutschen Flug-
häfen. Es gibt in Deutschland zehn Flughäfen, die an 

 das internationale Flugnetz angeschlossen sind. Bei 
acht davon wird der Annahmedienst uneinge-
schränkt durchgeführt. Dazu gehört auch die  An

-nahme von Paketen. Lediglich in Hamburg und Mün-
chen bestehen hinsichtlich der Annahme von Paketen 
gewisse Einschränkungen. Diese sind durch Platz-
mangel bedingt, dessen Behebung nicht in der Zu-
ständigkeit der Deutschen Bundespost liegt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Sänger (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung nicht in der Lage, in Zusammenarbeit 
mit dem Senat der Freien und Hansestadt Hamburg _ 
und mit der Flughafenverwaltung die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß auch in dem Weltflug-
hafen Hamburg der Paketdienst und überhaupt der 
durchgehende Postdienst bis zur Beendigung des 
Flugdienstes eingerichtet wird? 

Dr.-Ing. Pausch, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr 
Abgeordneter, wir sind seit langem bemüht, zusam-
men mit der Flugplatzverwaltung diese räumlichen 
Möglichkeiten zu schaffen, und ich bin überzeugt, 
daß das in absehbarer Zeit möglich sein wird. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage. 

Sänger (SPD) : Ist Ihnen bekannt und ist der 
Bundesregierung bekannt, Herr Staatssekretär, daß 
sich in Hamburg ständig Unzuträglichkeiten, vor 
allen Dingen bei den spät nachts anfliegenden 
Maschinen, die aus dem Ausland kommen, ergeben 
und daß der Zustand allmählich allseits als uner-
träglich angesehen wird? 

Dr.-Ing. Pausch, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für das Post- und Fernmeldewesen: Von 
solchen außergewöhnlichen Klagen ist mir nichts 
bekannt. Ich wäre dankbar, wenn Sie uns darüber 
vielleicht zusätzlich Unterlagen geben könnten. 
Unsere Dienstbeobachtung hat solche Schwierigkei-
ten nicht festgestellt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß bei Erweiterungsbauten im Flughafen-
gelände Hamburg der Ausbau einer Etage mit der 
Begründung nicht vorgenommen wurde, daß durch 
die Bedarfsträger kein Raumbedarf angemeldet wor-
den ist? 

Dr.-Ing. Pausch, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für das Post- und Fernmeldewesen: Das ist 
mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Nun die Frage 3 
des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt (Hamburg). 

Ist die Bundesregierung bereit, einen eventuellen Mehrerlös 
der Sondermarke, die die Deuts che Bundespost am 10. Dezember 
1968 zum Jahre der Menschenrechte herausgibt, der Organisation 
Amnesty International für deren Aufgaben zur Verfügung zu 
stellen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwor-
tung einverstanden erklärt. Die Antwort des Staats-
sekretärs Dr. Steinmetz vom 26. November 1968 
lautet: 

Das am 10. Dezember 1968 erscheinende Postwertzeichen zum 
Jahr der Menschenrechte wird als Sonderpostwertzeichen ohne 
Zuschlag herausgegeben, so daß ein Mehrerlös nicht entsteht. 

Ergänzend erlaube ich mir mitzuteilen, daß z. Z. Wohlfahrts-
marken vertrieben werden, eine Zuschlagsmarkenserie, deren 
wichtigster Verkaufszeitraum der Weihnachtsmonat ist. Die da-
bei anfallenden Zuschlagserlöse kommen der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege zugute, der folgende 
Wohlfahrtverbände angehören: 

Der Deuts che Caritasverband e. V., 
Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, 
Das Deuts che Rote Kreuz, 
Arbeiterwohlfahrt, 
Deuts cher Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V. 

Diese Wohlfahrtsverbände vertreten meiner Meinung nach mit 
Recht die Auffassung, daß neben den Wohlfahrtsmarken keine 
weiteren Zuschlagsmarken für karitative Einzelzwecke erscheinen 
sollten. 

Damit ist dieser Geschäftsbereich erledigt. Vielen 
Dank, Herr Staatssekretär! 

Aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
rufe ich die Frage 4 des Herrn Abgeordneten Porsch 
auf: 

Sind die Äußerungen des Bonner Ministerialrats Dr. Wolfrum 
vor der Jungen Union in Bad Godesberg, nur mit großzügigen 
finanziellen Angeboten der Bundesrepublik Deuts chland im 

Rücken hätten die tschechischen Führer ihren Reformkurs gegen 
den Willen der Sowjets so lange einhalten können, in ihren Vor-
aussetzungen und Wertungen gerechtfertigt? 

Auch hier hat sich der Fragesteller mit schriftlicher 
Beantwortung einverstanden erklärt. Herr Bundes-
minister von Hassel hat unterm 26. November 1968 
geantwortet: 

Herr Ministerialrat Dr. Wolfrum gehört als Referent dem Bun-
desministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä-
digte an; er hat jedoch den Vortrag am 24. Oktober 1968 vor 
der Jungen Union in Bad Godesberg nicht in dienstlicher Eigen-
schaft gehalten. Herr Dr. Wolfrum versichert, weder wörtlich 
noch sinngemäß behauptet zu haben, daß die tschechoslowakische 
Führung vor dem 21. August 1968 Kreditzusagen von der Bun-
desrepublik Deuts chland erhalten oder erbeten bzw. von dieser 
angeboten bekommen habe. Er hat auch eine entsprechende Ri ch

-tigstellung der anderslautenden Meldung im Bonner General-
anzeiger vom 5. November 1968 vorgenommen, die in der Aus-
gabe vom 23./24. November 1968 dieser Zeitung veröffentlicht 
worden ist. 

Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Roll-
mann auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. 

Ich rufe eine Frage aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Familie und Jugend, Frage 6 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kreutzmann, auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Jugendgrup-
pen aus dem Zonenrandgebiet erhöhte Beihilfen für Fahrten in 
das Innere der Bundesrepublik Deutschland und ins Ausland zu 
gewähren? 

Zur Beantwortung ist anwesend der Herr Staats-
sekretär des Ministeriums. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich darf 
Ihre Frage wie folgt beantworten: Die Bundesregie-
rung hält es nicht für möglich, Zuschüsse für jugend-
liche Teilnehmer an förderungswürdigen Maßnah-
men in unterschiedlicher Höhe unter Berücksichti-
gung des Wohnsitzes festzusetzen. Die Tatsache, daß 
ein Jugendlicher im Zonenrandgebiet wohnt, ist nach 
Auffassung der Bundesregierung kein hinreichender 
Grund für unterschiedliche Behandlungen. Überdies 
würde eine nach dem Wohnsitz unterschiedliche För-
derung zu unabsehbaren und schwerwiegenden ver-
waltungsmäßigen Schwierigkeiten führen. Die Bun-
desregierung befürchtete in einem solchen Falle, daß 
die Förderungsmaßnahmen insgesamt fragwürdig 
werden könnten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Kreutzmann. 

Dr. Kreutzmann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie nicht, daß vielfach gerade Schulklassen 
und Jugendgruppen aus Gebieten an der Zonen-
grenze wegen der durch die Entfernung bedingten 
hohen Kosten auf solche Fahrten verzichten müssen, 
die für Jugendgruppen und Schulklassen im Innern 
der Bundesrepublik eine Selbstverständlichkeit sind? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, der 
Bundesregierung ist kein einziger Fall dieser Art 
bekanntgeworden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Dr. Kreutzmann. 
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Dr. Kreutzmann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie nicht, daß man gerade solche Fahrten 
fördern sollte, weil sie vielfach zu Austauschen füh-
ren und damit dazu, daß ausländische Jugendgrup-
pen mit den Problemen des geteilten Deutschland 
besonders vertraut gemacht werden? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, es ist 
ja nicht richtig, daß die Bundesregierung etwa nicht 
auch die an die besondere Lage im Zonenrandgebiet 
gedacht hat. Nur ist sie der Auffassung, daß die För-
derung von Einrichtungen — und darauf zielt Ihre 
letzte Frage besonders hin — im Zonenrandgebiet 
wirksamer und wichtiger ist als eine unterschied-
liche Förderung von Jugendlichen aus dem Zonen-
randgebiet. Mit den Maßnahmen, die die Bundes-
regierung in dieser Hinsicht getroffen hat, wird 
genau das erreicht, was Sie mit Ihrer letzten Frage 
anvisiert haben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schwabe. 

Schwabe (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn man 
in Ihrem Sinne fragen darf, ob Sie vielleicht, auf 
Herrn Dr. Kreutzmann eingehend, das Anliegen 
positiv beurteilen wollen — würde sich dann nicht 
anbieten, daß, da wir junge Leute schwerpunkt-
mäßig ins Zonenrandgebiet schicken, die jungen 
Leute aus dem Zonenrandgebiet wenigstens nach 
dem einen Zielpunkt Bonn geschickt werden, um 
ihnen das einzigartige Erlebnis dieser Bundeshaupt-
stadt zu vermitteln und so im wechselseitigen Be-
such die Verbundenheit zu unterstreichen? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich 
glaube, dem steht schon heute nichts entgegen; das 
geschieht in weitem Umfange, auch ohne daß man 
zu einem so problematischen Schritt, zu einer so 
problematischen Differenzierung greift wie der einer 
unterschiedlichen Förderung von jungen Menschen 
je  nachdem, wo sie wohnen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär. 

Darf ich für das Protokoll nachtragen, daß die 
Fragen 3 und 4 auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet werden. 

Ich rufe dann die Frage 7 des Herrn Abgeordneten 
Ertl — aus dem Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit — auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung ein Programm vorberei-
tet, wonach 10 % der deutschen Entwicklungshilfe, also 200 Mil-
lionen DM, in Zukunft in Form von konservierten Lebensmitteln 
gegeben werden sollen? 

Zur Beantwortung ist hier Herr Bundesminister 
Dr. Eppler. — Ich glaube, daß er heute seinen Jung-
fernauftritt als Bundesminister hat. Wenn ich damit 
recht habe, dann will ich ihm nochmal im Namen  

des Hauses viel Glück in seinem hohen und schwie-
rigen Amt wünschen. 

(Beifall.) 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Kollege Ertl, die Bundes-
regierung bereitet kein derartiges Programm vor: 
Der Wert der Nahrungsmittelhilfen aus öffentlichen 
Mitteln wird ab nächstem Jahr, also ab 1969, unge-
fähr 100 Millionen DM betragen. Der größte Teil 
dieser Hilfen wird aus Getreide- und Mehllieferun-
gen bestehen, die die Bundesrepublik auf Grund 
einer EWG-Gesamtverpflichtung im Rahmen der 
Konvention über die Nahrungsmittelhilfe durchfüh-
ren wird. Sie ist inzwischen in Kraft getreten. 

Konservierte, d. h. für längere Zeit haltbar ge-
machte Lebensmittel werden hauptsächlich über 
einen deutschen Beitrag an das Welternährungs-
programm geleistet, der in diesem Jahr 10,6 Millio-
nen DM beträgt und in den Jahren 1969 und 1970 
voraussichtlich 12 Millionen DM betragen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Minister Eppler, sind Ihnen Be-
mühungen des Finanzministers bekannt — die er 
bei einer großen Veranstaltung in Bayern angekün-
digt hat —, daß er sich sehr stark machen wird, daß 
mindestens 10 % der Entwicklungshilfe, ein Betrag 
in Höhe von 200 Millionen DM — wenn der mir vor-
liegende Pressebericht es richtig wiedergibt —, in 
Zukunft für eine langfristige Nahrungsmittelhilfe 
verwendet werden? 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ich habe davon gehört, Herr Kol-
lege. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Ertl. 

Ertl (FDP) : Darf ich Sie dann weiter fragen: wer-
den diese Vorschläge des Finanzministers Ihre Un-
terstützung finden, und werden sie kabinettsreif und 
somit natürlich Bestandteil unserer Entwicklungs-
hilfe werden? 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Kollege, was die Politik mei-
nes Hauses ist, habe ich soeben vorgetragen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage mehr. — Vielen Dank, Herr Minister. 

Dann kommen wir zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft. 
Zur Beantwortung ist hier der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Arndt. 

Ich rufe die Frage 8 des Abgeordneten Schmitt-
Vockenhausen auf: 
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Sieht sich die Bundesregierung durch das am Wochenende in der 

Gemarkung der Stadt Gernsheim ausgelaufene Dieselöl veran-
laßt, die Sicherheitsvorschriften für Lagerung und Transport von 
Mineralölen zu überprüfen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Nein, Herr Kollege. 
Erstens sind die Sicherungsvorschriften in diesem 
Fall nicht eingehalten worden. Zweitens gelten für 
diesen Fall landesrechtliche Vorschriften. Der Öl-
unfall hat sich nämlich auf dem Betriebsgelände der 
„Ruhrgas" in Gernsheim ereignet, das der Aufsicht 
der Bergbehörde unterliegt. In diesem Fall gilt aus-
schließlich eine landesrechtliche Verordnung über 
das Lagern wassergefährdender Flüssigkeiten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr 
Schmitt-Vockenhausen, zu einer Zusatzfrage. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Sind möglicher-
weise, Herr Staatssekretär, die Sanktionen, die in 
solchen Fällen wegen mangelnder Sicherungen ver-
hängt werden können, zu niedrig, so daß dadurch 
die Sicherheit nicht gewährleistet wird? Denn ähn-
liche Vorkommnisse häufen sich ja in letzter Zeit, 
wie ich in meinem Wahlkreis feststellen kann. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Die Bundesregie-
rung ist gern bereit, das zu prüfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Die Frage 9 ist vom Fragesteller zurückgezogen 
worden. 

Frage 10 des Abgeordneten Rollmann wurde auf 
Grund der Richtlinien für die Fragestunde nicht zu-
gelassen. 

Frage 11 des Abgeordneten Peters (Poppenbüll) — 
ist er da? —: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen regionaler Förde

-

rungsmaßnahmen in Bundesausbauorten (Husum) Bundesmittel 
zum nötigen Neubau von weiterführenden Schulen (Gymnasium) 
zu gewähren? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege, die 
Mitttel des Regionalen Förderungsprogramms sind 
für die Förderung von Industrie, Handwerk und 
Fremdenverkehr sowie für den Ausbau der Infra-
struktur bestimmt. Dazu gehören auch berufliche 
Ausbildungs- und Fortbildungsstätten. 

Wegen der Knappheit der Haushaltsmittel ist die 
Bundesregierung nicht in der Lage, Ihre Wünsche 
zu erfüllen und den Katalog auf den Neubau weiter-
führender Schulen — Gymnasien — auszudehnen. 
Sie muß davon ausgehen, daß die zuständigen Lan-
desregierungen dafür Sorge tragen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
kann man damit rechnen, daß im Zuge der Ver-
handlungen über die Finanzreform der Bereich, den 
ich angeführt habe, in eine Bundesförderung einbe-
zogen wird? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Das ist Verhand-
lungsgegenstand, aber es ist nicht abzusehen, was 
dabei endgültig beschlossen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Kann die Frage 
12 des Herrn Abgeordneten Dr. Meinecke zusammen 
mit der Frage 13 beantwortet werden? 

Dr.  Meinecke (SPD) : Ja! 

Vizepräsident Dr. Mommer: Dann rufe ich 
die Fragen 12 und 13 des Abgeordneten Dr. Meinecke 
gemeinsam auf: 

Entspricht die Grundtendenz des Artikels über die Chancen 
der deutschen Computerindustrie im Wirtschaftsmagazin Capital 
Nr. 10/68, die deutsche Computerindustrie könne nur in wirk-
samer Zusammenarbeit im Wettbewerb gegen die ausländische 
Konkurrenz bestehen, auch der Auffassung der Bundesregierung? 

Bei Bejahung der Frage 12: Welche Maßnahmen hat die Bun-
desregierung bisher ergriffen oder welche gedenkt sie zu er-
greifen, um eine solche industrielle Zusammenarbeit zu fördern 
oder herbeizuführen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Mei-
necke, die Grundtendenz des von Ihnen zitierten 
Aufsatzes scheint mir in dem Vorschlag zur Total-
fusion der deutschen Datenverarbeitungsindustrie 
am besten zum Ausdruck zu kommen. Dies ist nicht 
die Auffassung der Bundesregierung. 

Ihre Interpretation „wirksame Zusammenarbeit", 
Herr Abgeordneter, entspräche durchaus der Auf-
fassung der Bundesregierung. Freilich zeigt sich 
auch gerade in diesem Bereich, daß der Außenseiter 
keinesfalls chancenlos ist. 

Die Bundesregierung achtet bei der Anwendung 
ihrer Förderungsmaßnahmen darauf, daß Parallel-
entwicklungen so weit als möglich vermieden wer-
den. „So weit als möglich" heißt, daß bei einem be-
reits erfolgversprechenden Produkt kein Konkur-
renzerzeugnis öffentlich gefördert werden sollte. Ist 
ein derartiges Urteil nicht mit Sicherheit möglich, 
wäre eine Verweigerung von Förderungsmitteln 
nicht zu begründen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Dr. Meinecke. 

Dr. Meinecke (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie 
sagten: die Bundesregierung. Darf ich daraus schlie-
ßen, daß sowohl das Ministerium für Wirtschaft als 
auch das Bundeswissenschaftsministerium hier ein-
helliger Meinung sind? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Es besteht eine sehr 
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enge Zusammenarbeit der beiden Häuser in der För-
derung der Datenverarbeitungsindustrie. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Dr.. Meinecke (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre 
es in Anbetracht der Tatsache, daß Herr Minister 
Stoltenberg darauf hingewiesen hat, daß die durch 
die Bundesregierung geförderten Projekte von 
„weitreichender exemplarischer Bedeutung" sind 
— auch für das, was man als „Software" bezeich-
net —, nicht doch angebracht, einen gelinden Fu-
sionsdruck auszuüben, weil ja hier eine Konkurrenz 
letzten Endes zu einer minderwertigen Leistung 
führen könnte? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Mei-
necke, Sie können ja nicht qua Behörde entschei-
den, was zu fusionieren hat, und Sie dürfen das Ent-
stehen von neuen Außenseitern nicht von vorn-
herein ausschließen; gerade von dort können 
Impulse kommen, die der Datenverarbeitungsindu-
strie zu weiterem Aufschwung verhelfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere Zu-
satzfrage? — Herr Kollege Raffert! 

Raffert (SPD) : Herr Staatssekretär, besteht in 
diesem Zusammenhang auch eine Verbindung zu 
den Forschungstätigkeiten, die im Auftrage des Bun-
desverteidigungsministeriums erfolgen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Soweit mir bekannt 
ist, nicht. 

Raffert (SPD) : Wären Sie bereit, zu überprüfen, 
ob es sinnvoll ist, auch mit dem Bereich zu koordi-
nieren, der in der Verteidigung mit Datenverarbei-
tung zu tun hat? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Raffert, 
ich werde diese Frage gern weiterleiten. Soweit das 
Wirtschaftsministerium in der Förderung von Daten-
verarbeitungsanlagen engagiert ist, geht es nur um 
die Förderung von marktnaher Forschung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage Nr. 14 der Frau Abgeordneten Freyh auf: 

Welche Gründe haben die Entscheidung der Bundesregierung 
über die Behandlung der auf dem Rhein-Main-Flughafen am 
2. November 1968 zunächst angehaltenen Luftfrachtsendung von 
Flugkörperteilen aus Kalifornien mit Bestimmung nach Saudi-
Arabien verzögert? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Frau Kollegin, der 
Bundesminister für Wirtschaft wurde am 4. Novem-
ber, also zwei Tage nach dem von Ihnen genannten 
Termin, nachmittags durch Fernschreiben davon  

unterrichtet, daß die Zollbehörden auf dem Frank-
furter Flughafen eine Luftfrachtsendung von Rake-
tenteilen aus Kalifornien — Bestimmungsland Saudi-
Arabien — sichergestellt haben, da vermutet wurde, 
daß es Kriegswaffen seien. Bei Kriegswaffen ist 
auch für den bloßen Transitverkehr eine Genehmi-
gung des Bundesministers für Wirtschaft erforder-
lich. 

Da es sich bei den Raketenmodellen um ameri-
kanische Produkte handelte, wurde mit Hilfe dorti-
ger Fachleute geprüft, ob die Erzeugnisse gemäß 
der Definition des Kriegswaffenkontrollgesetzes von 
1961 „zur Kriegführung bestimmte Waffen" sind. 
Dies erklärt die weitere Verzögerung zwischen dem 
4. und dem 12. November. Übrigens hat die Prüfung 
ergeben, daß es sich nicht um Kriegswaffen han-
delte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Frau Freyh. 

Frau Freyh (SPD) : Herr Staatssekretär, obwohl 
ich diese Frage vor fast drei Wochen eingebracht 
habe, möchte ich doch heute noch einmal fragen, 
ob der Bundesregierung bekannt ist, warum beim 
Weitertransport nach der Entscheidung der Bundes-
regierung ein Transport durch den Libanon auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen nicht zulässig war 
und ob Ihnen diese gesetzlichen Bestimmungen 
bekannt sind. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Ich gehe der Frage 
gern nach. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Frau Freyh. 

Frau Freyh (SPD) : Ich habe dann noch eine 
grundsätzliche Frage, Herr Staatssekretär. Sind Sie 
der Meinung, daß der Zusammenhang zwischen 
Kriegswaffen nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz 
und Waffen, die zu Übungszwecken dienen, aber 
doch in einem gewissen Zusammenhang mit Kriegs-
waffen stehen, in den gesetzlichen Bestimmungen, 
die die Bundesregierung leiten, klar genug gefaßt 
worden ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Die Abgrenzung ist 
klar und eindeutig. Es handelt sich nicht um Waf-
fen, die Zerstörungen dienen sollen, sondern um 
Waffen, die dazu bestimmt sind, selbst zerstört, d. h. 
als Übungsziele in der Luft getroffen zu werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 15 des Herrn Abgeordneten Weigl auf: 

Inwieweit beeinflussen die relativ hohen Energiepreise neben 
den sonstigen Nachteilen, z. B. des Standortes, die Wettbewerbs-
situation der im Zonenrandgebiet ansässigen Wirtschaft negativ? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Weigl, 
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die Bundesregierung kann auf Ihre Frage des „in-
wieweit" noch keine Antwort geben. Zur Zeit ist 
eine neue Untersuchung über die Strompreise in der 
Bundesrepublik Deutschland im Gange. Diese Unter-
suchung basiert auf den gegenwärtigen Verhältnis-
sen. Wir erwarten sie für den Januar des nächsten 
Jahres. Die bisher vorhandenen Unterlagen bezie-
hen sich auf das Jahr 1965. Sie sind jedoch nicht voll-
ständig, lassen aber erkennen, daß ein Ost-West-
Gefälle bei den Strompreisen besteht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. Ich rufe die Frage 16 von Herrn Weigl auf: 

Warum wird die Selbstbeschränkung für leichtes Heizöl, die 
zu erheblichen Verteuerungen für den Verbraucher geführt hat, 
nicht aufgegeben, wenn feststeht, daß dadurch der Verbrauch 
an Hausbrandkohle kaum beeinflußt werden dürfte? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Nach Gesprächen mit 
Vertretern des Steinkohlebergbaus, der Industriege-
werkschaft Bergbau und Energie und der Mineral-
ölwirtschaft hat das Bundeswirtschaftsministerium 
in der letzten Woche mitgeteilt, daß die Selbstbe-
schränkung für leichtes Heizöl sofort und ohne Be-
fristung ausgesetzt wird. Dies ist am 26. November, 
also gestern, im Bundesanzeiger bekanntgegeben 
worden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. Die Frage 17 ist zurückgezogen. Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär, für die Beantwortung dieser 
Fragen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers der Verteidigeng. Zur Be-
antwortung ist der Herr Staatssekretär von Hase 
hier. Ich rufe zunächst die Frage 18 des Herrn Ab-
geordneten Kohlberger auf: 

Welche Gründe haben den Luftwaffenführungsstab der NATO-
Luftstreitkräfte bewogen, den Bombenabwurfübungsplatz Siegen

-

burg (Kreis Kehlheim) aufzugeben und ihn in den Raum Dillin-
gen—Höchstädt—Wertingen zu verlegen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Der  Luft-Boden-Schießplatz 
Siegenburg, der sich in der Verwaltung der ameri-
kanischen Streitkräfte befindet und von der deut-
schen Luftwaffe lediglich mit benutzt wird, ist bisher 
weder aufgegeben noch verlegt worden. Auf Wunsch 
der bayerischen Staatsregierung wird zur Zeit auf 
Landesebene überprüft, ob ein geeigneter Ersatz-
platz gefunden werden kann. In diese Überprüfung 
ist auch das Donauried im Raum Dillingen—Höch-
städt—Wertingen einbezogen worden. Die Stellung-
nahme der bayerischen Staatsregierung, die das Ge-
lände auf seine Eignung nach den Grundsätzen 
einer ordnungsgemäßen Raumplanung und nach dem 
Landesbeschaffungsgesetz überprüft, steht noch aus. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kohlberger. 

Kohlberger (SPD) : Herr Staatssekretär, halten 
Sie es für vernünftig, daß auf der einen Seite dieses 
Gebiet als Bundesausbaugebiet ausgewiesen und 
dort Industrie angesiedelt wird, auf der "anderen 
Seite aber als Bombenabwurfübungsplatz verwendet 
werden soll? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich 
räume Ihnen ohne weiteres ein, daß dadurch das 
Gelände nicht unbedingt für einen Bombenabwurf

-

platz prädestiniert ist. Aber Sie werden in der ge-
samten Bundesrepublik, insbesondere im südlichen 
Raum, kaum ein Gebiet finden, das dafür prädesti-
niert ist. Das ist außerordentlich schwierig. Auf der 
anderen Seite haben wir die Verpflichtung, auch 
den amerikanischen Streitkräften, die auf unserem 
Territorium stehen, mindestens einen Schießplatz 
Luft-Boden zur Verfügung zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage 
des Herrn Abgeordneten Kohlberger. 

Kohlberger (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn 
dem so ist, daß die Bayerische Staatsregierung hier 
Überprüfungen anstellt, wäre es dann nicht auch gut, 
wenn man sich zuerst mit den Bürgermeistern und 
Landräten in Verbindung setzte, statt daß die Be-
völkerung aus der Zeitung erfahren muß, daß dieses 
Gebiet als Zielgebiet verwendet werden soll? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Die Suche nach einem ge-
eigneten Ersatzgelände richtet sich in erster Linie 
nach dem von der Landesregierung auf Grund ihrer 
Erfahrungen entwickelten Procedere. Naturgemäß 
ist es sehr schwer, jedesmal zu einem sehr frühen 
Zeitpunkt die Gemeinden damit zu befassen. Da 
mehrere Gelände zur Auswahl stehen, die dann wie-
der ausgeschieden werden, würden vielleicht einige 
Gemeinden unnötig beunruhigt. Ich glaube, daß eine 
Unterrichtung der Gemeinden erst dann erfolgen 
sollte, wenn das Verfahren zur Landbeschaffung so 
weit gediehen ist, daß eine gewisse Wahrscheinlich-
keit besteht, daß das Gelände genommen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Fellermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß sich in der unmittelbaren Um-
gebung des Geländes, das in etwa als Bomben-
übungswurfplatz in Aussicht genommen worden ist, 
das Atomkraftwerk Gundremmingen befindet und 
daß bei aller fliegerischen Leistung unserer Piloten 
wegen der Gefahren bei einem Fehlanflug oder bei 
einem frühzeitigen Ausklinken, zumal da es sich um 
einen Scharfübungsplatz handelt, dieses Atomkraft-
werk durchaus in  die Gefährdungszone miteinbe-
zogen werden müßte? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Der genaue Abstand, Herr 
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Staatssekretär von Hase 
Abgeordneter, ist mir nicht bekannt. Sollte er in der 
Tat so . gering sein, daß sich eine Gefährdung, wie 
Sie sie dargestellt haben, ergibt, so bin ich sicher, 
daß im Rahmen des Verfahrens diese Nachbar-
schaft berücksichtigt werden wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage 
des Herrn Abgeordneten Fellermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben in der Antwort auf die Frage meines Kolle-
gen Kohlberger gesagt, es würde zu einer Beunruhi-
gung in der Bevölkerung führen, wenn man die 
Gemeinden in einem frühen Stadium offiziell damit 
befaßte. Glauben Sie nicht, daß die Beunruhigung 
dann größer wird, wenn zwar nicht die Gemeinden 
befaßt sind, aber in Zeitungsschlagzeilen die Leser 
in diesem Raum täglich informiert werden, ohne daß 
es eine Stellungnahme des Bundesministeriums der 
Verteidigung dazu gibt? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Wenn die Öffentlichkeit in 
einem solchen Stadium durch die Presse informiert 
ist, Herr Abgeordneter, halte ich es in der Tat für 
mehr als notwendig, daß die wahrscheinlich betrof-
fenen Gemeinden ebenfalls über die Fakten unter-
richtet werden. Ich wiederhole aber, daß dieses Pro-
cedere zur Entscheidung Sache der Landesregierung 
ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
halten Sie es im jetzigen Zeitpunkt wirklich noch für 
nötig, das Donauried weiter in die Überlegungen 
einzubeziehen, nachdem zur Zeit des Vorschlages an 
die Bayerische Staatsregierung die Tatsachen, daß 
sich 10 km entfernt das Atomkraftwerk befindet und 
daß es sich um Bundesaufbaugebiet handelt, dem 
Verteidigungsministerium, zum mindesten dem zu-
ständigen Referenten, nicht bekannt waren? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich kann 
nur sagen, daß das Donauried nicht der einzige 
Raum ist, der zur Zeit überprüft wird. Ich möchte 
aber nicht der Entscheidung des Verfahrens, das die 
bayerische Landesregierung eingeleitet hat, vorgrei-
fen. Ich darf hier nur unter Bezugnahme auf die zahl-
reichen Fragestunden, in denen wir uns mit dem 
Schießplatz Siegenburg beschäftigt haben, noch ein-
mal darauf hinweisen, wie dringend notwendig und 
wie wichtig es ist, einen Ausweichplatz zu finden. 
Wir können nicht auf der einen Seite die Verteidi-
gungsbereitschaft und die Präsenz unserer Bundes-
genossen fordern und ihnen auf der anderen Seite 
keine Möglichkeit zur Übung im scharfen Schuß ge-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage 
des Herrn Abgeordneten Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt und ist es richtig, daß in einer 
Besprechung im Bayerischen Staatsministerium des 
Innern die Auffassung vertreten wurde, daß eine 
Weiterverfolgung der Pläne in bezug auf das Donau-
ried angesichts der jetzt erkannten Situation nicht 
mehr in Frage kommt? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Das ist mir nicht bekannt. 
Wenn es mir bekannt gewesen wäre und wenn es 
zuträfe, hätte ich mir die Beantwortung dieser Frage 
gern leichter gemacht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, um auf die vorherige Zusatzfrage zurückzukom-
men: Ist Ihnen bekannt, daß die örtlichen Stellen 
bereits drei Wochen bevor die Sache in der Presse 
stand, von diesen Vorgängen unterrichtet worden 
sind und daß sie aufgefordert worden sind, ihre 
Stellungnahme dazu darzulegen? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich 
habe davon erst jetzt gehört. Ich konnte mir aber, 
wie gesagt, nicht denken, daß die bayerische Landes-
regierung ein Verfahren anwenden würde, das ihre 
eigenen Gemeinden so lange amtlich in Unkenntnis 
läßt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, würden Sie bestätigen, daß, wenn die Baye-
rische Staatsregierung auf Grund des laufenden Ver-
fahrens zu einem negativen Ergebnis kommt, das 
von Ihrem Hause respektiert wird? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, das 
würde ich anerkennen. Aber um so dringlicher 
würde die Notwendigkeit werden, im südlichen 
Raum der Bundesrepublik ein anderes Gelände zu 
finden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, jetzt haben wir Zusatzfragen aus allen 
Fraktionen zu dieser regionalen Frage gehört. Ich 
mache von meinem Recht Gebrauch und gebe das 
Wort zu Zusatzfragen nicht mehr weiter. 

Ich rufe die Frage 19 des Abgeordneten Strohmayr 
auf: 

Treffen Nachrichten zu, daß der Führungsstab der Luftwaffe 
beim Bundesverteidigungsministerium den Bombenabwurfplatz 
aus dem NATO-Gelände Siegenburg ins Donauried zwischen die 
Städte Höchstädt und Wertingen zu legen beabsichtigt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
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von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Präsident, ich darf auf 
die Frage des Herrn Abgeordneten Strohmayr, die 
sich auf denselben Komplex bezieht, das antworten, 
was ich in meiner ersten Antwort ausgeführt habe. 
Ich nehme an, daß der Herr Abgeordnete dann noch 
einige Zusatzfragen stellen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Da ist sie schon. 
Bitte, Herr Abgeordneter!  

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, welche 
Überlegungen haben dazu veranlaßt, daran zu den-
ken, den Bombenabwurfplatz Siegburg — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Siegenburg!) 

— Siegenburg zu verlegen, obwohl es sich dort um 
ein Gebiet handelt, das praktisch unbesiedelt ist? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Es hat sich herausgestellt, 
daß wegen der hohen Brisanz und der kolossalen 
Anfangsgeschwindigkeiten der Fluggeschosse bei 
dem Beschuß von der Luft aus — von den Flugzeu-
gen auf den Boden — die Ausmaße des Flugplatzes 
nicht ausreichen. Eine Verlängerung der Sicherheits-
zone über das eigentliche Schießplatzgelände hinaus 
ist aus Bebauungsgründen nicht möglich gewesen. 
Ich glaube, die bayerische Landesregierung hätte, um 
sich Schwierigkeiten zu ersparen, gern zu dieser 
Ersatzlösung gegriffen. Sie ist aber auf Grund der 
Bebauungssituation in Siegenburg nicht möglich ge-
wesen. Es mußte ein großräumigeres Gelände ge-
sucht werden, damit die Sicherheitsbestimmungen 
erfüllt werden konnten, die bei Flug- und Raketen-
geschossen zu beachten sind. 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß zusätzlich noch 6000 ha Land des baye-
rischen Staates zur Verfügung stehen würden, mit 
denen der Bombenabwurfplatz in Siegenburg erwei-
tert werden könnte? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Mir ist von einer Offerte 
der bayerischen Landesregierung in dieser Richtung 
bisher nichts bekannt. 

(Abg. Strohmayr: Ich bin davon überzeugt, 
daß die ihr eigenes Land nicht anbietet!) 

Wenn Sie mir gestatten, davon Gebrauch zu machen, 
will ich gern die Frage an die bayerische Landes-
regierung richten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß auf Grund der Witterungsver-
hältnisse des Donauriedes dieser Platz für die Luft-
waffe völlig ungeeignet wäre? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Das ist mir nicht bekannt. 

Aber ich glaube, es ist wichtig, daß eine Luftwaffe 
auch unter weniger geeigneten Witterungsbedingun-
gen übt. Ich glaube, daß gerade unsere amerika-
nischen Bundesgenossen für eine solche lokal außer-
ordentlich begrenzte Einschränkung wenig Verständ-
nis haben würden. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie sehr lange Nebelzeiten, die nicht erkennen 
lassen, wo der Platz liegt, auch unter solch eine 
Beurteilung einreihen? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Ich weiß nicht, ob ihre 
meteorologischen Beobachtungen eine Konstante für 
diesen Platz sind. 

(Abg. Lemmrich: Sie sind es, Herr Staats

-

sekretär!) 

Herr Abgeordneter, in jedem Fall bin ich sicher, 
daß die anderen Gemeinden, die eventuell in Frage 
kommen, sich den Schutz des Nebels auch wünschen 
werden. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Schmidt 
(Kempten) zu einer Zusatzfrage. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
ist es richtig, daß die seinerzeit vom Verteidigungs-
ministerium gemachten Ersatzvorschläge — Raiten-
bucher Forst und Donauried — bereits im Sommer 
der Bayerischen Staatsregierung zugeleitet wurden, 
daß das Verteidigungsministerium seit August sei-
tens der Bayerischen Staatsregierung nichts mehr 
gehört hat, daß aber erst vor 14 Tagen oder drei 
Wochen die betroffene Bevölkerung und der 
gesamte Bereich davon erfahren haben, was auf 
sie zukommt? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Ich darf mich auf das bezie-
hen, was soeben durch eine Zwischenfrage geklärt 
worden ist. Die Gemeindevertreter sind schon vor-
her von der Bayerischen Staatsregierung unter-
richtet worden. Über die einzelnen Termine in dem 
Zwischenverkehr zwischen Gemeinde und Landes-
regierung bin ich im einzelnen nicht unterrichtet. 
Wenn es interessiert, kann ich das schriftlich nach-
reichen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Jung. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, da die Ver-
legung und der Ausbau eines solchen Bombenab-
wurfplatzes und Schießplatzes doch sehr viel Geld 
kostet, möchte ich — da hier offensichtlich auch 
einige andere Gesichtspunkte dagegen sprechen — 
fragen, ob es nicht sinnvoller wäre, wenn die Bun-
desregierung einmal Überlegungen anstellte, um 
einen solchen Bombenabwurfplatz und Schießplatz 
im Zusammenhang mit der Basis Béja in Portugal 
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Jung 
zu errichten, die ohnehin ungenutzt ist und in die wir 
bereits einige Millionen D-Mark investiert haben. 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich 
darf noch einmal darauf hinweisen, daß es sich 
erstens um einen Platz der US-Streitkräfte handelt 
und wir nach dem NATO-Truppenvertrag verpflich-
tet sind, den amerikanischen Bundesgenossen 
Übungsgelände zur Verfügung zu stellen. Außerdem 
darf ich darauf hinweisen, daß es zur Benutzung des 
Platzes in Béja auch für die Amerikaner beträcht-
liche Überfliegungsschwierigkeiten gibt, in bezug 
sowohl auf das spanische Territorium als auch auf 
anderes Territorium. Zum dritten darf ich darauf 
hinweisen, daß Béja seinerzeit nicht als Schießplatz 
konzipiert worden ist und daß es die portugiesische 
Regierung von vornherein abgelehnt hat, portugie-
sisches Gelände für Schießübungen zur Verfügung 
zu stellen. Der Flugplatz in Béja war konzipiert 
— und das ist auch so durchgeführt — in erster 
Linie als eine logistische Basis. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Zimmermann. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie sich in der Lage sehen, dem 
Herrn Kollegen Strohmayr erstens zu erklären, daß 
der Platz Siegenburg und nicht Siegburg heißt, und 
zweitens darzulegen, warum es überhaupt dazu 
kam, daß die Bundesregierung nach Ersatzplätzen 
suchte, nämlich aus dem Grund, daß der ganze Platz 
nicht einmal 300 ha groß ist und wir in den letzten 
Monaten wöchentlich ein oder zwei Fehlwürfe neben 
den Platz in der Nähe von Bundesstraßen, in Ort-
schaften, in Häuser hatten, daß also solche Gründe 
und nicht etwa die Möglichkeit einer Erweiterung 
— nicht einmal um 600, geschweige denn um 6000 
ha — dazu führte, nach einem Ersatzgelände zu 
suchen, und daß das, nämlich die Gefährdung von 
Menschenleben, die ausschließlichen Gründe gewe-
sen sind und keine anderen? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich bin 
Ihnen sehr dankbar, daß Sie noch einmal das präzi-
siert haben, worauf ich mich unter Bezugnahme auf 
die Fragestunden bereits bezogen habe. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
in bezug auf die Frage meines Kollegen Jung meine 
Auffassung teilen, daß es nicht unser Interesse sein 
kann, unsere Schutzmächte mit ihren fliegenden Ver-
bänden hinsichtlich ihrer Übungen auf andere Natio-
nen zu verweisen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Ich schließe mich dieser 
Auffassung voll an, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Porsch. — Nein, keine Zusatzfrage mehr. 

(Abg. Stücklen: Ich hatte mich gemeldet!) 

— Ich bin der Meinung, daß ich jetzt das Recht der 
anderen schützen muß, die auch Fragen eingereicht 
haben, und daß dieser Punkt ausreichend geklärt ist. 

(Abg. Stücklen: Ich hatte bisher keine Frage 
gestellt!) 

Frage 20 des Herrn Abgeordneten Ollesch: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht des Inspekteurs 
der Luftwaffe, Generalleutnant Steinhoff, dem Deutschen Bundes-
tag könne der Vorwurf nicht erspart werden, er verzögere die 
Möglichkeiten zur Abhilfe in bezug auf den Mangel an Unter-
offizieren? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Die Bundesregierung hat 
bereits in der Sitzung des Verteidigungsausschusses 
des Deutschen Bundestages am 14. November 1968 
folgendes erklärt — ich zitiere aus dieser amtlichen 
Erklärung —: 

Am 12. November 1968 wurde über eine Presse-
konferenz in Decimomannu des Inspekteurs der 
Luftwaffe, Generalleutnant Steinhoff, in einer 
überregionalen Tageszeitung gemeldet, daß 
Generalleutnant Steinhoff im Zusammenhang 
mit den Personalschwierigkeiten erklärt habe, 
„dem Bundestag könne der Vorwurf nicht er-
spart werden, daß er die Möglichkeiten zur Ab-
hilfe verzögere". 

Das Bundesministerium der Verteidigung stellt 
dazu fest, daß eine solche Aussage weder dem 
Wortlaut noch dem Sinn nach gefallen ist. 

Generalleutnant Steinhoff hat lediglich darauf 
hingewiesen, daß ein Problem wie z. B. die 
Übernahme von Unteroffizieren in die Offiziers-
laufbahn oder die Schaffung einer neuen Strahl-
flugzeugführerlaufbahn nicht so schnell gelöst 
werden kann, wie es im Interesse der Sache er-
forderlich wäre. 

Von dieser Klarstellung, Herr Abgeordneter, hat 
der Verteidigungsausschuß mit Befriedigung Kennt-
nis genommen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Ollesch, die aber nicht den Inhalt dier Ihnen 
soeben abgelehnten haben darf. 

Ollesch (FDP) : Nein, Herr Präsident. 
Herr Staatssekretär, sind Sie nicht der Meinung, 

daß unrichtige Pressemeldungen, die einen ver-
hältnismäßig großen Wirbel erzeugen, möglichst 
bald, d. h. bei Kenntnisnahme dieser Pressemeldun-
gen, durch die dazu besonders eingerichteten Dienst-
stellen dementiert werden sollten, damit diese Auf-
regung über angeblich unrichtige Pressemeldungen 
gar nicht erst entsteht? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, wir 
sind daurchaus dieser Meinung, und wir hätten in 
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Staatssekretär von Hase 
der Tat auf beiden Seiten, wenn ich das so aus-
drücken darf, Wirbel und Arger sparen können. 
Ich kann hier zur Entlastung nur anführen, daß sich 
die Vorgänge in Decimomannu zugetragen haben 
und daß die Aufklärung der Vorgänge, in die auch 
die Presse eingeschaltet werden mußte, etwas mehr 
Zeit gefordert hat, als es sonst bei derartigen 
Dementis üblich ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
mit mir der Meinung, daß auch bei wohlwollender 
Betrachtung der Arbeit des IPZ, des Informations-
und Pressezentrums des . Bundesverteidigungs-
ministeriums, der Zeitraum von drei Tagen bis zum 
Dementi doch etwas zu lang ist? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, wir 
werden uns bemühen, in Zukunft in ähnlichen Fällen 
den Zeitraum zu verkürzen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 21 des 
Herrn Abgeordneten Jung: 

Wann ist mit dem endgültigen Bau des seit langer Zeit für 
notwendig erachteten Soldatenheimes in Mellrichstadt zu 
rechnen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Die Katholische Arbeits-
gemeinschaft für Soldatenbetreuung beabsichtigt, 
im Jahre 1969 mit dem Bau des Soldatenheims in 
Mellrichstadt zu beginnen. Die Bauzeit beträgt etwa 
ein Jahr. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 22 des 
Herrn Abgeordneten Jung: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Räumlich-
keiten zur Verfügung zu stellen, um für die Unteroffiziere und 
Feldwebel und deren Familien Begegnungsstätten ähnlich denen 
der Offiziersheime zu schaffen? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Die Bundesregierung hat 
die Absicht, die zur Zeit im Dienst befindlichen 
Flugzeugmuster F 104 G und G 91 Fiat Mitte der 
70er Jahre durch ein neues Flugzeug abzulösen. 

(Abg. Jung: Sie sind bereits zu weit! Das 
ist eine andere Frage!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das ist nicht die 
rechte Antwort, Herr Staatssekretär. Aber es ist die 
Tücke des Papiers, daß es Versteck spielt. 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Ich bitte um Entschuldi-
gung, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr 
Staatssekretär. Wir haben alle Verständnis. 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Begegnungsstätten, ähn-
lich denen der Offiziersheime, für Unteroffiziere und 
Feldwebel sowie deren Familien werden durch den 
Bau von Unteroffizierheimen geschaffen. Dort, wo 
diese Heime noch nicht vorhanden sind, stehen 
Unteroffizierheimräume zur Verfügung. Die Größe 
der Unteroffizierheime, besonders die der Unter-
offizierheimräume, die nicht mehr der angewachse-
nen Zahl der Unteroffiziere im Bataillon genügen, 
und die Bewirtschaftungsform bestimmen jeweils 
die Möglichkeiten und das Ausmaß der Begegnung. 

Bei fehlenden geeigneten Räumlichkeiten kann für 
diese Zwecke auch das Soldatenheim, sofern im 
Standort vorhanden, in Anspruch genommen wer-
den. Dasselbe gilt für eine Inanspruchnahme der 
Offizierheime in Sonderfällen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Jung. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, mir sind Fälle 
bekannt, wo Gebäude vorhanden sind, die die Un-
teroffiziere gern ausbauen würden, die aber ganz 
einfach nicht zur Verfügung gestellt werden können. 
Wäre es in diesen Fällen nach einer Überprüfung, 
ob diese Gebäude für andere Zwecke nicht mehr be-
nutzt werden, möglich, sie den Unteroffizieren als 
Unteroffizierheime zur Verfügung zu stellen? Ich 
glaube, daß die Schaffung von Unteroffizierheimen 
auch ein Problem darstellt, das wir insgesamt auch 
unter dem Gesichtspunkt der gesellschaftlichen An-
erkennung des Unteroffiziersstandes und der damit 
verbundenen Unruhe, die derzeit spürbar ist, sehen 
müssen und das damit beseitigt werden könnte. 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Ich gebe Ihnen zu, Herr Ab-
geordneter, daß die Lösung dieser Frage zur Kohä-
renz und zur Hebung der gesellschaftspolitischen 
Stellung des Unteroffizierskorps beitragen kann. 
Ich kann Ihnen versichern, daß von seiten des 
Bundesministeriums der Verteidigung auch die von 
Ihnen eben angedeuteten zusätzlichen Möglichkei-
ten untersucht werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
mir zustimmen, wenn ich dem Kollegen Jung sagte, 
ich könnte höchstens von einem Soldatenstand 
sprechen, keineswegs aber von einem Unteroffiziers-
stand und Offiziersstand? Darüber hinaus bin ich 
der Auffassung, daß wir aus der ständischen Ge-
sellschaft allmählich herausgewachsen sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich glaube, die 
Frage bedurfte keiner Antwort. 

Herr Ertl zu einer Zusatzfrage. 
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Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, würden Sie mir 
zustimmen, daß entgegen der Meinung des Kollegen 
Berkhan in der Regel in Unteroffizierheimen keine 
Offiziere verkehren oder, wie mir berichtet worden 
ist, sogar nicht verkehren sollen? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Präsident, ich möchte 
hierzu sagen, daß einige Vertreter des Hauses inso-
fern in eine andere Terminologie hineingekommen 
sind, als bei der Auszeichnung der Soldatenheime, 
Unteroffizierheime und Offizierheime von einer 
Unterscheidung ausgegangen wird, die im militäri-
schen und gesellschaftspolitischen Raum nicht mehr 
wirksam sein sollte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
sagen, daß der Zustand der Heime und auch die 
Kontaktmöglichkeiten durchaus befriedigend sind — 
so,  wie von Ihnen dargestellt —, oder sind Sie nicht 
der Meinung, daß es erhebliche Bedenken und auch 
erhebliche Mängel gibt? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, es ist 
sehr unterschiedlich. Ich habe selbst einige Heime 
gesehen. Es ist unterschiedlich sowohl nach den 
Standorten als insbesondere auch in bezug auf die 
Lage der Standorte. Wir sind bemüht, in erster Linie 
den sogenannten Einödstandorten zu helfen, weil da 
alle Soldaten auf das kameradschaftliche Beisam-
mensein und einen würdigen äußeren Rahmen be-
sonders angewiesen sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 23 des 
Herrn Abgeordneten Jung: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um auch die 
Soldaten auf Zeit, die Offiziere sind, nach Ablauf ihrer Ver-
pflichtungszeit in das Berufsleben einzugliedern, ohne daß sie 
ihren sozialen Besitzstand vermindern müssen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Nach § 6 des Soldatenver-
sorgungsgesetzes wird allen Soldaten auf Zeit, die 
Dienstzeitverordnung erhalten, die Eingliederung in 
das spätere Berufsleben erleichtert. Demnach können 
auch Offiziere auf Zeit an den berufsfördernden 
Maßnahmen während der Wehrdienstzeit teilneh-
men, soweit diese in einem unmittelbaren Zusam-
menhang mit dem erlernten oder angestrebten Beruf 
stehen. 

Weiterhin erhalten alle Offiziere auf Zeit Einglie-
derungshilfen des Berufsförderungsdienstes. 

Offiziere auf Zeit haben keinen Rechtsanspruch 
auf eine Fachausbildung nach § 5 und § 5 a des Sol-
datenversorgungsgesetzes. Sie erhalten dafür eine 
höhere Übergangsbeihilfe als Unteroffiziere und 
Mannschaften. Um ehemaligen Offizieren auf Zeit 
eine Ausbildung zu erleichtern, die ihnen in Verbin-
dung mit ihren Kenntnissen und Erfahrungen aus  

dem Wehrdienst den Aufstieg in Führungspositionen 
der Wirtschaft eröffnet, habe ich in Zusammenarbeit 
mit der Akademie für Führungskräfte der Wirt-
schaft, Bad Harzburg, an diesem Institut einen „10-
Wochen-Lehrgang: Harzburg-Kolleg der Wirtschaft 
für ehem. Zeitoffiziere der Bundeswehr" eingerich-
tet. Der Beginn des ersten Kollegs ist für den 20. Ja-
nuar 1969 vorgesehen. 

Zur Zeit verhandle ich mit dem Kurt-Hegner-In-
stitut, Darmstadt, und dem Rationalisierungs-Kura-
torium der Deutschen Wirtschaft e. V., Frankfurt 
a. M., über die Einrichtung entsprechender Ausbil-
dungen. 

Im Rahmen ihrer truppenfachlichen Ausbildung 
können Offiziere auf Zeit an folgenden Akademien 
der Bundeswehr gleichzeitig das Prädikat „Ing. grad." 
erwerben: Akademie des Heeres für Maschinenwe-
sen, Darmstadt: Fachrichtung Maschinenbau; Akade-
mie des Heeres für Ingenieurbau, München: Fach-
richtung Ingenieurbau (Tiefbau) ; Technische Akade-
mie der Luftwaffe, Neubiberg, für Offiziere aller drei 
Teilstreitkräfte: Fachrichtung Fernmeldetechnik — 
Elektrotechnik, Fachrichtung Maschinenbau — Elek

-

trotechnik, Fachrichtung Flugzeug-, Waffen- und Bo-
dengerätetechnik. Darüber hinaus kann an der Aka-
demie des Heeres für Maschinenwesen, Darmstadt, 
eine Ausbildung zum Betriebswirt erfolgen. Die An-
erkennung dieser Ausbildung als „Betriebswirt" 
steht bevor. 

Ich bitte um Ihre Nachsicht, Herr Präsident, Herr 
Abgeordneter, wenn ich das so eingehend dargelegt 
habe. Ich wollte damit dartun, daß die Bundeswehr 
an ihrer Bildungsbezogenheit und an der Schaffung 
von Ausbildungsmöglichkeiten als einer vorrangi-
gen Aufgabe festhält. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Jung. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, ich bedanke 
mich für die Antwort. Ich entnehme ihr, daß Sie 
weiterhin bemüht sein werden, auch das Problem der 
Zeitoffiziere mit in die Überlegungen einzubeziehen. 
Hier kommen nämlich zum großen Teil Abiturienten 
in die Bundeswehr, die nun nach Ableistung einer 
Wehrzeit von acht oder zwölf Jahren — das spielt 
im Moment keine Rolle — mit 30 Jahren als Abi-
turienten wieder irgendwo mit dem Studium begin-
nen müssen. Das ist ein Problem, das unbedingt in 
die Überlegungen, die Sie eben nur in Teilbereichen 
aufgezeichnet haben, mit einbezogen werden muß. 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Wir müssen uns dieses 
Problems mit großem Nachdruck annehmen, weil wir 
bekanntermaßen nicht nur einen großen Bedarf an 
Unteroffizieren, sondern auch ein großes Fehl an 
Zeitoffizieren haben. Wenn wir nicht dazu beitragen, 
den Übergang von der Zeitoffizierzeit, seien es 6, 8, 
12 oder 15 Jahre, in die freie Wirtschaft berufs-
fördernd und attraktiv zu gestalten, werden wir 
keine Bewerber mehr als Zeitoffiziere bekommen. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Fragen 24 und 25 
des Herrn Abgeordneten Dr. Wörner: 

Hält die Bundesregierung an ihrer Absicht fest, die gegen-
wärtig bei der Bundeswehr im Einsatz befindliche Flugzeuggene-
ration nach ihrem Auslaufen durch ein von der deutschen Luft-
fahrtindustrie entwickeltes und gefertigtes Flugzeugmuster (NKF) 
zu ersetzen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auch bei einer Mitarbeit aus-
ländischer Staaten der deutschen Luftfahrtindustrie die Feder-
führung bei diesem Projekt zu sichern? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Jetzt kommt nach Fehl-
start das NKF. 

(Heiterkeit.) 

Die Bundesregierung hat die Absicht, die zur Zeit 
im Dienst befindlichen Flugzeugmuster F 104 G und 
G 91 Fiat Mitte der 70er Jahre durch ein neues 
Flugzeug abzulösen. Aus Gründen der Standardi-
sierung und der Kostenersparnis ist die Bundes-
republik bestrebt, dieses Flugzeug gemeinsam mit 
den verbündeten Ländern zu entwickeln und zu fer-
tigen, die einen nach Art und Zeit gleichgelagerten 
Bedarf wie die deutsche Luftwaffe haben. Gegen-
wärtig sind Verhandlungen mit interessierten Län-
dern über die Modalitäten eines gemeinsamen Vor-
gehens im Gange. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, Herr 
Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über 
die Federführung bei diesem Projekt? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Das betrifft die zweite 
Frage, Herr Abgeordneter. Ich darf dazu sagen, daß 
nach internationalem Usus die Federführung im 
Grundsatz an den Partner geht, der den stärksten 
Bedarf für dieses Flugzeugmuster angemeldet hat. 
Das ist nach dem ganzen bisherigen Stand der Zu-
sammenarbeit im Konsortium die Bundesrepublik 
Deutschland. Auf jeden Fall, Herr Abgeordneter, 
sind wir bemüht, der deutschen Luftfahrtindustrie bei 
diesem Projekt einen Anteil zu sichern, der, wie 
gesagt, unserer starken Abnahmeposition entspricht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Teilt die Bundesregie-
rung die Auffassung, daß die deutsche Luftfahrt-
industrie durchaus in der Lage wäre, die Federfüh-
rung eines solchen Projekts zu übernehmen? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Die Bundesregierung ist 
durch den Zusammenschluß von Teilen der deutschen 
Luftfahrtindustrie ermutigt, nicht zuletzt auch aus 
dem Grunde, um die starke Konkurrenz des Aus-
landes auf diesem Gebiete durch entsprechendes 
technisches Know-how ausgleichen zu können. Die 
Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß man  

in bezug auf die Rüstungspolitik in eine isolierte 
Autarkie zurückfallen sollte. Sie ist der Meinung, 
daß man hier optimal insbesondere mit den Bündnis-
partnern, die militärisch einen gleichgelagerten Be-
darf haben, zusammenarbeiten soll, daß aber im 
Rahmen dieser Zusammenarbeit die deutschen 
Kenntnisse bestmöglich eingesetzt werden sollen. Im 
Rahmen der technologischen Förderung, die das 
Verteidigungsministerium in den vergangenen Jah-
ren unserer Luftfahrtindustrie hat zukommen lassen, 
hat unsere Luftfahrtindustrie sehr erhebliche Kennt-
nisse auf dem Gebiete des sogenannten Design-
Leadership sammeln können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung meiner Auffassung, daß die Ent-
scheidung über dieses Projekt, über die Modalitäten 
dieses Projekts, über die Durchführung dieses Pro-
jekts, noch in diesem Jahr zu fallen hat, wenn bis 
zum Jahre 1975 dieses Flugzeugmuster zur Ablösung 
bereitstehen soll? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, die Ent-
scheidung muß so früh wie möglich fallen. Ich möchte 
mich nicht auf das Kalenderjahr 1968 festlegen, weil 
es bis zum Jahre 1969 nur noch eine relativ sehr 
kurze Zeit ist. Durch die beteiligten Industrien wird 
— wie Ihnen sicher bekannt ist — eine sogenannte 
Feasibility-Study oder Machbarkeitsstudie des Flug-
zeugs angefertigt. Wir hoffen, daß von dieser Studie, 
von der wir einen Zwischenbericht noch im Dezem-
ber erbeten haben, ausreichende Klarheit ausgehen 
wird, auf deren Grundlage dann die endgültigen 
Entscheidungen zu treffen wären. Der Endtermin für 
diese Machbarkeitsstudie, also nicht für den Vor- 
und Zwischenbericht, ist der 1. Februar 1969. Ich 
glaube, das sollte in der Tat der äußerste Zeitpunkt 
sein, zu dem eine Entscheidung zu treffen ist, sonst 
wird die Lücke zwischen den jetzt auslaufenden oder 
den dann auslaufenden Flugzeugen vom Typ F 104 
und den neu zu erstellenden NKF-Mustern zu groß. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Einen Augen-
blick, Herr Wörner. 

An der Nahtstelle zwischen der Fragestunde und 
dem übrigen Programm wird es immer etwas un-
ruhig, aber es ist fast nicht mehr möglich, die Frage-
stunde zu Ende zu führen. Ich bitte doch um mehr 
Ruhe! 

Bitte, Herr Wörner! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Für den Fall, Herr 
Staatssekretär, daß bis zu dem von Ihnen angege-
benen Zeitpunkt keine Einigkeit insbesondere mit 
der britischen Regierung über die Federführung 
herbeigeführt worden sein sollte: Wäre die deutsche 
Regierung dann bereit, das Projekt ohne die Be-
teiligung der britischen Regierung mit den übrigen 
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Dr. Wörner 
interessierten Nationen voranzutreiben und abzu-
schließen? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, Sie wer-
den verstehen, wenn ich dies als eine hypothetische 
Frage bezeichne und im Augenblick dazu nicht 
Stellung nehmen möchte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Frage, Herr 
Jung. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, treffen die Ge-
rüchte zu — gerade in bezug auf die letzte Frage 
von Herrn Kollegen Wörner —, daß Partner im 
Konsortium unter Umständen aus dem Projekt 
„Airbus" aussteigen, wenn ihnen nicht die Feder-
führung für NKF übertragen wird? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, zur 
Klarstellung darf ich sagen, daß wir hier jetzt nicht 
über das Projekt Airbus gesprochen haben, sondern 
über das NKF. 

(Abg. Jung: Ich habe gesagt — —) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Debatte 
bitte, Herr Jung! 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Ein Junktim zwischen den 
beiden Projekten Airbus, der ein ziviles Projekt ist, 
und NKF, das ein militärisches Projekt ist, besteht 
in den Verhandlungen nicht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 26 des 
Herrn Abgeordneten Josten: 

In welcher Weise will die Bundesregierung auf Grund zahl-
reicher Vorschläge zur Wehrgerechtigkeit beitragen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Der Verteidigungsausschuß 
des Deutschen Bundestages hat sich mit Fragen der 
Wehrgerechtigkeit befaßt und auf Antrag des Bun-
desministers der Verteidigung eine Kommission für 
den Wehrdienstausgleich gebildet. Diese Kommis-
sion hat dem Parlament einen alle Seiten des Kom-
plexes beleuchtenden und umfassenden Lösungs-
vorschlag vorgelegt. Die Bundesregierung hat dazu 
eine Stellungnahme erarbeitet, die in Kürze vor-
gelegt werden kann. 

Josten (CDU/CSU) : Da ich selbst Mitglied im 
Verteidigungsausschuß bin, darf ich, nachdem die 
Nachteile der eingezogenen Wehrpflichtigen seit 
Monaten größer werden, fragen, ob Ihr Ministerium 
mehr als bisher zur Herstellung der Wehrgerechtig-
keit beitragen will. 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, wir  

glauben, daß sowohl der Bericht des Parlaments 
wie die dazu zusätzlich erarbeitete Stellungnahme 
und die zusätzlichen Vorschläge des Ministeriums 
dazu beitragen werden, dieses sehr schwierige Pro-
blem, das fast in keinem vergleichbaren Lande 
gelöst ist, zu erleichtern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Frage noch, 
Herr Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie bitten, daß auch Ihr Ministerium in Verbindung 
mit den Ländern und Universitäten dafür eintreten 
wird, daß die eingezogenen Studenten nach ihrem 
Wehrdienst bevorzugt Studienplätze erhalten. 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, wir 
haben uns dieserhalb schon in einem Brief an den 
Vorsitzenden der Konferenz der Kultusminister der 
Länder gewandt und hoffen, daß das einigen Erfolg 
haben wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß die Frage der gleichmäßigen 
Behandlung und damit der Gerechtigkeit für die 
Wehrpflichtigen es dringend notwendig machen 
würde, sich mit etwas mehr Tempo dieses Anliegens 
anzunehmen, selbst wenn in anderen Ländern und 
bei uns noch kein Musterbeispiel vorliegt? 

von Hase, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich 
räume ohne weiteres ein, daß diese Frage unter 
einem starken Zeitdruck steht. Ich darf hier zur Ent-
lastung des Ministeriums einfügen, daß gewisse 
Elemente, von denen wir geglaubt haben, daß sie 
zur Lösung dieses Problems beitragen könnten, nach 
der Invasion in die CSSR und nach den Beschlüssen 
der Ministerratssitzung der NATO einer gewissen 
Überprüfung und Modifizierung unterzogen werden 
müssen. Das ändert aber nichts an der grundsätz-
lichen Anerkenntnis, daß hier ein Zeitdruck besteht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich muß die 
Fragestunde damit abschließen. Danke, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 36 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
zu Petitionen 

— Drucksache V/3497 — 

Das Wort dazu wird nicht gewünscht. Wer dem 
Antrag des Ausschusses zustimmen will, gebe das 
Handzeichen! — Danke. Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Antrag des Ausschusses ist angenom-
men. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 37 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
zu Petitionen 

— Drucksache V/3517 — 

Wer diesem Antrag des Ausschusses auf Druck-
sache V/3517 zustimmen will, gebe das Handzeichen! 
— Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Besteuerung des Straßengüterverkehrs 

— aus Drucksache V/2494, Drucksache V/3421 — 
Zusammenstellung der Beschlüsse des Bun-
destages in zweiter Beratung 

— Drucksache V/3498 — 

Ehe wir jetzt in die Beratung eintreten, wollen 
wir uns sammeln und setzen. 

(Heiterkeit.) 

Ich sehe, daß Sie mir zustimmen; ich bitte aber, es 
auch zu tun. Darf ich die Kollegen bitten, Platz zu 
nehmen. — Ich bitte, Platz zu nehmen. Das richtet 
sich an alle, die stehen. 

Jetzt frage ich, ob zur allgemeinen Aussprache in 
dritter •Beratung das Wort gewünscht wird. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. 

Wir nehmen die Zusammenstellung des Entwurfs 
mit den Beschlüssen in zweiter Beratung Druck-
sache V/3498. 

Zu § 1 liegen keine Änderungsanträge vor, wohl 
aber zu § 2, und zwar der Änderungsantrag der Ab-
geordneten Dr. Imle, Ramms und der Fraktion der 
FDP auf Umdruck 535 *) Ziffern 1 bis 8. Wird der 
Antrag begründet? — 

(Abg. Dr. Imle: Herr Präsident, ich bitte, die 
Ziffern einzeln aufzurufen!) 

— Die Ziffern werden einzeln aufgerufen. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 
der FDP auf Umdruck 535 Ziffer 1 ab. Wer der Zif-
fer 1 zustimmen will, gebe das Zeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit großer Mehr-
heit abgelehnt. 

Ich rufe den Antrag Umdruck 535 Ziffer 2 auf. — 
Sie haben das Wort, Herr Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! In der jetzigen Fassung 
des Gesetzentwurfs werden Mischfuttermittel nur 
dann begünstigt, wenn sie in Spezialtankfahrzeugen 
befördert werden. Das ist natürlich völlig richtig. 
Damit werden aber die kleineren Landwirte, die 
Mischfuttermittel nicht aus Tankfahrzeugen bezie-
hen, benachteiligt. Wir meinen, man sollte alle die- 

*) Siehe Anlage 2 

jenigen, die Mischfuttermittel beziehen, begünsti-
gen. Deshalb sollten wir in § 2 Nr. 6 Buchstabe h 
die Worte „aus" und „in Spezialtankfahrzeugen" 
streichen. Dann sind alle, die Mischfuttermittel 
beziehen, begünstigt. Ich meine, das wäre ein An-
liegen, das der gesamten Landwirtschaft gerecht 
würde. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort wird 
nicht weiter gewünscht. 

Wir stimmen über den Änderungsantrag Umdruck 
535 Ziffer 2 ab. Wer zustimmen will, gebe das Zei-
chen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Umdruck 535 Ziffer 3! — Herr Ramms, Sie haben 
das Wort zur Begründung. 

Ramms (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! In § 2 Nr. 6 Buch-
stabe k heißt es:  

Von der Besteuerung sind ausgenommen . . . 

6. die Beförderung von . . . 

k) Mineralbrunnen und den unter ausschließ-
licher Verwendung von Mineralbrunnen am 
Quellort abgefüllten süßen, alkoholfreien Er-
frischungsgetränken; 

Hier machen Sie in der Gesetzgebung einen Unter-
schied in der Herstellungsform der süßen Limona-
den. Dieser Unterschied kann nicht aufrechterhalten 
werden; denn hier wird die Gleichheit vor dem 
Gesetz mit berührt. Sie müssen also die Worte „den 
unter ausschließlicher Verwendung von Mineral-
brunnen am Quellort abgefüllten" streichen, und 
der Absatz müßte lauten: 

k) Mineralbrunnen und süßen, alkoholfreien 
Erfrischungsgetränken; 

Nur so können Sie eine Gleichbehandlung der 
gesamten süßen Limonaden erreichen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort wird 
weiter nicht gewünscht. 

Wir stimmen über Umdruck 535 Ziffer 3 ab. Wer 
zustimmen will, gebe das Handzeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen zum Änderungsantrag Umdruck 535 
Ziffer 4. — Herr Dr. Imle, bitte! 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! In der zweiten Lesung ist 
beschlossen worden, daß die Beförderung von Roh-
holz und den anderen in § 2 Nr. 6 Buchstabe m auf-
geführten Erzeugnissen bis 170 km von der Besteue-
rung ausgenommen sein soll. Damit ist ein Anschluß 
an die Beförderung von und zu Seehäfen vorgenom-
men worden, und wir halten das natürlich insofern 
für gut. Was wir allerdings nicht für richtig befinden, 
ist, daß bei der Beförderung von und zu Seehäfen 
die Besteuerung erst nach 170 km beginnen soll, 
während hier in diesem Falle die Besteuerung 
bereits nach 50 km, nach der Nahverkehrszone er- 
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folgen soll. Wir sind der Meinung, daß hier eine 
völlige Gleichstellung erfolgen sollte, und beantra-
gen deshalb, die Zahl „50" durch die Zahl „170" zu 
ersetzen. Das heißt, daß die Besteuerung dann auch 
erst nach 170 km voll einsetzt und nicht schon nach 
den 50 km der Nahverkehrszone. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, ehe ich das Wort weiter gebe, bitte ich 
nochmals um etwas mehr Ruhe. Es ist wirklich 
schwierig, den Verhandlungen zu folgen. Auch bitte 
ich, die Stehkonvente im hinteren Teil des Saales 
aufzulösen oder nach draußen zu verlegen. 

Wir stimmen über Ziffer 4 des Umdrucks 535 ab. 
Wer zustimmen will, gebe das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Ziffer 5 des Umdrucks 535! Das Wort hat Herr 
Dr. Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident, in diesen Zu-
sammenhang gehört meines Erachtens auch der 
Änderungsantrag Umdruck 540, der die Baumschul-
erzeugnisse insgesamt erfaßt. Da dies der weiter-
gehende Antrag ist, der die Erzeugnisse der Forst-
baumschulen mit erfaßt, würde ich vorschlagen, daß 
wir erst den Antrag Umdruck 540 *) behandeln; darin 
wäre unser Antrag einbegriffen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Es ist vor-
geschlagen, den Antrag Umdruck 540 gleich mit zu 
behandeln. 

(Zurufe: Einverstanden!) 

Sie haben das Wort, Herr Kollege Bremer. 

Bremer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bitte um Ihr Verständnis, 
wenn ich Sie zum zweiten Male jetzt in der dritten 
Lesung um Gehör für einen Antrag bitte, der die 
Einbeziehung der Baumschulerzeugnisse ganz allge-
mein in die Freiliste vorsieht. Ich darf noch einmal in 
Erinnerung rufen, daß die Baumschulanbaugebiete 
mit ihren Zentren ganz peripher im Norden unseres 
Bundesgebietes liegen und nachgewiesenermaßen 
eine mittlere Transportentfernung von 500 km ha-
ben. 

Hinzu kommt, daß diese Erzeugnisse außerordent-
lich transportempfindlich sind. Alle anderen Erzeug-
nisse mit ähnlicher Transportempfindlichkeit sind in 
der Freiliste enthalten. Daß diese Transportempfind-
lichkeit bejaht wird, ergibt sich daraus, daß die 
Bundesbahn in der Vergangenheit für Fische und für 
Baumschulerzeugnisse Ausnahmetarife bewilligt 
hatte, die erst vor kurzem wieder aufgehoben wor-
den sind. 

Ich darf daher meinen dringenden Appell an Sie 
richten, der Einbeziehung der Baumschulerzeugnisse, 
Produkte eines regionalen und auch vom Umfang 
her kleinen Wirtschaftszweiges, Ihr Einverständnis 
zu geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

*) Siehe Anlage 3 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Wortmel-
dungen mehr. Wir müssen getrennt abstimmen, weil 
es sich um deutlich abgesetzte Anträge innerhalb 
derselben Ziffer 5 — § 2 Nr. 6 Buchstabe m — 
handelt. Zunächst Ziffer 5 des Umdrucks 535! Wer 
dem Antrag zustimmen will, gebe das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Dann Umdruck 540, Antrag der Abgeordneten 
Bremer und Genossen. Wer dem Antrag zustimmen 
will, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — Das 
zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

(Unruhe.) 

Dann kommen wir zu Ziffer 6 des Umdrucks 535. 
— Dazu haben Sie das Wort. 

Sander (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich muß noch einmal 
auf die Befreiung der Zuckerrüben von der Be-
förderungsteuer eingehen. Sie wissen, daß bei 
dieser Besteuerung nicht allein die Frucht Zucker-
rübe besteuert wird. Gerade in diesem Herbst 
waren erhebliche Schmutzprozente üblich. Wir 
mußten bei dem Rohprodukt Zuckerrübe sogar bis 
zu 50 % Erde mit befördern. Dadurch kommt es zu 
einer ungeheuren ungerechten Belastung für die 
zuckerrübenanbauenden Landwirte. 

Ich möchte deshalb an Sie appellieren, nachdem 
wir die anderen Produkte aus der Landwirtschaft, 
z. B. Getreide usw., befreit haben, daß wir uns 
hierzu auch bei diesem Produkt entschließen. Ich 
habe Ihnen schon das letztemal klarzumachen ver-
sucht, daß ,es einfach nicht möglich ist, die Zucker-
rüben auf der Bahn zu verladen, nicht allein, weil 
in der Nähe keine Bahnhöfe sind, sondern weil auch 
die betreffenden Waggons, die zur Verladung not-
wendig sind, nicht gestellt werden können. 

Ich möchte auf ein Schreiben des Bundesernäh-
rungsministers vom 1. Juli 1968 an den Verein der 
Zuckerindustrie hinweisen. Darin schreibt er ganz 
klar, daß für die Kampagne 1968/69 die für die Ab-
fuhr von Zuckerrüben benötigten Güterwagen nicht 
in der notwendigen Anzahl zur Verfügung stehen. 
Es wäre nicht gut, wenn ich jetzt meine anderen 
Beweggründe hier noch einmal aufzeigte. Aber die-
ser Hinweis auf das Nichtvorhandensein von Bahn-
höfen und auf die fehlenden Waggons müßte uns 
nun doch endlich Anlaß geben, auch der Befreiung 
der Zuckerrüben von der Beförderungsteuer zuzu-
stimmen. 

Ich bitte also hier um Zustimmung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer dem Antrag Ziffer 6 auf 
Umdruck 535 zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe die Ziffer 7 des gleichen Antrags Um-
druck 535 auf. Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Peters (Poppenbüll). 
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Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In Ziffer 7 beantragen 
wir, daß außer Lebendrindern und Fleisch, die schon 
in vorigen Positionen befreit sind, nunmehr auch 
verarbeitetes Fleisch ausgenommen wird. Wir sind 
der Meinung, daß es für marktferne Gebiete un-
bedingt erforderlich ist, daß unserem Wunsch ent-
sprochen wird. Sonst werden diese Gebiete durch 
Regionalmaßnahmen gefördert. Wenn man sie hier 
nicht in die Ausnahmeliste einbezöge, würde man 
diese Betriebe schädigen und sie zum großen Teil 
zum Erliegen bringen. Wir bitten also, unserem 
Antrag zu entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Wortmel-
dungen. Wir stimmen ab über Ziffer 7 des Antrags 
Umdruck 535. Wer zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enhaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Ziffer 8 des gleichen Umdrucks! Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wir stimmen ab. Wer dem An-
trag Ziffer 8 zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Ziffer 8 ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, darf ich feststellen, daß 
mit der Ablehnung des Antrags Ziffer 1 auf Um-
druck 535 auch der Bleichlautende Antrag der Ab-
geordneten Stücklen, Ehnes usw. auf Umdruck 539 *) 
abgelehnt ist. 

Dann ist der § 2 unverändert aus diesen Abstim-
mungen hervorgegangen. 

Ich rufe den § 5 auf, zu dem jetzt Änderungsan-
träge vorliegen, und zwar zunächst auf Umdruck 
536 **) Ziffer 1: Änderungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD, und dann auf Umdruck 535 
Ziffer 9: Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Imle, Ramms und der Fraktion der FDP. Wird das 
Wort gewünscht? — Herr Dr. Imle, Sie haben das 
Wort! 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich darf mir vielleicht 
den Hinweis erlauben, daß wir gebeten hatten, § 5 
Abs. 2 ganz zu streichen. Das wäre vielleicht das 
Weitergehende gewesen. Aber nachdem sich die 
Koalition hier darüber einig ist, daß unserem An-
liegen insofern Rechnung getragen werden soll, als 
nach Abs. 2 lediglich ein buchmäßiger Nachweis ver-
langt werden soll, werden ,wir diesem Antrag zu-
stimmen und insoweit unseren Antrag als darin auf-
gegangen ansehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine weitere Begründung kann ich mir wohl er-
sparen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Eine Gruppe 

*) Siehe Anlage 4 
**) Siehe Anlage 5 

unserer Fraktion hatte — wie einige Kollegen der 
FDP-Fraktion — bei der zweiten Lesung ebenfalls 
beantragt, § 5 Abs. 2 zu streichen. Wir waren der 
Auffassung, daß dieser Passus gegen die Prinzipien 
einer gesunden Strukturpolitik verstößt und zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen würde. Die Unter-
haltungen, die im Anschluß an die zweite Lesung, 
in der dieser Antrag verworfen wurde, geführt wur-
den, haben nun dazu geführt, daß man diese nach 
meiner Auffassung berechtigte Kritik anerkennt. 
Dieser Antrag ist nunmehr in einem Antrag der 
Koalitionsparteien aufgegangen; deshalb ziehen 
auch wir unseren Antrag auf Umdruck 538*) zurück 
und bitten um Annahme des Antrages der Regie-
rungsfraktionen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort wird 
nicht weiter gewünscht. — Wir stimmen ab über 
den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD auf Umdruck 536 Ziffer 1. Wer zustimmen will; 
gebe das Handzeichen! Danke. — Gegenstimmen? — 
Enthaltungen? — Dann ist das sogar einmal ein-
stimmig angenommen. 

Damit sind, wenn ich es recht verstanden habe, 
die Anträge auf Umdruck 538 und 535 Ziffer 9 er-
ledigt. 

Damit ist der § 5 in der durch Umdruck 536 Zif-
fer 1 geänderten Fasung angenommen. 

Wir kommen zu § 6. Hier liegen mehrere Ände-
rungsanträge vor, zunächst auf Umdruck 536, Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD zu 
Abs. 3, ferner auf Umdruck 537. **) Wird das Wort 
dazu gewünscht? Herr Fellermaier hat das Wort. 

Fellermaier (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktionen der CDU/CSU 
und der SPD beantragen mit dem Umdruck 536 
Ziffer 2 eine Änderung des Ergebnisses der zweiten 
Lesung. In der zweiten Lesung wurden auf Wunsch 
der CDU/CSU-Fraktion die Bundesausbaugebiete in 
den Katalog mit aufgenommen. Wenn sich jetzt 
beide Koalitionsfraktionen in der dritten Lesung 
entschließen, zur ursprünglichen Vorlage der Bun-
desregierung zurückzukehren, so vor allem deshalb, 
weil man dadurch in die Lage versetzt wird, in 
jedem einzelnen Fall über das Zonenrand- und 
Frachthilfegebiet hinaus zur Vermeidung schwer-
wiegender wirtschaftlicher Nachteile dem einen oder 
anderen Gebiet nach sorgfältiger Prüfung die 
Steuervergüstigung zu gewähren. Bei der Aufnahme 
der Bundesausbaugebiete hätten sich viele Unzu-
länglichkeiten und Benachteiligungen von Gebieten 
ergeben können, die bei der Festlegung der Bun-
desausbaugebiete vor vielen Jahren einfach noch 
nicht berücksichtigt werden konnten. Nach dem An-
trag soll der Bundesminister der Finanzen ermäch-
tigt werden, im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Verkehr die Steuer für Beförderungen 
von oder nach bestimmten Teilen des Bundesgebie-
tes um 50 °/a zu ermäßigen. Damit tragen wir auch 
zahlreichen Bedenken aus den verschiedenen Wirt- 

*) Siehe Anlage 6 
**) Siehe Anlage 7 
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schaftszweigen Rechnung, die Wettbewerbsverzer-
rungen durch eine ausschließliche Fixierung der 
Bundesausbaugebiete befürchten. Im übrigen haben 
jetzt auch die Bundesländer Gelegenheit, im Wege 
der Beratung im Bundesrat bei der Rechtsverord-
nung in Abstimmung mit der Bundesregierung die 
Auswahl sehr differenziert und nach volkswirt-
schaftlichen sowie verkehrsmäßigen Kriterien vor-
zunehmen. Wir bitten Sie deshalb, dem Änderungs-
antrag zuzustimmen. 

Gestatten Sie mir, Herr Präsident, zugleich noch 
eine Bemerkung zu dem Änderungsantrag Umdruck 
537. Es handelt sich nur um eine Angleichung an das 
alte Beförderungsteuergesetz. Das Wort „ehema-
lige" wird lediglich aus rechtssystematischen Grün-
den eingefügt, ohne daß sich im sachlichen Inhalt 
etwas ändert. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Sie haben die 
Begründung des Änderungsantrags Umdruck 536 
Ziffer 2 zu § 6 Abs. 3 gehört. 

Zunächst müssen wir aber § 6 Abs. 2 behandeln. 
Dazu liegt der Änderungsantrag Umdruck 537 vor. 
Kann über die Ziffern 1 und 2 gemeinsam abge-
stimmt werden? — Wir stimmen ab über den Än-
derungsantrag Umdruck 537 Ziffern 1 und 2. Wer 
zustimmen will, gebe das Handzeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Wir kommen dann zu den Änderungsanträgen zu 
§ 6 Abs. 3. Das Wort zu dem Änderungsantrag Um-
druck 535 Ziffer 10 hat Herr Dr. Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich darf gleichzeitig zu 
den Ausführungen von Herrn Fellermaier Stellung 
nehmen. Die Fraktion der FDP kann ihr Erstaunen 
nicht verhehlen, daß es bei dieser Bestimmung 
dauernd hin und her gegangen ist. Die erste Fas-
sung enthielt eine Bestimmung, wie sie jetzt von 
der Koalition für § 6 Abs. 3 vorgeschlagen wird. 
Die ist dann herausgeflogen. Danach sind diese Bun-
desausbaugebiete neu hineingekommen. Ich habe 
mir einmal das Vergnügen gemacht, nachzuzählen, 
wieviel Landkreise nach § 6 überhaupt begünstigt 
werden sollen. Ich bin auf die Zahl von 211 Land-
kreisen — in Abs. 3 allein 173 — von insgesamt 
425 Landkreisen in der Bundesrepublik gekommen. 
Das sind 40,7 % aller Landkreise, die hier befreit 
sind. Ich frage mich: ist es überhaupt noch verfas-
sungskonform, wenn man ein solches Gebiet heraus-
nimmt? Davor hat man wohl Angst bekommen, und 
man hat gesagt: Dieser Frage, ob das in Ordnung 
ist, wollen wir uns nicht aussetzen, wir werden da-
her einen neuen Antrag bringen und werden jetzt 
die Verantwortung den Ländern zuschieben, weil 
diese ja der Rechtsverordnung zustimmen müssen. 
Damit entsteht natürlich wiederum die Gefahr, daß 
in den verschiedenen Ländern nach verschiedenen 
Grundsätzen verschieden geurteilt wird und gleiche 
Tatbestände unterschiedlich angesehen werden. 
Gleichwohl sind wir der Meinung, daß die andere 
Regelung nach der Herausnahme bestimmter Land-

kreise zu noch größeren Ungerechtigkeiten führen 
wird. Wir werden daher dem § 6 Abs. 3 unsere Zu-
stimmung geben, weil damit vielleicht doch noch 
etwas insbesondere für den nicht ersetzbaren Werk-
fernverkehr erreicht werden kann. Schön ist aber 
diese ganze Sache, wie es hier gemacht worden ist, 
nicht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Mir liegt auch 
noch der Antrag Umdruck 542 *) der Abgeordneten 
Stooß, Berberich und Genossen vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 
Ist zurückgezogen!) 

— Der Antrag wird zurückgezogen? Vielen Dank! 

Wir haben jetzt also nur die Anträge Um-
druck 535 Ziffer 10 und Umdruck 536 Ziffer 2. Es 
gibt wohl keinen Zweifel, daß der Antrag Um-
druck 536 Ziffer 2 der weitergehende Antrag ist. 

(Abg. Dr. Imle: Es sind natürlich in unserem 
Antrag die Ziffern 10 bis einschließlich 14, 
und diese ziehe ich zurück, weil der § 6 
Abs. 3 in der Fassung des Umdrucks 536 

Ziffer 2 dann die bessere Lösung ist!) 

— Die Ziffern 10 bis einschließlich 14 des Antrags 
Umdruck 535 sind zurückgezogen zugunsten des 
Antrags Umdruck 536 Ziffer 2. Dann bleibt nur 
dieser Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD. 
Wer zustimmen will, gebe das Zeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Gegen wenige Stimmen 
bei wenigen Enthaltungen angenommen! Damit ist 
auch § 6 erledigt. 

Wir kommen zu § 7. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag der Abgeordneten Dr. Schwörer, Krammig 
und Genossen auf Umdruck 541 **) vor. 

Das Wort zur Begründung hat Herr Abgeordneter 
Krammig. 

Krammig (CDU/CSU) : Im Schriftlichen Bericht 
des Finanzausschusses heißt es zu dem in Rede 
stehenden Gesetzentwurf wie folgt: 

Das Gesetz über die Besteuerung des Straßen-
güterverkehrs stellt ein Kernstück des verkehrs-
politischen Programms der Bundesregierung für 
die Jahre 1968 bis 1972 dar; es unterwirft den 
Güterfernverkehr, den Werkfernverkehr sowie 
den grenzüberschreitenden Güter- und Werk-
nahverkehr einer Beförderungsteuer. Ziel die-
ser Maßnahmen ist, ein weiteres Anwachsen des 
Straßengüterfernverkehrs, insbesondere des 
Werkfernverkehrs, und damit eine Verschär-
fung des Wettbewerbs zwischen Schiene und 
Straße für eine Übergangszeit zu verhindern. 
Die Besteuerung soll dazu führen, den Trans-
port von Massengütern von der Straße auf die 
Bundesbahn zu verlagern. 

An einer weiteren Stelle dieses Berichtes heißt es: 
Dem Ausschuß wurde dargelegt, daß es sich bei 
der vorgeschlagenen Besteuerung um eine Not- 

*) Siehe Anlage 8 
**) Siehe Anlage 9 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode —  198. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. November 1968 	10665 

Krammig 
maßnahme handle, die einer allgemeinen Struk-
turverbesserung im Verkehrsgewerbe dienen 
solle. Mit dieser Maßnahme würde nach Ansicht 
der Bundesregierung der gewünschte Umlen-
kungseffekt von der Straße auf die Schiene am 
besten erreicht. 

Um der Zielsetzung des Gesetzentwurfes Rech-
nung zu tragen, hätte es demnach nahegelegen, sol-
chen Werkfernverkehr von der Steuer überhaupt 
auszunehmen, dessen Verlagerung von der Straße 
auf die Bundesbahn nicht — auch nicht im gebro-
chenen Verkehr möglich ist. Dieser Konsequenz aus 
der Zielsetzung des Gesetzentwurfes haben sich je-
doch die Ausschüsse des Bundestages entzogen, ohne 
daß die Gründe dafür aus dem Bericht ersichtlich 
sind. 

Das Problem, das mit sogenanntem unersetzbarem 
Werkfernverkehr verbunden ist, haben sie aller-
dings erkannt. In § 7 des Entwurfs sahen sie daher 
eine Ermäßigung des Werkfernverkehrsteuersatzes 
bis auf 1 Pf  je  Tonnenkilometer vor, wenn das Un-
ternehmen, das die Beförderung vornimmt, wegen 
seiner Eigenart oder geographischen Lage den 
Werkfernverkehr für bestimmte Güter nicht ent-
behren, insbesondere auf die öffentlichen Verkehrs-
unternehmen nicht ausweichen kann und wenn das 
Unternehmen durch die Einziehung der vollen 
Steuer in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten 
ist oder geraten würde. Damit verließen die Aus-
schüsse die Zielsetzung des Gesetzentwurfes, der 
genaugenommen nur den ersetzbaren Werkfernver-
kehr der Besteuerung unterwerfen wollte; denn nur 
dieser enthält z. B. der Bundesbahn Transporte vor. 
Wo die Bundesbahn nicht hinfahren kann oder ein 
gebrochener Verkehr aus ökonomischen Gründen 
unvertretbar wäre, kann selbst die höchste Steuer 
der Bundesbahn kein Transportaufkommen be-
scheren. 
Hätten es die Ausschüsse dabei belassen, in sol-

chen Fällen die Steuer bis auf 1 Pf je Tonnenkilo-
meter zu ermäßigen, so wäre das zwar im Hinblick 
auf die Zielsetzung des Gesetzentwurfes immer noch 
inkonsequent, aber tragbar gewesen. Wenn aber nun 
zusätzlich noch gefordert wurde, der Unternehmer 
müsse, wenn er die Ermäßigung haben wolle, durch 
die Einziehung der vollen Steuer in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten sein oder künftig geraten, 
dann schießt eine solche Forderung weit über den 
Grundgedanken der Beförderungsteuer hinaus. 

Es kann doch — immer im Blick auf die Zielset-
zung des Gesetzentwurfes — nicht richtig sein, uner-
setzbaren Werkfernverkehr nicht nur zu besteuern—
denn auch 1 Pf je Tonnenkilometer stellt noch eine 
Besteuerung dar —, sondern darüber hinaus noch zu 
verlangen, daß ein solcher Unternehmer in wirt-
schaftliche Schwierigkeiten geraten sein muß oder 
geraten würde, wenn ihn die volle Steuer trifft oder 
träfe. Das kann nach Meinung der Antragsteller nicht 
sein. Aus diesen Gründen beantragen sie die Strei-
chung des zweiten Halbsatzes, der die Ermäßigung 
der Steuer von wirtschaftlichen Schwierigkeiten ab-
hängig macht. 

Nun wird gesagt, ohne diese zweite Vorausset-
zung sei die ganze Vorschrift in der Verwaltung  

nicht handhabbar. Dem können die Antragsteller 
nicht zustimmen. Kein Ministerialerlaß wird im-
stande sein, dafür zu sorgen, daß diese Vorschrift 
überall nach den gleichen Maßstäben und Grund-
sätzen angewendet würde. Ein Ermessensspielraum 
für die Behörde bleibt immer. Der kluge Beamte 
wird sich bei seiner Entscheidung deshalb auf die 
für die Anwendung des § 131 der Reichsabgaben-
verordnung maßgebenden Gesichtspunkte zurück-
ziehen und daher Maßstäbe anlegen, die weit über 
das hinausgehen, was der Gesetzgeber mit seiner 
Vorschrift wollte. Auch aus diesem Grunde sollte 
diese Vorschrift fallen. 

Das alte Beförderungsteuergesetz, das erst am 
31. Dezember 1967 außer Kraft trat, enthielt für Er-
laßanträge ähnliche Kriterien. Der Nachweis, daß 
ein Unternehmer durch Zahlung der vollen Steuer 
in wirtschaftliche Schwierigkeiten gerät, war in der 
Regel nicht zu erbringen. Es blieb also bei der Zah-
lung der vollen Steuer. Die gleiche Wirkung tritt mit 
dem kommenden Beförderungsteuergesetz sicherlich 
auch ein, ohne den im Gesetzentwurf verankerten 
Straßenentlastungseffekt auszulösen. Wenn die Er-
mäßigungsmöglichkeit aus der Zielsetzung des Ge-
setzentwurfs also wirklich ernst gemeint ist, sollte 
sie auch nicht von Voraussetzungen abhängig ge-
macht werden, die kaum oder überhaupt nicht zum 
Tragen kommen. 

Daher bitte ich Sie namens der Antragsteller, dem 
Ihnen auf Umdruck 541 vorliegenden Streichungs-
antrag zuzustimmen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu dem gleichen 
§ 7 liegt auf Umdruck 535 Ziffer 15 ein Änderungs-
antrag der FDP vor. Dazu Herr Dr. Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Der Antrag, der soeben 
vom Herrn Kollegen Krammig begründet wurde, ist 
der weitergehende, so daß, wenn dieser Antrag an-
genommen würde, unser Antrag damit von selbst 
seine Erledigung fände. Gleichwohl möchte ich noch 
darauf hinweisen, daß die bis jetzt in Aussicht 
genommene Regelung der früheren Regelung der 
Beförderungsteuer entspricht, welche überhaupt 
nicht zum Tragen gekommen ist, da sie eben prak-
tisch keine nennenswerte Bedeutung erlangt hat. Es 
ist auch zu berücksichtigen, daß die damals schon 
vorgesehene gutachtliche Stellungnahme der Indu-
strie- und Handelskammern nicht zum Tragen kam, 
weil es den betroffenen Unternehmen des Werkfern-
verkehrs einfach nicht möglich war, nachzuweisen, 
daß sie bei Zahlung der vollen Steuer in wirtschaft-
liche Schwierigkeiten geraten waren oder geraten 
würden. Da aber der Werkfernverkehr in besonders 
großem Umfang Angebotslücken ausfüllen muß, sind 
wir der Meinung, daß man hier beides miteinander 
verzahnen muß. 

Wenn also der erste Antrag, dessen Annahme wir 
gerne sähen, nicht angenommen werden sollte, bit-
ten wir, über unseren Antrag, weil er der Regie-
rung, dem Ministerium, etwas mehr entgegenkommt, 
dann noch gesondert abzustimmen. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Leicht. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann mich 
auf die Ausführungen beziehen, die ich zu dieser 
Frage bereits in der zweiten Lesung gemacht habe. 
Ich möchte aber doch noch einmal mit allem Nach-
druck darauf hinweisen, daß, wenn die Fassung an-
genommen würde, die vom Herrn Kollegen Kram-
mig begründet worden ist, oder wenn die Fassung 
angenommen würde, die Herr Kollege Imle hier vor-
getragen hat, wenn also das Wort „und" durch das 
Wort „oder" ersetzt würde, für die Finanzverwal-
tung die größten Schwierigkeiten entstünden und 
daß sie dieser Schwierigkeiten — das soll hier fest-
gestellt werden — wahrscheinlich nicht Herr werden 
kann. Denn es ist selbstverständlich, daß der größte 
Teil der Werkfernverkehr betreibenden Unterneh-
mer — und sicherlich subjektiv zu Recht — geltend 
machen würde, ihr Werkfernverkehr sei schon aus 
Kostengründen einfach nicht ersetzbar. Dann aber 
kommt der Ermessensspielraum der Finanzverwal-
tung zum Tragen, und die Flut der Anträge wird 
dann sicherlich nicht mehr zu bewältigen sein. 

Noch ein Wort zu dem, was der Kollege Krammig 
gesagt hat. § 131 der Abgabenordnung setzt eine 
Existenzgefährdung voraus. Hier aber werden, wenn 
ich es richtig sehe, nur wirtschaftliche Schwierigkei-
ten verlangt, also etwas anderes als eine Existenz-
gefährdung. Wenn man das herausstreicht, rückt 
man den § 131 viel weiter weg. Die Fälle, die dann 
übrigbleiben, können niemals unter § 131 fallen. Für 
seine Anwendung besteht da keine Möglichkeit 
mehr. Ich bitte, das doch bei Ihrer Entscheidung zu 
überlegen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Dr. Imle 
würde Ihnen gerne noch eine Frage stellen. Gestat-
ten Sie das? — Bitte, Herr Imle! 

Dr. Imle (FDP) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
die Ausschaltung der Befürchtung, daß die Finanz-
verwaltung mit einer großen Zahl von Anträgen 
überflutet wird, deren Bearbeitung schwierig ist, 
für besser als eine Regelung, durch die der Wirt-
schaft Belastungen abgenommen werden und nach 
der sie nicht erst nachweisen muß, daß sie kurz vor 
dem Konkurs steht? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich habe bewußt nicht 
zu der verkehrspolitischen Frage Stellung genom-
men, Herr Kollege Imle, sondern nur zu den Schwie-
rigkeiten, die wir sehen und die insbesondere unse-
ren Bereich betreffen. Ich könnte mir aber vorstellen, 
daß die wirtschaftliche Belastung durch dieses Ge-
setz in einem gewissen Umfang gewollt ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Krammig. 

(Zuruf von der SPD: Muß das sein?) 

Krammig (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es fällt mir als einem ehemali-
gen Angehörigen der Finanzverwaltung etwas 
schwer, auf das, was Herr Staatssekretär Leicht ge-
sagt hat, mit der notwendigen Ruhe zu antworten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP.) 

Ich muß Ihnen ganz offen sagen, wenn das Ver-
kehrsministerium, das ja hinsichtlich des unersetz-
baren Werkfernverkehrs nach meinem Dafürhalten 
die Federführung hat, diesen unersetzbaren Werk-
fernverkehr in einer genauen und umfassenden Liste 
unter Hinweis auf entsprechende Beispiele definiert, 
wird jeder Finanzbeamte mit einer solchen Sache 
fertig, und denjenigen, der nicht damit fertig wird, 
schickt man am besten nach Hause. 

(Widerspruch.) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie aber darüber 
hinaus von einem Finanzbeamten verlangen, daß er 
nun noch prüfen soll, ob wirtschaftliche Schwierig-
keiten entstehen und bis zu welchem Ausmaße diese 
entstanden sind, müssen Sie ein genaues Tableau 
geben, damit er überhaupt beurteilen kann, ob wirt-
schaftliche Schwierigkeiten vorliegen oder nicht. Auf 
was soll er denn seine Begründung abstellen? Neh-
men Sie doch einmal einen Unternehmer, der aus 
den verschiedensten Gewerbezweigen ein bestimm-
tes Einkommen über Gewinne erzielt. Wollen Sie 
dann die Unkosten, die ihm im Werksfernverkehr 
entstehen, isoliert betrachten, oder wollen Sie sie 
zu den Einkünften aus den anderen Teilen seines 
Unternehmens in ein Verhältnis setzen? Wenn Sie 
das letztere tun, verfahren Sie nicht anders als nach 
den Maßstäben des Billigkeitserlasses nach § 131 
der Abgabenordnung. Wenn Sie die Dinge aber iso-
liert sehen, kann der Unternehmer auch nachweisen, 
daß für ihn gewisse wirtschaftliche Schwierigkeiten 
entstehen. 

Der Sinn der Sache ist es doch, daß wir den Werk-
fernverkehr treffen wollen, der ersetzbar ist. Wenn 
dieses Gesetz über die Besteuerung des Straßen-
güterverkehrs überhaupt einen Sinn haben soll, 
muß es doch letzten Endes nur diejenigen treffen, 
die der Bundesbahn und anderen öffentlichen Ver-
kehrsträgern Beförderungsaufkommen vorenthalten 
und die ohne Not Beförderungen auf die öffentlichen 
Verkehrsunternehmen überleiten könnten. Tun sie 
das nicht, dann sollten sie dafür eine Gebühr bezah-
len. 

Meine Damen und Herren, wollen Sie denn — um 
nun einmal ein konkretes Beispiel zu bringen — fol-
gendes? Die großen Mineralölgesellschaften in der 
Bundesrepublik haben bis in die kleinste Kreisstadt 
hinein Steuerlager, und von diesen Steuerlagern 
aus versorgen sie über Spediteure ihre Tankstellen, 
die an den Straßen unserer Städte und Dörfer gele-
gen sind. Die kleinen Mineralölgroßhändler, die sich 
einen solchen Verteilerapparat nicht leisten kön-
nen, müssen zur Versorgung ihrer und gepachteter 
Tankstellen über die Nahverkehrszone hinausfah-
ren. Sie belegen sie mit einer Werkfernverkehr

-

steuer, und die großen Mineralölgesellschaften blei-
ben frei. Das kann doch nicht der Sinn eines solchen 
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Gesetzes sein! Daher muß die wirtschaftliche Vor-
aussetzung entfallen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für Verkehr. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Dies ist ein Punkt, 
von dem abhängig ist, ob die Gesetzgebung im 
ganzen einen Sinn hat oder ob sie sinnlos wird. 
Ich möchte das hier mit aller Klarheit sagen, damit 
dem Hohen Hause, jedem einzelnen der Damen 
und Herren, bekannt ist, um welches Problem es 
sich hier handelt. 

Wir haben in der Bundesrepublik 24 800 Fahr-
zeuge, die im gewerblichen Güterfernverkehr ein-
gesetzt sind, die von dieser Maßnahme nicht betrof-
fen werden. Wir haben aber mehr als 70 000 Fahr-
zeuge, die im Werkfernverkehr eingesetzt sind. Die 
Schwierigkeit, daß eine Flut, eine Vielzahl .von An-
trägen aus diesem Bereich auf die Finanzbehörden 
zukommt, hat Herr Staatssekretär Leicht soeben 
schon dargestellt. Ich schließe mich dem voll an. 
Dies ist Gegenstand einer eingehenden Prüfung im 
Hinblick auf die verwaltungsmäßige Bezwingbarkeit 
des Vorgangs gewesen. 

Mir kommt es aber auf etwas ganz anderes an, 
und das möchte ich dem Hohen Hause hier noch 
gern mitteilen. Wir haben große und kleine Werk-
verkehrsunternehmer. Der Inspektor im Finanzamt 
— nicht der Ministerialdirektor in Bonn! — steht 
dann vor der Frage, ob er dem Antrag nach eigenem 
Ermessen stattgeben soll oder nicht. Das bleibt zu 
einem großen Teil immer eine Ermessensfrage. 
Meine Damen und Herren, wie wollen Sie dem In-
spektor eines Finanzamts, wenn die Farbwerke 
Hoechst oder die Bayer-Werke, Leverkusen, oder 
andere große Industrieunternehmen kommen und 
ihm schlüssig beweisen: Dies ist nicht ersetzbarer 
Werkverkehr!, eine feste Position vermitteln, so 
daß er nicht nachgibt? Da, wo er der Großindustrie 
Raum zugesteht, weil diese in der Lage ist, etwas 
abgerundet zu begründen, kommt dann der kleine 
Handwerksmeister mit demselben Anliegen. Dieser 
ist aber nicht in der Lage, das so darzutun und so 
abgerundet zu begründen. Dessen Antrag wird dann 
nicht entsprochen. Das ist auch eine Frage des Ver-
hältnisses zwischen mittelständischen Unternehmen, 
die Werkfernverkehr betreiben, und der Großindu-
strie. 

Meine Damen und Herren, es kommt auch darauf 
an, daß wir eine Differenz sehen, die ebenfalls be-
achtet werden muß, daß wir nämlich einen Unter-
schied machen zwischen dem gewerblichen Güter-
fernverkehr und dem Werkverkehr. Dort wird Ver-
kehr als hauptwirtschaftliche Aufgabe betrieben, 
während beim Werkverkehr das Verkehrtreiben ein 
Nebenprodukt ist, das in die Unkostenrechnung ein-
geht. Ein Großunternehmen macht keine Bilanz für 
den Teil des Unternehmens, der sich auf Verkehr  

gründet, sondern alle Auslagen gehen eben in die 
Unkostenrechnung des Gesamtunternehmens ein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Krammig. 

Krammig (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Verehrter Herr Minister, wenn 
es die Zielsetzung dieses Gesetzentwurfs ist, daß 
der Werkfernverkehr besteuert werden soll, sollten 
Sie das auch sehr klar zum Ausdruck bringen. Da 
aber in dem Schriftlichen Bericht unseres Kollegen 
Porzner steht: „Die Besteuerung soll dazu führen, 
den Transport von Massengütern von der Straße 
auf die Bundesbahn zu verlagern", und damit nur 
der ersetzbare Werkfernverkehr getroffen werden 
soll — das ist die Meinung des Hauses, Herr Mini-
ster, die insoweit von Ihrer Auffassung abweicht —, 
muß dem Antrag stattgegeben werden, den ich ge-
stellt habe. 

Wenn wir das aber nicht wollen, müssen wir 
unseren Bericht und die Zielsetzung dieses Gesetz-
entwurfs entsprechend ändern, damit wir mit Ihrer 
Auffassung übereinstimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Wortmel-
dungen mehr? — Wir kommen zur Abstimmung, 
zunächst über den Antrag der Abgeordneten Dr. 
Schwörer, Krammig, Dr. Frerichs und Genossen auf 
Umdruck 541. Wer zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Dann bekommt jetzt der Antrag der FDP auf Um-
druck 535, Ziffer 15, einen Sinn: das Wort „und" 
durch das Wort „oder" zu ersetzen. Wer dem zu-
stimmen will, gebe das Zeichen. — Danke! Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Zu den weiteren Paragraphen des Gesetzentwurfs 
liegen keine Änderungsanträge mehr vor. Ehe wir 
zur Schlußabstimmung kommen, haben mehrere 
Mitglieder des Hauses um das Wort gebeten. 

Zunächst hat Abgeordneter Müller-Hermann das 
Wort. 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Beratungen in der zweiten und in der dritten 
Lesung haben deutlich erkennen lassen, daß es zahl-
reichen meiner politischen Freunde nicht leicht fällt, 
diesem Gesetz ihre Zustimmung zu geben. Wir als 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben nie einen 
Zweifel daran gelassen, daß wir gegenüber dem 
System der Beförderungsteuer größte Vorbehalte 
anmelden. Wir wünschen im Bereich des Verkehrs 
einen echten Leistungswettbewerb auf der Basis 
gleicher Startbedingungen statt einer mehr oder 
weniger unorganischen Umlenkung der Güterströme 
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von einem Verkehrsträger auf den anderen. Aus 
dieser Sicht heraus hat die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion auch die Einführung einer Straßenbenut-
zungsgebühr vorgeschlagen, mit der der Schwerlast-
verkehr angemessen zur Deckung der Wegekosten 
herangezogen werden soll. 

Das zur Verabschiedung kommende Beförderung-
steuergesetz ist daher für die CDU/CSU lediglich ein 
zeitbedingter Behelf bis zur Einführung der Straßen-
benutzungsgebühr. Die für die Straßenbenutzungs-
gebühr nötige Grundgesetzänderung wird nach einer 
Verabredung der Koalitionsfraktionen auf jeden 
Fall noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet 
werden. Die CDU/CSU hat besonderen Wert darauf 
gelegt, daß das Beförderungsteuergesetz auf äu-
ßerstenfalls zwei Jahre befristet ist. Sie möchte so 
bald wie möglich in Übereinstimmung mit der EWG-
Konzeption die Änderung des Systems in Richtung 
auf eine Straßenbenutzungsgebühr. 

Die CDU/CSU hofft, daß die beim Bundesverkehrs-
minister in Gang befindlichen Untersuchungen über 
die wettbewerbsneutrale Anlastung der Wegekosten 
schnellstens zum Abschluß gebracht werden. Wir 
hoffen, Herr Bundesminister für Verkehr, daß das 
Parlament vor allen anderen Instanzen über das 
Ergebnis der Untersuchungen unterrichtet wird. 

Meine Damen und Herren, einen Umlenkungs-
effekt erwartet die CDU/CSU durch die Beförderung-
steuer nur in einem sehr begrenzten Umfange. Die 
Umleitung von Verkehr auf die Schiene wird ent-
scheidend und wesentlich davon abhängen, inwie-
weit die Deutsche Bundesbahn ihr Leistungsangebot 
entsprechend den Bedürfnissen der Wirtschaft weiter 
verbessern kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So erwarten wir auch ein vergrößertes Verkehrs-
aufkommen bei der Bundesbahn noch am ehesten 
über die Verwendung der 250 Millionen DM, die 
aus dem Beförderungsteueraufkommen abgeleitet 
werden sollen, um den kombinierten Verkehr zu 
fördern. Wir hoffen nur, daß wirklich eine ökono-
misch sinnvolle Verwendung dieser Mittel sicher-
gestellt wird. 

Wie sich schon aus den Beratungen in den Aus-
schüssen auch hier im Plenum ableiten läßt, richten 
sich unsere Bedenken gegen dieses System der 
Beförderungsteuer einmal gegen den wahrscheinlich 
relativ großen Verwaltungsaufwand, den die prakti-
sche Handhabung der Steuer nötig machen wird. 
Wir haben natürlich auch aus steuer-systematischen 
Erwägungen Bedenken. 

Was uns aber, meine Damen und Herren, am 
meisten Kummer macht, ist, daß die im System 
selbst begründete Ungleichbehandlung von Güter-
nah- und Güterfernverkehr zwangsläufig die revier-
fernen und die wirtschaftlich schwachen Gebiete be-
sonders benachteiligt. Damit steht dieses Gesetz 
im Grunde auch im Widerspruch zu den raum-
ordnungspolitischen Vorstellungen aller Fraktionen 
dieses Hohen Hauses und nicht zuletzt des Herrn 
Bundeswirtschaftsministers, der sich dieses Gesetzes 
leider sehr wenig angenommen hat. 

(Abg. Ertl: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, um die gröbsten 
Schäden aus der systembedingten Ungleichbehand-
lung zu vermeiden, haben wir uns gezwungen ge-
sehen, auf eine Reihe von Ausnahmebestimmungen 
zu dringen. Sie betreffen sektoral in erster Linie 
die Agrargüter und Holz, wobei wir es — das muß 
ich hier feststellen — sehr bedauern, daß es nicht 
möglich gewesen ist, den Ausnahmekatalog dieses 
Gesetzes mit dem Ausnahmekatalog des Absiche-
rungsgesetzes, das wir zur Zeit im Parlament be-
raten, in Einklang zu bringen. 

Bei den regionalen Ausnahmen haben wir gewiß 
keine ideale Lösung gefunden, aber vielleicht doch 
eine, die wir gerade noch gemeinsam vertreten kön-
nen. Im Gesetz selbst ist eine Ermäßigung der 
Steuer für den Berlinverkehr, das Zonenrandgebiet 
und die Frachthilfegebiete festgelegt worden. Der 
Bundesfinanzminister ist im Einvernehmen mit dem 
Bundesverkehrsminister ermächtigt, auch für andere 
Regionen Ausnahmen vorzusehen. 

Meine Damen und Herren, diese Regelung soll 
über den Bundesrat im Einvernehmen mit den Län-
derregierungen erfolgen. Ich halte es auch für sehr 
gut, daß die Verantwortlichkeit der Länderregierun-
gen für diese Ausnahmeregelung festgehalten wird; 
denn die Herren in den Landesregierungen werden 
wahrscheinlich besser als wir im Parlament über-
sehen können, wo solche Ausnahmen zweckmäßig 
und notwendig sind, ohne daß einheitliche Wirt-
schaftsräume willkürlich zerrissen werden. Wir er-
warten nur, sehr verehrter Herr Bundesverkehrs-
minister und Herr Bundesfinanzminister, daß die 
Regelung der Ausnahmen so erfolgt, daß die Wirt-
schaft in den betroffenen Gebieten keinen Schaden 
erleidet. 

Die CDU/CSU wird anstreben — das sage ich auf 
Grund der inzwischen gesammelten Erfahrungen; 
Herr Kollege Börner sieht mich auch sehr charmant 
an —, bei der Einführung einer Straßenbenutzungs-
gebühr Ausnahmen von vornherein zu vermeiden 
oder zumindest auf ein Minimum zu beschränken. 

(Beifall bei der SPD.) 

— Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren bei 
der SPD-Fraktion, das wird auch sehr viel leichter 
als bei diesem Verfahren möglich sein, weil system-
bedingt Nah- und Fernverkehr gleichbehandelt wer-
den, während das hier nicht der Fall ist. 

Die Verabschiedung dieses Beförderungsteuerge-
setzes ist nur ein Teilstück der in der Koalition ver-
abredeten Maßnahme. Wir drängen natürlich ganz 
stark darauf, daß wir in diesem Hause schnellstens 
auch über die Maßnahmen abschließend beraten und 
entscheiden, die bei der Bundesbahn selbst oder für 
die Bundesbahn ergriffen werden müssen, um den 
dringend notwendigen Gesundungsprozeß bei der 
Bundesbahn voranzutreiben. Wir werden uns Mühe 
geben, daß dieses Thema noch vor der Weihnachts-
pause im Parlament behandelt wird. Bei der Verab-
schiedung dieses Gesetzes darf kein Zweifel dar-
über bestehen, daß das wichtigste verkehrspolitische 
Ziel, das wir mit unseren gesetzgeberischen Maß-
nahmen im Auge haben, die Sanierung der Bundes-
bahn ist. Wir können diesen Gesetzentwurf, den 
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wir jetzt verabschieden, noch am ehesten vertreten, 
wenn wir ihn als ein Stück der Abschirmung für den 
Sanierungsprozeß bei der Bundesbahn betrachten, 
der von der Bundesbahn und uns gemeinsam im 
Laufe eines überschaubaren, aber möglichst kurz ge-
haltenen Zeitraums zu einem, wie ich hoffe, guten 
Ende geführt werden wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Seifriz. 

Seifriz (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Erlauben Sie mir zunächst wenige Vor-
bemerkungen zu der Schlußerklärung, die Herr 
Kollege Dr. Müller-Hermann hier abgegeben hat. 
Er hat einiges von dem wiederholt, was schon in 
erster Lesung hier gesagt wurde, und ich kann es 
mir daher ersparen, zu wiederholen, was wir seiner-
zeit auf diese Argumente schon erwidert haben. 

Ich möchte nur hinzufügen, die Maßnahmen, die 
der Leber-Plan beabsichtigt und die zu einem guten 
Teil schon angelaufen sind — daran sollte man viel-
leicht gelegentlich erinnern, wenn man z. B. an die 
Bundesbahn denkt, nicht nur, meine Damen und 
Herren, an die „Rosa Zeiten" —, sollen im Effekt 
den Leistungswettbewerb der deutschen Verkehrs-
wirtschaft wieder möglich machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist die Zielsetzung des Verkehrspolitischen Pro-
gramms, für optimale Leistungen aller Verkehrsträ-
ger zu sorgen. Wenn wir für eine Übergangszeit, 
und zwar so lange, wie die EWG uns noch eine 
nationale Verkehrspolitik in Vorbereitung auf eine 
europäische Verkehrspolitik gestattet, Maßnahmen 
ergreifen, die den einen oder anderen Verkehrs-
träger stärker betreffen, z. B. durch die Verlagerung 
von Gütern von der Straße auf die Schiene, dann 
geschieht das, um vernünftige, volkswirtschaftlich 
verantwortbare Relationen in der deutschen Ver-
kehrswirtschaft wiederherzustellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es soll an dieser Stelle auch nicht verschwiegen 
werden, daß die Misere der deutschen Verkehrs-
wirtschaft doch wohl nicht zuletzt mit einer Ver-
kehrspolitik zusammenhägt, von der wir hoffen, daß 
sie in unserem Lande endgültig überwunden ist. 

Herr Dr. Müller-Hermann hat auf die großen Vor-
züge der Wegekostenabgabe hingewiesen. Ich hoffe, 
es werden eines Tages alle Verkehrsträger diese 
Auffassung teilen. In der Beurteilung des Segens 
einer Wegekostenabgabe sehen wir keine Unter-
schiede. Daß aber für diese Übergangszeit bewußt 
eine Unterscheidung, auch eine steuerliche Unter-
scheidung zwischen Nahverkehr und Fernverkehr 
getroffen wird, hängt mit der Lenkungsfunktion der 
Steuer zusammen. Wenn man Güter mit dieser 
Steuer von der Straße auf die Schiene verlagern 
will, kann man es nur dort tun, wo über lange 
Strecken ein Transport der Güter auf der Schiene 
sinnvoll ist. Niemand wird behaupten können, daß 
diese Begründung auf den Nahverkehr zutrifft. Ich  

meine also, solange wir die Beförderungsteuer zu 
Recht erheben, um sehr rasch einen bestimmten Len-
kungseffekt bis zur Einführung der Wegekosten-
abgabe zu erzielen, ist diese Unterscheidung richtig. 
Dann ist es auch richtig, den Nahverkehr nicht in 
gleicher Weise zu belasten. 

Meine Damen und Herren, die sozialdemokra-
tische Bundestagsfraktion begrüßt es, daß mit der 
Verabschiedung des Gesetzes über die Besteuerung 
des Straßengüterverkehrs ein wesentlicher Teil des 
Verkehrspolitischen Programms der Bundesregie-
rung in Kraft treten kann. Es ist nicht unbekannt 
geblieben, daß es auch nach der zweiten Lesung des 
Gesetzes einen erneuten Großangriff der Lobby auf 
die Beförderungsteuer gegeben hat, der erst in 
letzter Minute durch eine Verständigung in der Koa-
lition abgewehrt werden konnte. 

Die dem Bundesfinanzminister zu gebende Er-
mächtigung, im Einvernehmen mit dem Bundesver-
kehrsminister unter Anlegung sehr strenger Maß-
stäbe über den Bereich der Zonengrenz- und Fracht-
hilfegebiete hinaus bestimmte Teile des Bundesge-
bietes in die Steuerermäßigung einzubeziehen, wird 
ein Ausufern der Ausnahmen verhindern, damit den 
Verkehrslenkungseffekt des Gesetzes sichern und 
zusammen mit § 7 Härtefälle vermeiden helfen. 

Insgesamt kann und wird es nur sehr begrenzte 
Ausnahmen geben, weil z. B. immer der Nachweis 
erbracht sein muß, daß die vorgesehenen Transporte 
auf der Schiene nicht volkswirtschaftlich und einzel-
wirtschaftlich sinnvoll durchgeführt werden können. 
Die Beförderungsteuer soll zusammen mit der För-
derung des kombinierten Gleisanschlußverkehrs so-
wie vielen attraktiven Maßnahmen der Bundesbahn 
in Ausführung des Leber-Plans von den belasteten 
Straßen auf die aufnahmefähigen Schienenwege alle 
Güter um- und zurücklenken, die vernünftigerweise 
dorthin gehören. Dieser Gesichtspunkt kam und 
kommt in vielen Eingaben, die uns erreicht haben, 
zu kurz. Die Koalition hat sich mit der Ministerer-
mächtigung in § 6 einen schon vor geraumer Zeit 
von den Sozialdemokraten gemachten Vorschlag zu 
eigen gemacht und damit erneut bewiesen, daß sie 
zwar nicht leichtfertig über Gruppeninteressen hin

-

wegsieht, aber letztendlich doch in der Lage ist, das 
Gemeinwohl über partielle Interessen zu stellen. Ich 
halte das für einen Erfolg, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Gestatten Sie mir gerade auch deshalb, an dieser 
Stelle ein Wort zu manchen Interessenverbänden 
und Gruppen zu sagen. Selten haben die Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestages so viele Tele-
gramme, Fernschreiben und Briefe bis hin zu Ver-
leumdungen zu verzeichnen gehabt wie in Sachen 
Beförderungsteuer. Viele Millionen Mark sind für 
Anzeigen und andere Werbekampagnen ausgegeben 
worden. Gelegentlich konnte man den Eindruck 
haben, als glaubte man, den einen oder anderen 
Abgeordneten mit Pressionen beeinflussen zu kön-
nen. Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, Interessenverbände sind in einer 
modernen Demokratie gut und nützlich, wenn sie 
legitime Anliegen auf eine der Demokratie be-
kömmliche Art und Weise vertreten. Wenn aber 
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diese Grenze überschritten wird, dann muß dieses 
Parlament, wenn es Selbstachtung hat, ein Zeichen 
setzen, das deutlich macht, daß hier nicht die Lobby 
entscheidet — auch nicht in den Fraktionen —, son-
dern der Deutsche Bundestag. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Die in dem Gesetz über die Besteuerung des 
Straßengüterverkehrs vorgesehenen Befreiungen 
und Vergünstigungen erstrecken sich im wesent-
lichen auf solche Transportleistungen, die nach dem 
Beförderungsteuergesetz von 1955 dem ermäßigten 
Steuersatz von 1 Pf pro Tonnenkilometer unter-
lagen. Die offenen Fragen und die vielen Ände-
rungswünsche von Interessenten sind in den Koali-
tionsgesprächen und in der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion sorgfältig beraten worden. Die 
in dem vorliegenden Gesetz verankerten Vergünsti-
gungen und Befreiungen sind so ausgewählt worden, 
daß die Zielsetzung des Verkehrspolitischen Pro-
gramms nicht gefährdet wird. 

Dieses Gesetz hat Übergangscharakter und soll 
von einer Wegekostenabgabe abgelöst werden. Die 
Umwandlung in eine Wegekostenabgabe würde 
auch einer alten sozialdemokratischen Forderung 
entsprechen. Bereits in dem Aktionsprogramm der 
SPD von 1952 und von 1954 wird gefordert, daß der 
Karftverkehr die auf ihn entfallenden Straßenauf-
wendungen durch spezifische Steuerleistungen 
selbst decken soll und daß die Höhe dieser Auf-
wendungen endlich ermittelt werden muß. 

Auf verkehrspolitischen Tagungen meiner Partei 
ist die Lösung dieses Problems immer wieder als 
besonders dringlich bezeichnet worden. Die künftige 
Wegekostenabgabe muß freilich EWG-konform sein. 
Wir sind aus diesem Grunde sehr dankbar für eine 
Information, die wir auch im Verkehrsausschuß die-
ses Hohen Hauses erhalten haben, wonach die 
Untersuchung im Bundesverkehrsministerium 
engem Zusammenwirken mit der EWG-Kommission 
und den zuständigen Fachberatern durchgeführt 
wird, so daß sichergestellt wird, daß wir von An-
fang an in der Bundesrepublik zu einer Lösung 
kommen, die mit der Lösung übereinstimmt, die wir 
in der gesamten EWG erreichen wollen. Bei der Be-
rechnung dieser Wegekostenabgabe werden sicher-
lich die Achslast oder Nutzlast sowie die Fahr-
leistung den Ausschlag geben. Ausnahmeregelungen 
und differenzierte Steuersätze wie heute im Beför-
derungsteuergesetz sind dann kaum noch möglich; 
Herr Dr. Müller-Hermann hat darauf ja schon hin-
gewiesen. 

Das sei insbesondere an die Adresse des gewerb-
lichen Güterfernverkehrs und von Interessen-
gemeinschaften gesagt, die hohe Summen für Aktio-
nen gegen das Verkehrspolitische Programm auf-
gebracht haben. In der Bekämpfung des Steuer-
gesetzes waren sich der gewerbliche Güterfernver-
kehr und der Werkfernverkehr einig. Allerdings 
wurde von diesen Kritikern gelegentlich übersehen, 
daß der gewerbliche Straßengüterverkehr durch Ge-
setze in der Zulassung zum Markt geschützt ist, daß 
seine Beförderungspreise von Staat gesichert wer-

den, daß es der gewerbliche Güterfernverkehr war, 
der immer wieder die Besteuerung des Werkfern-
verkehrs gefordert hat, daß jedoch das Bundesver-
fassungsgericht gegen die alleinige Besteuerung des 
Werkfernverkehrs Einwände erhoben hat und daß 
daher die Besteuerung des gewerblichen Güterfern-
verkehrs auch verfassungsrechtlich den weitaus 
höheren Steuersatz für den Werkfernverkehr recht-
lich sichert, daß die höhere Besteuerung des Werk-
fernverkehrs letztlich auch die Existenz des Güter-
fernverkehrs festigt, und schließlich, daß Lastkraft-
wagen mit einer Nutzlast von weniger als 4 t 
steuerfrei bleiben. 

Steuerfrei bleibt auch die Beförderung von 
Gütern im kombinierten Verkehr. Wenn also Güter 
auf einem Teil der Strecke mit der Eisenbahn oder 
mit einem Binnenschiff im Güterfernverkerhr oder 
Werkfernverkehr im Huckepackverkehr oder im 
Containerverkehr befördert werden, braucht der 
Unternehmer keine Steuern zu zahlen. Die Deut-
sche Bundesbahn hat bereits große Anstrengungen 
unternommen, um den kombinierten Verkehr aus-
zubauen. Für diese marktkonforme Umlenkung des 
Transportgutes von der Straße auf die Schiene wird 
der Bund einen Fonds errichten, aus dem jährlich 
250 Millionen DM zur Förderung des kombinierten 
Verkehrs und des Gleisanschlußverkehrs fließen. 
Der Fonds wird von den Steuereinnahmen aus dem 
Gesetz über die Besteuerung des Straßengüterver-
kehrs bedient. Auf diese Weise wird gleichzeitig 
das Straßennetz entlastet und der Eisenbahn zu-
sätzliches Transportgut zugeführt. Durch die Grün-
dung der Gesellschaft für den kombinierten Verkehr 
zeichnet sich bereits eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen Schiene und Straße ab. 

Ein weiteres wichtiges Instrument zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse auf unseren Straßen 
wird die Verordnungsermächtigung für den Bundes-
minister für Verkehr sein, Verkehrsbeschränkungen 
für bestimmte Gebiete und für bestimmte Zeiten zu 
erlassen, sobald es die Verkehrssituation erfordert. 
Meine Damen und Herren und Herr Bundesver-
kehrsminister, ich hoffe, daß namentlich von dieser 
Bestimmung auch im Interesse der vielen Millionen 
Urlauber im kommenden Sommer Gebrauch ge-
macht wird, die endlich einmal unsere Bundesfern-
straßen auch als Schnellstraßen benutzen möchten. 

Diese Maßnahmen insgesamt, meine Damen und 
Herren, werden eine wirksame Entlastung unseres 
Straßennetzes bringen, die Verkehrssicherheit erhö-
hen und letztlich auch nachhaltig die Wirtschaftlich-
keit der Deutschen Bundesbahn verbessern. Sie sind 
insofern, das lassen Sie mich noch anmerken, ein 
guter, ein vollwertiger Ersatz für das ursprünglich 
vorgesehene Verbot der Beförderung bestimmter 
Massengüter im Fernverkehr auf unseren Straßen. 

Ich glaube, daß an dieser Stelle ein Wort der 
Anerkennung für die Leistungen der Deutschen Bun-
desbahn notwendig ist, die in den letzten Monaten 
bereits erbracht wurden. 

(Beifall.) 

Die Deutsche Bundesbahn hat sich bereits seit langer 
Zeit auf die Zielsetzung des Verkehrspolitischen Pro- 
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gramms der Bundesregierung eingestellt. Ich erin-
nere hier an die Verkürzung der Reisezeiten, an die 
Beschleunigung des Gütertransports und an die 
Container-Bahnhöfe, die vorzeitig abgeschlossene 
Elektrifizierung der wichtigsten Hauptstrecken, die 
Verbesserung des Leistungsangebots auf der Schiene 
und die Rationalisierungsmaßnahmen des Unterneh-
mens mit dem Ziel der Aufwandminderung. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion wird 
bemüht sein, auch die gesetzlichen Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß die Deutsche Bundesbahn 
diesen Weg auf der Grundlage des Verkehrspoliti-
schen Programms zu einem modernen und wirt-
schaftlich gesunden Unternehmen weitergehen kann. 
Daher legt sie Wert darauf, daß den Bediensteten 
der Bahn keine unzumutbaren Opfer auferlegt wer-
den. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Insbesondere kann man von ihnen nicht ständig 
einseitige Vorleistungen erwarten. Auch aus diesem 
Grunde ist die Verabschiedung des Beförderung-
steuergesetzes notwendig. Denn damit wird sicher-
gestellt, daß das Verkehrspolitische Programm mit 
seinen Maßnahmen für alle klassischen Verkehrs-
träger nunmehr starten kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat  
Herr Dr. Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Zunächst eine Vorbemer-
kung! Herr Kollege Seifriz, Sie haben hier erklärt, 
daß der Druck der Lobby zwischen der zweiten und 
dritten Lesung bis zum Schluß wieder außerordent-
lich stark gewesen sei. Ich kann Ihnen nur meine 
Verwunderung darüber zum Ausdruck bringen, daß 
sich zwei so starke Fraktionen unter Druck setzen 
lassen, um dann nachher zu Änderungsanträgen zu 
kommen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich meine, es spricht doch Bände, wenn hier so etwas 
gesagt werden muß. 

Dann ein Weiteres! Herr Kollege Seifriz, hier geht 
es nicht um Interessenten, sondern um Betroffene. 

(Beifall bei der FDP.) 

Man kann doch wohl denen nicht verwehren, die 
Gründe vorzutragen, die gegen solche beabsichtigte 
gesetzliche Bestimmungen sprechen. 

(Erneute Zustimmung bei der FDP. — Abg. 
Seifriz: Das habe ich nicht behauptet!) 

Darum dreht es sich doch und um nichts anderes. 
Es ist mir genauso ergangen, Herr Kollege Seifriz, 
wie Ihnen. Ein solches Paket habe ich da liegen, und 
das werde ich heute abend noch aussortieren, wenn 
das hier vom Tisch ist, und werde alles das ins 
Archiv der Bundespartei überweisen. So liegen die 
Dinge. Aber vorher muß man das lesen und muß 
sich damit auseinandersetzen. 

Nun möchte ich etwas auf die Entstehung des Ge-
setzes eingehen. Ich erinnere an die Zeit im Sep-

tember vorigen Jahres. Mit welcher Euphorie wurde 
alles dieses hier in die Welt gesetzt! Welcher Torso 
ist heute zurückgeblieben, und auch der ist schon ge-
borsten! Da kann ich mich nur fragen: was soll das 
alles noch? Aus dem Leber-Plan ist ein Hermann-
Leber-Gesetz geworden. Ich meine, das sind Dinge, 
die nicht mehr alle zusammenpassen. 

Es ist einmal gesagt worden, ein wesentlicher Eck-
pfeiler dieses Gesetzeswerks sei das Beförderungs-
verbot. Wo ist es geblieben? Weg! An diesem Ge-
setz ist in den letzten Wochen dauernd herumgedok-
tert worden. Das muß doch einmal gesagt werden. 

(Fortgesetzte Unruhe bei den Regierungs

-

parteien.) 
Das ging sogar so weit, daß alle acht Tage neue An-
träge vorgelegt wurden, die einander widersprachen. 
Die letzten sich widersprechenden Anträge sind 
heute wieder einmal akzeptiert worden. Wie soll 
man denn das überhaupt noch verkraften und für 
richtig halten können? 

(Abg. Fellermaier: Bei den Anträgen haben 
Sie aber ganz schön mitgemacht!) 

— Herr Fellermaier, Sie kriegen gleich noch Ihr Fett. 

(Heiterkeit. — Beifall bei der FDP.) 

Natürlich, wir haben in der ersten Lesung bereits 
erklärt, daß wir dieses Gesetz ablehnen, und das 
werden wir auch heute tun; ich werde es nachher 
noch entsprechend darlegen. 

Aber wie weit das gegangen ist, wie die Dinge 
auch im Ausschuß vom Tisch gewischt werden sollten, 
ergab sich eines Tages, als die Koalition sich in ihrer 
Vorlage wieder einmal einig war; wir kriegten das 
— das soll man alles gleich entscheiden können — 
morgens um 9 Uhr auf den Tisch gelegt, und als wir 
dann anfingen zu diskutieren, meinte ein Abgeord-
neter der Koalition, das sei doch alles im Koalitions-
ausschuß beschlossen, darüber brauche man doch 
nicht mehr zu diskutieren. 

(Hört! Hört! und Lachen bei der FDP.) 

Dann lassen Sie uns das Parlament auflösen und den 
Koalitionsausschuß einsetzen. So geht es nicht. 

Nun zu der Frage, ob das Ziel damit erreicht wird. 
Wir stimmen Herrn Kollegen Müller-Hermann — 
jetzt müssen wir natürlich hier mal ein paar Bundes-
genossen suchen — völlig zu, daß das Problem der 
Verlagerung von Gütern auf die Bundesbahn wohl 
kaum gelöst wird. Und was die Belastungen der 
Straßen angeht: das stand ja ursprünglich einmal 
unter der Rubrik „Gesetz für Straßenentlastung und 
Sicherheit". Das wird hiermit keineswegs erreicht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Dr. Imle? Herr Könen 
möchte eine Frage stellen. 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Herr Dr. Imle, haben 
Sie ein so kurzes Gedächtnis, daß Ihre Bemerkung 
über den Koalitionsausschuß und über dieses „Das 
braucht man nicht mehr zu beraten" da aufhört, wo 
die neue Regierung gebildet wurde? 

(Heiterkeit bei der SPD.) 
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Dr. Imle (FDP) : Herr Kollege Könen, Sie haben 
mich wahrscheinlich nicht ganz richtig verstanden! 

(Abg. Könen [Düsseldorf]:: O doch!) 

Ich muß das daher jetzt noch einmal in aller Deut-
lichkeit sagen. Daß Koalitionsabsprachen stattfinden, 
ist völlig klar. Ich habe mich nur dagegen verwahrt, 
daß man dann im zuständigen Ausschuß auch noch 
sagt: Wir haben das bereits im Koalitionsausschuß 
beschlossen, und deswegen brauchen wir hier nicht 
mehr zu diskutieren. — Das ist ein ganz neuer Stil! 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Könen [Düssel

-

dorf] : Nein, nein! Das ist ein alter Stil, der 
damals praktiziert wurde!) 

Sie werden früher nie erlebt haben, daß das gesagt 
worden ist. 

(Lachen bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU. — Abg. Jacobi [Köln] : Da 

sind Sie nicht einmal gefragt worden!) 

— Na ja, daß Sie als jetzt Betroffene sich dagegen 
wehren, ist klar; das täte ich auch, auch wenn es 
nicht zuträfe. 

Fest steht jedenfalls, daß die Entlastung der 
Straßen, die mit diesem Gesetz beabsichtigt war 
oder herbeigeführt werden soll, nicht erreicht wird. 
Und wir können ja auch mit Befriedigung feststellen, 
und es ist etwas Gutes, daß die beiden Entlastungs-
autobahnen Bad Hersfeld – Würzburg und die jetzt 
eröffnete Autobahn von Münster nach Bremen 
bereits erheblich zu einer Entlastung auf den Paral-
lelautobahnen geführt haben. Und ich meine, diese 
Entlastung werden wir in Zukunft noch weiter 
haben, wenn die Dortmund – Frankfurter Autobahn 
ebenfalls fortgeführt wird. 

Was wir allerdings für etwas makaber gehalten 
haben, das war die Tatsache, daß man im Zusammen-
hang mit diesem Gesetz die 17 000 Verkehrstoten 
angeführt hat. So bitter das ist — aber das nachher 
dem Schwerverkehr und dem Lastverkehr anzu-
lasten, das ist einfach nicht richtig. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Denn Unfälle mit Todesfolge waren bei den Lkw nur 
5,6 % der Unfälle und bei den schweren Lkw nur 
1,2 %. Damit kann man, meine ich, jedenfalls nicht 
begründen, daß weitere Belastungen kommen müß-
ten. 

Und nun eine Bemerkung zu den Wegekosten. 
Wir haben heute morgen im Verkehrsausschuß dem 
zugestimmt, daß im Grundgesetz die Voraussetzung 
dafür geschaffen wird, daß eine Straßenbenutzungs-
gebühr eingeführt werden kann. Dagegen ist nichts 
zu sagen. Aber darüber werden wir uns doch wohl 
klar sein, daß wir nachher genau prüfen müssen, 
wie später das Gesetz selber aussieht und wie dann 
die Belastungen verteilt werden. 

(Zuruf von der SPD: Aber ohne Ausnahmen!) 

— Eben, wenn die Ausnahmen bis dahin nicht von 
Ihnen kommen. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

— Na, wir wollen mal abwarten. Man soll ja nicht 
immer so für die Zukunft „nein, nein" sagen. — 

Denn es dürfte doch wohl Einmütigkeit darüber 
bestehen, daß bei uns nicht eine höhere Belastung 
herauskommen sollte, als wir sie in unseren Nach-
barländern Frankreich, Belgien oder Holland haben. 
Denn lediglich uns aus bestimmten Gründen höher 
zu belasten würde uns im EWG-Bereich benachtei-
ligen. 

(Zurufe von der SPD: Also lassen wir es 
lieber!) 

Nun noch ein Weiteres. Ich stimme Herrn Müller-
Hermann völlig zu, daß es nicht gut ist, die Beförde-
rungsteuer, die wir jetzt gerade mit der Mehrwert-
steuer haben in Wegfall kommen lassen, jetzt wie-
der einzuführen. Und man sollte das lediglich wegen 
zweier Jahre — man rechnet, bis dahin etwas an-
deres zu haben — nicht tun. Was einen nun aber 
vollends verwundern kann, ist die Tatsache, daß die 
Einwendungen der EWG-Kommission, die ja ganz 
erheblich sind und die dieses Gesetz in zahlreichen 
Bestimmungen für unvereinbar mit dem EWG-
Vertrag erklärt haben, einfach vom Tisch gewischt 
worden sind. Das kann man aber auch nicht damit 
abtun, daß vielleicht ein anderer EWG-Partner in 
manchen anderen Dingen auch nicht EWG-treu sei. 
Wenn der eine in den Teich springt, springen wir 
ja schließlich auch nicht hinterher. So einfach kann 
man es sich nicht machen. 

Ein Weiteres: Nachdem dieses Gesetz in seinen 
Grundsätzen geändert worden ist, wäre es notwen-
dig gewesen, noch einmal zu prüfen, ob dieses Ge-
setz überhaupt noch mit der Verfassung in Einklang 
zu bringen ist. Insgesamt erwartet man 370 Millio-
nen DM, aber nur 250 Millionen DM davon sollen 
einem bestimmten Zweck zugeführt werden. Die 
anderen 120 Millionen DM sollen wohl in die all-
gemeine Kasse fließen. Ich darf hier Herrn Profes-
sor Friauf aus Köln zitieren, der zur Frage der 
Verfassungsmäßigkeit dieses Gesetzes folgendes 
gesagt hat: 

Eine Geldzahlungsverpflichtung, die vom Ge-
setzgeber als reines Ordnungsinstrument 
ohne jede finanzpolitische Zielsetzung auf-
erlegt wird und prononciert nicht als Ein-
nahmequelle dienen soll, erfüllt nicht die 
verfassungsmäßigen Voraussetzungen des 
Steuerbegriffs unter dem Grundgesetz. Sie 
ist daher als Steuer nicht zulässig. 

Man hat einen Ausweg gesucht, indem man hier 
250 Millionen DM als Zwecksteuer eingesetzt hat. 
Aber damit wird die Steuer insgesamt nicht ver-
fassungsmäßig. 

Ich möchte zudem noch auf folgendes hinweisen. 
Frühere Verfassungsgerichtsurteile lassen darauf 
schließen, daß die unterschiedliche Behandlung von 
Güterfernverkehr und Werkfernverkehr, wenn die 
Frage jetzt vor das Verfassungsgericht kommt, nicht 
mehr als verfassungsmäßig anerkannt wird. 

Wie wird sich das Gesetz auswirken? Machen wir 
uns nichts vor! Was die Bundesbahn transportieren 
soll, soll ihr auch zukommen. Aber die Wirtschaft 
läßt sich nicht allein durch einen solchen Wunsch 
regieren; sie wird den Weg gehen, der für sie am 
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zweckmäßigsten und am schnellsten ist. Da es eine 
ganze Reihe von Gütern gibt, die nur mit dem Lkw 
transportiert werden können, wird man eine Preis-
erhöhung in Kauf nehmen. Die Preiserhöhung wird 
auch deshalb notwendig sein, weil z. B. beim Güter-
fernverkehr die bisherigen Tarife nicht ausreichen 
werden, um die Steuererhöhungen mit aufzufangen. 
Da kann ich nur sagen, es ist doch recht seltsam, 
daß man sich hier sonst über Preiserhöhungen, die 
vorgenommen werden, weil die Kosten nicht mehr 
getragen werden können, aufregt, daß aber niemand 
etwas sagt, wenn die Kostenerhöhungen gewisser-
maßen von Staats wegen diktiert werden. Da ist das 
seltsamerweise alles unbedenklicher. 

Das Problem des Tarifwesens sollte sowieso sehr 
eingehend überdacht werden. Wir weisen noch ein-
mal auf unseren Antrag auf Einrichtung einer 
Bundesanstalt für Tarif- und Transportwesen hin, 
von der alle Verkehrsträger, auch die Bundesbahn, 
erfaßt werden sollten, damit das Tarifwesen endlich 
einmal in Ordnung gebracht wird. 

Insgesamt gesehen wird zwar nach den Berech-
nungen — vielleicht sind sie zu optimistisch — die 
Besteuerung des gewerblichen Güterfernverkehrs 
und des Werkfernverkehrs 370 Millionen DM er-
bringen, aber zu einer erheblichen Verbesserung 
der finanziellen Situation der Bundesbahn wird das 
nicht beitragen; denn bei dem horrenden Zuschuß, 
den die Bundesbahn nun einmal braucht — darüber 
brauchen wir uns nicht zu streiten —, kann man 
das mit 370 Millionen DM, auch wenn damit zum 
Teil der kombinierte Verkehr ausgebaut werden 
soll, nicht in Ordnung bringen. Wir meinen, das 
wäre ein untauglicher Versuch — aber, Kollege 
Fellermaier, an einem tauglichen Objekt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Imle (FDP) : Bitte!  

Fellermaier (SPD) : Herr Kollege Imle, glauben 
Sie nicht auch, daß die 250 Millionen DM jährlich, 
die vom Bundesverkehrsminister im kombinierten 
Verkehr eingesetzt werden sollen, ein volkswirt-
schaftliches Optimum dafür bringen, Schiene und 
Straße zusammenzuführen und damit den Ausla-
stungsgrad der Bundesbahn wesentlich zu erhöhen? 

Dr. Imle (FDP) : Herr Abgeordneter Fellermaier, 
ich will Ihnen das nicht völlig bestreiten. Ich bin 
aber der Meinung, daß man hier nicht für zwei 
Jahre ein Gesetz machen sollte, um sich auf diese 
Art und Weise die Pfennige zu besorgen, sondern 
daß man das dann auf andere Weise hätte tun 
müssen. 

Lassen Sie mich aber meinen Schlußsatz sagen, 
meine Damen und Herren. Wir von der FDP wer-
den dieses Gesetz ablehnen und sind der Meinung: 
In die Wolfsschlucht mit einer solchen Mißgeburt 
von Gesetz! 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Schwörer. 

(Vorsitz: Vizepräsident Scheel.) 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! In der letzten 
Sitzung, in der über das Beförderungsteuergesetz 
gesprochen wurde, wurde der Antrag gestellt, die-
ses Gesetz an den für Verfassungsfragen zu-
ständigen Rechtsausschuß zurückzuverweisen, um 
die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes zu prüfen. 
Dieser Antrag ist abgelehnt worden. Es ist also die 
Prüfung der Verfassungskonformität des Gesetzes 
in diesem Hohen Hause nicht erfolgt. 

Die Sonderbelastung des Werkfernverkehrs war 
schon einmal Gegenstand eines Verfahrens vor 
dem Bundesverfassungsgericht. Damals wurde fest-
gestellt — und es liegt heute wieder so —, daß 
diese Sonderbelastung mit einer Reihe von rechts-
staatlichen Prinzipien, u. a. dem Prinzip der Ver-
hältnismäßigkeit, dem Übermaßverbot und dem 
Grundsatz, -die Eingriffe in die Freiheitssphäre des 
Bürgers meßbar und berechenbar zu machen, in 
Widerspruch steht. Das kann hier an einzelnen 
Punkten aufgezeigt werden. 

.Zunächst einmal habe ich erhebliche Bedenken 
hinsichtlich des Prinzips der Verhältnismäßigkeit. 
Das ergibt sich aus den Relationen zwischen dem 
Volumen des von der Besteuerung betroffenen 
Werkfernverkehrs und dem der übrigen Verkehrs-
träger. Die Beförderungsleistung des Werkfernver-
kehrs betrug 1967 weniger als 5 % des gesamten 
Verkehrsaufkommens der Bundesrepublik Deutsch-
land, verglichen mit 38,8 % der Deutschen Bundes-
bahn, 32,9 % der Binnenschiffahrt und 7,2 % der 
Pipelines. Ich glaube, daß die Vorlage, wie wir sie 
heute vor uns haben, schwerste wirtschaftliche 
Schäden für die betroffenen Unternehmungen in 
Kauf nimmt, um damit eine Verschiebung der 
Beförderungsleistung zu Lasten des Werkfernver-
kehrs zu erreichen und zu erzwingen, der ange-
sichts des Volumens der übrigen Verkehrsträger 
mengenmäßig kaum ins Gewicht fallen kann. Damit 
erscheint mir der rechtsstaatliche Gesichtspunkt ver-
letzt, daß Art und Schwere eines Eigriffs in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten 
Erfolg stehen müssen. Dieser Grundsatz besitzt nach 
zahlreichen Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts um so größeres Gewicht, je tiefer diese 
Maßnahme in die Belange des Betroffenen eingreift. 

Diese Problematik des Übermaßverbots muß des-
halb besonders schwerwiegend erscheinen, weil 
nicht erkennbar ist, daß der harten Belastung der 
betroffenen Unternehmungen ein gleichgewichtiger 
Vorteil für das Gemeinwohl gegenübersteht. Darauf 
hat das Bundesverfassungsgericht bereits in dem 
früheren Werkfernverkehrsurteil hingewiesen. Es 
ist damals nur deshalb nicht zum Ausspruch der 
Verfassungswidrigkeit gelangt, weil die Steuer erst 
relativ kurz eingeführt war und aus diesem Grunde 
ihre Auswirkungen noch nicht voll zu übersehen 
waren. Inzwischen liegt das Zahlenmaterial für 
einen ausreichenden Zeitraum vor, und es zeigt 
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eindeutig, daß der besonderen Belastung des Werk-
fernverkehrs kein korrespondierender Nutzen für 
das Gemeinwohl gegenüberstand. Ich bin der Mei-
nung, bei der neuen Steuer kann es nicht anders 
sein. 

Rechtsstaatlich erscheint mir auch noch besonders 
bedenklich, daß der Staat hier im Übermaß sein 
eigenes Unternehmen, die Deutsche Bundesbahn, 
vor ihren Konkurrenten schützen will. Die Tatsache, 
daß ein wirtschaftliches Unternehmen wie die Eisen-
bahn bei uns im Gegensatz zu anderen Ländern als 
Staatsbetrieb geführt wird, rechtfertigt es meiner 
Ansicht nach nicht, die hoheitlichen Machtmittel in 
beliebiger Weise einzusetzen, um die Konkurrenz 
fernzuhalten. 

Zu den Grundrechtsverletzungen: Hier kommt 
meiner Ansicht nach die Prüfung der Art. 3 Abs. 1, 
12 und 14 des Grundgesetzes in Betracht. 

Den Gleichheitsgrundsatz nach Art. 3 sieht das 
Bundesverfassungsgericht dann als verletzt an, wenn 
der Gesetzgeber Differenzierungen. vornimmt, ohne 
daß dafür ein sachlich einleuchtender, der Natur 
gemäßer oder sachgerechter Grund vorhanden ist. 
Derartige nicht sachgerechte Differenzierungen fin-
den sich bei dem jetzt vorliegenden Text des Ge-
setzes in reichem Maße. Die Gegenüberstellung der 
in den Katalog des § 2 aufgenommenen steuerbe-
freiten Güter mit den nicht aufgenommenen Gütern 
ergibt zahlreiche Differenzierungen, die als sach-
widrig angesehen werden müssen. Ich erspare es 
mir, angesichts der langen Debatte die Einzelheiten 
aufzuzählen. Es sind aber effektiv in dem Aus-
nahmekatalog eine Reihe von Befreiungen enthal-
ten, die nicht die Gleichbehandlung gleicher Tatbe-
stände ergeben. 

(Abg. Fellermaier: Sie meinen aber nicht die 
Ziegel!) 

— Nein, die meine ich nicht. 

Ein weiterer Gesichtspunkt, der mir hinsichtlich 
der Gleichheit vor dem Gesetz als besonders gra-
vierend erscheint, ist darin zu sehen, daß der Werk-
fernverkehr mit Lastkraftwagen besonders belastet 
wird, während der in den Pipelines sich abspielende 
Werkfernverkehr nicht belastet wird. Das heißt, daß 
die dort fließenden Mengen, die der Bahn ungleich 
mehr an Transportgut abgenommen haben, nicht 
mit einer Sondersteuer belegt werden. 

Angesichts der Vielzahl von sachlich nicht ge-
rechtfertigten Differenzierungen innerhalb dieses 
Gesetzes erscheint mir die Annahme berechtigt, daß 
durch dieses Gesetz eine verfassungsrechtlich feh-
lerhafte Bestimmung geschaffen wird. Ich meine, 
daß diese Differenzierungen, die ich hier angespro-
chen habe, untrennbare Teile der vom Gesetzgeber 
getroffenen Grundsatzentscheidung sind und daß 
deshalb, wenn diese Bestimmungen herausgebrochen 
werden, der verbleibende Torso nicht mehr als ver-
fassungsmäßig bestehen bleiben kann. 

Zum Art. 12, zur Frage der Berufsfreiheit! Es han-
delt sich hier um einen eindeutig gezielten Eingriff 
in die berufliche Betätigung. Daß derartige steuer-
liche Maßnahmen am Grundrecht des Art. 12 ge-

messen werden können und müssen, steht fest. Bei 
der Anwendung des Art. 12 kommt es entscheidend 
darauf an, ob die geplante Maßnahme primär den 
Bereich der Berufswahl oder der Berufsausübung 
betrifft. Bei Regelungen für die Berufsausübung sind 
die Anforderungen weniger schwerwiegend als bei 
der Berufswahl. 

Falls man sich der Ansicht anschließt, daß es sich 
um eine Berufsausübungsregelung handelt, kann 
ein solcher Eingriff in die berufliche Betätigung 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts nur dann als gerechtfertigt angesehen wer-
den, wenn besonders schwerwiegende Interessen 
des Gemeinwohles zwingend diesen Eingriff for-
dern. Hier greifen dann wiederum die Gesichts-
punkte ein, die bereits im Zusammenhang mit dem 
Prinzip des Rechtsstaates aufgeführt worden sind. 

Man wird also grundsätzlich die Frage stellen 
müssen, ob der flankierende Schutz zugunsten der 
Bundesbahn als ein derartig schwerwiegendes Inter-
esse anerkannt werden kann. Dabei wird man fol-
gendes berücksichtigen müssen. Erstens darf der 
Staat seine hoheitlichen Mittel nicht einseitig zum 
Schutz seiner eigenen Wirtschaftsunternehmen vor 
Konkurrenz einsetzen. Zweitens sind angesichts der 
relativen Verschiebung des Verkehrsvolumens zu-
gunsten der Bahn und angesichts des ohnehin gerin-
gen Anteils des Werkfernverkehrs am Gesamtvolu-
men die hier vorgesehenen Maßnahmen nicht ge-
eignet, die Bahn aus ihrer Misere herauszuführen. 
Hinzu kommt, daß der Werkfernverkehr im Jahre 
1968 gegenüber den anderen Verkehrsträgern eine 
eindeutig rückläufige Tendenz gezeigt hat. Eine Aus-
dehnung des Werkfernverkehrs, wie man ursprüng-
lich immer behauptet hatte, war in diesem Jahr, in 
dem die Freiheit von einer Beförderungsteuer gege-
ben war, nicht vorhanden. Drittens läßt sich an der 
Entwicklung der 1955 eingeführten Steuer die Un-
tauglichkeit des Mittels klar aufzeigen. Viertens 
wird die Gemeinwirtschaftlichkeit der Bundesbahn 
durch die Verpflichtung des Bundes zum vollen 
Ersatz der dafür entstandenen Aufwendungen abge-
löst. Diesen Ersatz werden wir in der nächsten 
Woche im Bundesbahn-Anpassungsgesetz beschlie-
ßen, und ich bin der Meinung, daß das ein guter 
Beschluß sein wird. 

Meine Damen und Herren, zu Art. 14, Schutz des 
Eigentums: Es steht außer Frage, daß die geplante 
Steuer in vielfältiger Weise in Eigentumspositionen 
der betroffenen Unternehmen eingreift, und zwar 
durch die Entwertung des Wagenparks, den Ver-
lust von Absatzwegen und Geschäftsbeziehungen, im 
Extremfall sogar durch den Zwang zur Einstellung 
eines infolge der Belastung konkurrenzunfähig ge-
wordenen Betriebes. 

Ich weiß, gegenüber einer Aktivierung des Art. 14 
in diesem Zusammenhang könnte eingewandt wer-
den, daß nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts die Eigentumsgarantie 
nicht gegen die Auferlegung von Geldleistungs-
pflichten, insbesondere von Steuern schützen soll. Es 
ist aber im Schrifttum seit langem zwingend nach-
gewiesen, daß diese Exklave vom Eigentumsschutz 
nur dort besteht, wo die Steuer zu fiskalischen Zwek- 
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ken erhoben wird. Zielt die Steuer dagegen als ord-
nungspolitische Maßnahme auf bestimmte Vermö-
gensgegenstände, um ihren Wert oder ihre Ver-
wendung im öffentlichen Interesse zu beschränken, 
dann muß sie unter dem Aspekt des Art. 14 mit 
einer auf denselben Erfolg abzielenden gesetzlichen 
Gebots- und Verbotsnorm gleichgestellt werden. 
Sie aktiviert deshalb in diesem Fall den Schutz der 
Eigentumsgarantie. 

Diese meine Meinung ist im Hearing und auch in 
Veröffentlichungen von Wissenschaftlern und von 
Praktikern vielfach vertreten worden, und ich glaube 
also, man kann hier davon ausgehen, daß die Ver-
fassungsmäßigkeit dieses Gesetzes nicht gegeben 
ist. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein Wort zu der 
Situation sagen, in der dieses Gesetz jetzt verab-
schiedet wird! Heute wird an anderer Stelle über ein 
Gesetz beraten, das unsere Exportwirtschaft zusätz-
lich belasten soll. Meine Damen und Herren, wir 
wissen, daß wir dieses Gesetz beschließen müssen 
— aus Gründen, die Ihnen gestern dargestellt wor-
den sind —, aber ich frage mich, ob man zu den 
Belastungen, die aus. diesem Gesetz entstehen, zu 
den Schwierigkeiten, die uns in unseren Partner-
ländern auferlegt werden durch Importbelastungen, 
durch Exportförderung usw., auch noch diese Bestim-
mung treffen kann, nach der die Transporte unserer 
Unternehmungen noch zusätzlich durch diese Steuer 
belastet würden. Ich weiß nicht, ob wir damit nicht 
eine Situation schaffen, die letzten Endes dazu führt, 
daß wir die Preisstabilität, der zu dienen wir uns 
allgemein gelobt haben, mit diesem Gesetz in Gefahr 
bringen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Kol-
lege Frerichs. 

Dr. Frerichs (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als gewöhnlich sehr gehorsamer 
Sohn meiner Fraktion bin ich in der unangenehmen 
Lage, hier erklären zu müssen, daß ich diesem 
Gesetz leider nicht zustimmen kann. Gestatten Sie 
mir ganz kurz eine Begründung. 

Die zahlreichen Ausnahmeregelungen in dem Ge-
setz werden keineswegs dazu beitragen, daß die mit 
der Einführung der neuen Beförderungsteuer zu er-
wartenden Wettbewerbsverzerrungen abgebaut wer-
den, sondern es entstehen im Gegenteil neue Benach-
teiligungen und Verzerrungen in fast allen Berei-
chen der deutschen Wirtschaft. 

Der in § 7, über den wir uns soeben lange unter-
halten haben, vorgesehene Steuererlaß für den 
Werkfernverkehr wird in dieser Fassung keine 
nennenswerte praktische Bedeutung erhalten. Er ist 
so gestaltet, daß er im wesentlichen die gleichen 
Bedingungen für den Steuererlaß enthält, wie sie in 
den vergangenen Jahren bei der alten Beförderung-
steuer praktiziert wurden. Ich weiß aus einer Um-
frage über die praktische Handhabung der von der 
Bundesfinanzverwaltung erlassenen Richtlinien, daß  

die gutachtliche Anhörung der Industrie- und Han-
delskammern, die vorgesehen ist, in den meisten 
Fällen niemals stattgefunden hat, weil es den betrof-
fenen Unternehmen des Werkfernverkehrs einfach 
nicht möglich war, nachzuweisen, daß sie bei Zah-
lung der vollen Steuer in wirtschaftliche Schwierig-
keiten geraten waren oder geraten würden. Der 
Werkfernverkehr, der große Angebotslücken der 
deutschen gewerblichen Wirtschaft ausfüllen muß, 
würde daher von dem Gesetz besonders nachhaltig 
getroffen. 

Ungeachtet der schlechten Erfahrungen mit Billig-
keitsregelungen für den Werkfernverkehr ist an-
zunehmen, daß die Finanzverwaltung mit einer 
großen Fülle von Erlaßanträgen überschwemmt 
werden wird. Nicht nur hierdurch, sondern durch die 
gesamte Praktizierung der neuen Steuer ist mit 
einem .sehr hohen Verwaltungskostenanteil zu rech-
nen. Hinzu kommt die Steigerung der Kostenlast 
bei den betroffenen Verkehrsunternehmen, ins-
besondere aber bei den Unternehmen des Werk-
fernverkehrs. Viele sind gezwungen, eine volle 
Arbeitskraft einzustellen, die die Führung der 
Steuerunterlagen durchführen muß. Der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit in der Wahl der Mittel 
zur Erreichung eines ganz bestimmten steuerpoliti-
schen oder in diesem Fall verkehrspolitischen Er-
folges erscheint mir daher nicht mehr gewahrt. 

Zum Schluß folgendes. Ich bin der Auffassung, 
meine Damen und Herren, daß eine neue rechts-
förmliche Prüfung dringend notwendig gewesen 
wäre, bevor man jetzt das Gesetz in der dritten Le-
sung verabschiedet. Die vorhergehende rechts-
förmliche Prüfung hat eine ganz andere Grundlage 
gehabt und kann daher nicht mehr als Rechtens an-
gesehen werden. Der Gesetzgeber kann es sich 
nach meiner Auffassung nicht leisten, einen so 
mangelhaften Gesetzentwurf anzunehmen und damit 
Gefahr zu laufen, daß die Verfassungsmäßigkeit
ernsthaft in Frage gestellt wird. Ich sage also noch 
einmal, daß ich es außerordentlich bedaure, als ge-
horsamer Sohn meiner Fraktion gegen diesen Ge-
setzentwurf stimmen zu müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Als letzter Redner hat 
jetzt der Herr Bundesminister für Verkehr das 
Wort. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es sind gut neun Monate vergangen, seit das Hohe 
Haus die erste Lesung der Gesetze vorgenommen 
hat. In der Zwischenzeit ist viel Mühe und viel 
Arbeit aufgebracht worden, um den Stand der 
Beratungen bis zum heutigen Tag ausreifen zu las-
sen. Ich möchte diese Gelegenheit gern wahr-
nehmen, von mir aus allen Damen und Herren recht 
herzlich zu danken, die sich so engagiert und be-
müht haben, die Arbeiten so weit voranzubringen, 
daß wir heute die dritte Lesung dieses Gesetzes 
miteinander vornehmen können. Wir haben 
Hearings veranstaltet, haben uns beraten lassen, 
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haben die Ansichten von Verbänden, Verladern und 
Gewerkschaften zur Kenntnis genommen. 

Dieses Gesetz, über das heute hier beschlossen 
wird, ist nicht das Verkehrspolitische Programm. 
Dieses Gesetz ist vielmehr ein Teil, ein wichtiger 
Teil und wahrscheinlich der umstrittenste Teil des 
gesamten Programms, das vorgelegen hat. Ich 
meine, es ist so viel darum gerungen und gefochten 
worden, daß man das nicht im besonderen hervor-
heben muß. Herr Dr. Imle hat soeben gesagt, das 
sei ein Torso. Ich habe in einem großen Nach-
richtenmagazin gelesen, es sei praktisch nichts mehr 
von dem übriggeblieben, was ursprünglich einmal 
vorgesehen gewesen sei; der Bundesverkehrs-
minister sei umgefallen. Ich komme darauf noch zu-
rück. 

Ich möchte deshalb diese Gelegenheit nutzen, auf 
folgendes hinzuweisen. Das Verkehrspolitische Pro-
gramm der Bundesregierung hat viele Bestandteile, 
die sich in Gesetzen, Verordnungen und in Maß-
nahmen niederschlagen. Einiges bedarf gar nicht 
der Gesetze oder der Verordnungen, so beispiels-
weise fast alle Maßnahmen, die die Reorganisation 
der Deutschen Bundesbahn betreffen. Das Programm 
ist deshalb auch gar nicht gut an 'einem Gesetz 
meßbar, aber jedes einzelne Gesetz mit seiner be-
sonderen Ausgestaltung ist für den. Erfolg des Pro-
gramms im ganzen ungeheuer wichtig, und diese 
hohe Bedeutung kommt gerade auch diesem Gesetz 
zu. Es ist auch wichtig, daß man weiß, daß die Ziele 
des Verkehrspolitischen Programms von niemandem 
bestritten worden sind. Es ist weiter wichtig, zu 
wissen, daß 80 % des Inhalts des gesamten Pro-
gramms von vornherein niemals strittig gewesen 
sind. Es ist nur über den Teil des Gesamtprogramms 
gesprochen worden, der strittig gewesen ist. 

Gestatten Sie mir, daß ich wegen dieser Fehl-
beurteilung hier ein paar Angaben mache. Bei der 
Deutschen Bundesbahn sind alle Arbeiten im vollen 
Gange. Wir haben es in kurzer Zeit, ohne daß es 
zu Störungen, Spannungen oder Auseinandersetzun-
gen gekommen ist, erreicht, daß das Personal der 
Deutschen Bundesbahn um 38 000 Menschen verrin-
gert worden ist. Wir haben in den wenigen Mona-
ten mehr unwirtschaftliche Strecken stillgelegt als in 
allen Jahren vorher. Die Vorbereitungen zur Reor-
ganisation der Ämter, der Direktionen und der Ver-
waltungen der Deutschen Bundesbahn ist so weit 
gediehen, daß wir vor dem praktischen Vollzug ste-
hen. Es sind viele neue Einrichtungen geschaffen 
worden, die sich auf den Güterverkehr und seine 
Aufnahme von der Straße auf die Schiene beziehen, 
Es gibt viele Baumaßnahmen, die gegenwärtig im 
Gange sind. Es sind gemeinsame Gesellschaften 
zwischen der Eisenbahn und dem Straßengüterver-
kehr ins Leben gerufen worden, die die Praktikabili-
tät nachher sicher noch unter Beweis stellen. Die 
Deutsche Bundesbahn hat Männer und Frauen ohne 
Uniformen auf den Weg zur Kundschaft geschickt. Die 
Deutsche Bundesbahn hat vieles getan, was ihr Ge-
sicht nach innen und nach außen wesentlich verän-
dern wird — sogar der Bahnpolizist legt die Uniform 
mit dem Schulterstück und der Pistole ab und zieht  

einen sehr ansehnlichen und schönen Anzug an —, 
bis hin zu dem, was den Rentnern und anderen Per-
sonenkreisen helfen soll, vom Bau neuer Bahnen in 
großen Städten und Ballungsgebieten bis zu den 
„Rosa Zeiten". Das ist der Spannungsbogen, den die 
Deutsche Bundesbahn in diesen Monaten durchge-
macht hat. 

Alles, meine Damen und Herren, was die Bahn 
betrifft — das kann ich hier dem Hohen Hause be: 
richten —, ist angelaufen, ist im guten Gange und 
läuft zum Teil schon in den Erfolg hinein. Es ist mir 
ein besonders wichtiges Anliegen, dem Hohen Hause 
heute, wo auch darüber gesprochen worden ist, ob 
die Maßnahmen Erfolg haben würden oder nicht, 
und bei der  Bahn müsse man beginnen, zu sagen: 
Wir haben nicht gesprochen, sondern gehandelt. Die 
Wirtschaftslage der Deutschen Bundesbahn hat sich 
schon in Anbetracht des Ankündigungseffektes die-
ser Maßnahmen auf der Straße so verändert, daß in 
diesem Rechnungsjahr 250 Millionen DM mehr ein-
gespart worden sind, die nachher nicht als defizitäre 
Zuschüsse an die Eisenbahn abgeliefert werden müs-
sen. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der Mitte: 
Konjunkturbedingt!) 

Meine Damen und Herren, dies ist ein beachtliches 
Ergebnis, auf das wir stolz sein können. Das ist eine 
runde Viertelmilliarde Mark. 

Bei der Binnenschiffahrt sind wir gut vorangekom-
men. Ich habe gestern Gespräche mit meinem hol-
ländischen Kollegen geführt und kann berichten, daß 
ich glaube, wir können guter Hoffnung sein, daß wir 
zu einem freundnachbarlichen Einvernehmen kom-
men werden, das beide Seiten befriedigen wird. 

Im Bereich des Straßenverkehrs sind eine Fülle 
von Maßnahmen im Gange und zum Teil bereits 
durchgeführt, angefangen von einer Verordnung 
über den Zwang zu stärkeren Motoren und damit 
zu einem schnelleren Verkehrsfluß, soweit er durch 
schwere Lastwagen ausgeübt wird, bis hin zu einer 
Verordnung über eine Entgiftung der Luft durch 
entsprechende Abgasbereinigung. Die europäische 
Verkehrspolitik ist in Gang gekommen, und ich bin 
davon überzeugt, daß dies wichtige Ansatzpunkte 
sind für das, worum es uns geht. 

Meine Damen und Herren, wir haben auch große 
Schwierigkeiten gehabt. Hier ist schon von den 
Widerständen gesprochen worden. Ich möchte mich 
gar nicht in Einzelheiten verlieren, sondern möchte 
auf einen Diskussionsteilnehmer verweisen, der in 
den letzten Tagen besonders hart mitgewirkt hat. 
Ein großes Magazin, das wöchentlich ganze Wahr-
heiten und halbe Wahrheiten verkündet und in 
guter Mischung auf den Markt bringt, hat dieser 
Tage auch geschrieben, das sei nur ein ausgehöhlter 
Torso. Meine Damen und Herren, dieses Magazin 
selber ist ein Zeuge dafür, wie schwierig die ganze 
Operation gewesen ist. Dieses Magazin selber hat 
nämlich zur kämpfenden Lobby gehört. Sein Ver-
lag wollte durchsetzen, daß dieses Magazin auch 
sonntags mit schweren Lastwagen auf unseren Auto-
bahnen gefahren werden darf und deshalb eine 
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Bundesminister Leber 
generelle Ausnahme vom Sonntagsfahrverbot ge-
macht werden sollte. 

(Pfui-Rufe von der SPD und Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, in Verhandlungen mit 
der Eisenbahn haben die Herren Vertreter dieses 
Verlages zu verstehen gegeben, man würde direkt 
mit dem Bundesverkehrsminister verhandeln, und 
dabei deutlich gemacht, er würde dem starken Druck 
eines so publikationsstarken Organs nicht gewach-
sen sein und umfallen. Ich kann hier nur sagen: Wir 
sind auch da nicht umgefallen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es wird keine Ausnahme genereller Art für den 
„Spiegel" geben, sonntags mit schweren Lastwagen 
die Autobahn zu bevölkern. Sie wäre auch eigentlich 
nicht zu verantworten. Diese Zeitschrift ist ein wich-
tiges Gut, wie jeder sein Gut natürlich wichtig 
macht. Sie ist sicher für viele Leute in unserem 
Lande ein unentbehrliches Objekt ihrer Lektüre. 
Aber sie ist für das Leben in unserem Lande nicht 
wichtiger als z. B. Käse. 

(Große Heiterkeit und Beifall bei den Re

-

gierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, Käse darf sonntags 
auch nicht ausgefahren werden, obwohl er noch ver-
derblicher ist als „Der Spiegel". 

(Große Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, gegen diese Vorlage 
ist von Interessenten eine Verfassungsklage ange-
droht worden. Die Bundesregierung hat allen juri-
stischen Sachverstand aufgeboten, der ihr zur Ver-
fügung steht, und sie kann mit gelassener Ruhe 
künftigen verfassungsmäßigen Auseinandersetzun-
gen entgegensehen. 

Hier ist heute auch wieder behauptet worden, das 
sei nicht EWG-konform. Das kann gar nicht gegen 
EWG-Recht verstoßen; denn als das Verkehrspoli-
tische Programm von der Bundesregierung beschlos-
sen wurde, gab es noch gar keine europäische Ver-
kehrspolitik. Die ist erst angeregt worden von der 
Initiative der Bundesregierung, und alles was in 
Brüssel geschieht, wird säuberlich aufeinander ab-
gestimmt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, mir ist vorgeworfen 
worden, ich sei ein Dirigist — gestatten Sie, daß 
ich das hier einmal erwähne. Ich bin keiner, auch 
wenn ich weiß, daß jemand, der den Verkehr in 
Ordnung bringen muß, ihn nicht wild laufen lassen 
kann, sondern ihn dirigieren muß. Darum geht es. 
Wenn wir nicht den Mut hätten das zu tun, wie 
Frankreich nicht rechtzeitig damit begonnen hat, 
dann würde unsere Bundesbahn in weniger Zeit 
auch 6 Milliarden DM Defizit haben, wie die fran-
zösische SNCF in diesem Jahre wahrscheinlich schon 
6 Milliarden Franc Defizit aufweist. Ich weiß besser, 
was man mit 3 Milliarden wachsendem Defizit an-
fängt, als sie als Zuschuß an die Eisenbahn zu zah-
len. 

Ich kann hinzufügen, und zwar prophylaktisch: 
Dirigiert wird nach unserem Konzept nur kurz, nur 
so lange, bis die Ordnung da ist und der Markt in 
Freiheit seine eigene Ordnung wieder reguliert. Da 
wollen wir hin. Diese Freiheit soll dann hoffentlich 
lange anhalten. Ich hoffe gern, daß alle die, die in 
den letzten Monaten „Freiheit" gesagt haben, dann 
auch mit der viel unbequemeren Freiheit leben 
können. Die ist nämlich viel unbequemer als das, 
was sich jetzt unter dem Zeichen eines noch gesteu-
erten Verkehrs tun wird. 

Die Regierungskoalition ist übereingekommen, 
die Gültigkeitsdauer dieses Steuergesetzes auf zwei  
Jahre zu beschränken. Es soll 1971 durch ein Abga-
bensystem abgelöst werden, das im Sinne von Har-
monisierungsbestrebungen in der EWG auf die 
Wegekosten abgestellt ist. Das entspricht der An-
lage der Verkehrspolitik der Bundesregierung, die 
sie von Anfang an gehabt hat. Die Vorbereitungen 
dazu sind seit Monaten in meinem Hause im Gange. 
Ziel dieses Gesetzes ist es, den Schwerlastverkehr 
auf der Straße in angemessenem und kontrolliertem 
Maße in Grenzen zu halten, nicht zuletzt aus Grün-
den der Verkehrssicherheit, und damit die Straßen 
zu entlasten und der Bundesbahn die Möglichkeit 
zu eröffnen, in Verbindung mit ihren eigenen inten-
siven Rationalisierungsmaßnahmen, die ich nach-
drücklich fordere und fördere, eine bessere Aus-
lastung ihrer Kapazität zu erreichen und damit den 
Bund finanziell zu entlasten. 

Diese doppelte Zielsetzung wird aufs wirksamste 
durch das vereinbarte 250-Millionen-Programm un-
terstützt. Diese 250 Millionen DM kommen nicht aus 
den Einnahmen des Programms, sondern aus Haus-
haltsmitteln, die der Bundesfinanzminister dem Ver-
kehrsminister zur Verfügung stellt. Sie treten an die 
Stelle des ursprünglichen Transportverbots. Damit 
gibt es eine Rechnung — und das möchte ich allen 
Kritikern sagen —, die mathematisch so aussieht: 
Bisher hätte der gesamte Güterverkehr ein Steuer-
aufkommen von 470 Millionen DM ausgelöst. Wenn 
man das Transportverbot, das ursprünglich einmal 
geplant war, davon abzieht, wäre das ein Netto-
steuerertrag von 380 Millionen gewesen. Sie wissen, 
an die Stelle des Transportverbotes ist die Summe 
von 250 Millionen DM getreten, um Anreize in Rich-
tung auf die Bahn zu schaffen. Es bleiben nach Ab-
zug dessen, was in diesem Programm jetzt an Kor-
rekturen ist, 370 Millionen DM Steuerertrag dieses 
Gesetzes. 370 Millionen DM plus 250 Millionen DM 
für Anreize ist meiner Auffassung nach in absolutem 
Sinne der Uranlage des Programms gleichwertig, die 
darin bestand: 380 Millionen DM plus Transport-
verbot. 

Ich bin sehr zufrieden mit dem, was nach lang-
jährigen Beratungen zustande gekommen ist, und 
bin überzeugt davon, es wird einen wichtigen 
Beitrag zu einer besseren Ordnung des Verkehrs 
auf unseren Straßen und bei unserer Eisenbahn 
leisten. Ich bitte das Hohe Haus, diesem Gesetz 
seine Zustimmung nicht zu versagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Scheel: Meine Damen und Her-
ren, die dritte Beratung ist damit abgeschlossen. 
Wir kommen zur Schlußabstimmung über das Ge-
setz. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
mit großer Mehrheit angenommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt über 
die Punkte 2, 3 und 4 des Antrags des Finanzaus-
schusses abzustimmen. Wer den Punkten 2, 3 und 4 
des Antrags des Finanzausschusses zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Der Antrag des Finanz-
ausschusses unter den Nrn. 2, 3 und 4 ist einstimmig 
angenommen. 

Damit kommen wir zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Bundesrechts-
anwaltsordnung und der Patentanwaltsord-
nung 

— Drucksache V/2848 — 

Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

— Drucksache V/3441 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Erhard (Bad 
Schwalbach) 

(Erste Beratung 175. Sitzung) 

Wird das Wort zur zweiten Beratung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wir kommen dann zur 
Abstimmung. Wer den Art. 1, 2, 3, 4, 5 und 6, der 
Einleitung und der Überschrift zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig beschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort zur dritten Beratung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wir kommen dann zur 
Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz als Ganzem zu-
stimmen möchte, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Die  Gegenprobe! — Darf ich annehmen, daß die 
Kollegen, die jetzt noch stehen, sich nicht gegen 
das Gesetz aussprechen wollen, sondern auf dem 
Wege nach draußen irrtümlich noch verharren? — 
Die  Annahme scheint richtig zu sein. Enthaltungen? 

Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu den Protokollen vom 29. Novem-
ber 1965 zum Internationalen Übereinkommen 
über die Fischerei im Nordwestatlantik, das 
Inkrafttreten der von der Kommission ange-
nommenen Vorschläge und Kontrollmaßnah-
men betreffend 

— Drucksache V/3340 —  

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 

— Drucksache V/3467 —

Berichterstatter: Abgeordneter Marquardt 
(Erste Beratung 191. Sitzung) 

Wird das Wort zur zweiten Beratung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer den Art. 1, 2 und 3, der Einleitung und 
der Überschrift dieses Gesetzes zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist ein-
stimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall, wie ich sehe. Damit kommen wir zur Schluß-
abstimmung über das Gesetz. Wer dem Gesetz als 
Ganzem zustimmen möchte, den bitte ich, sich' zu 
erheben. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun

-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Viehseuchen-
gesetzes 

— Drucksache V/3267 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 

— Drucksache V/3503 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ritz 
(Erste Beratung 187. Sitzung) 

Wird das Wort zur zweiten Beratung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer den Art. 1, 2, 3, 4 und 5, der Einleitung 
und der Überschrift des Gesetzes zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort zur dritten Beratung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Schluß-
abstimmung. Wer dem Gesetz als Ganzem zustim-
men möchte, den bitte ich, sich zu erheben. — Die 
Gegenprobe bitte! — Enthaltungen? — Das Gesetz 
ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 8 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 7. März 1967 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
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Vizepräsident Scheel 
den Schutz von Herkunftsangaben und ande-
ren geographischen Bezeichnungen 

— Drucksache V/2421 — 

Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Aus-
schusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache V/3518 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Achenbach 
(Erste Beratung 146. Sitzung) 

Wird das Wort zur zweiten Beratung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wir treten in die Abstim-
mung ein. Wer den Art. 1, 2, 3, 4, der Einleitung 
und der Überschrift zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Wird das Wort zur 

dritten Beratung 

gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir kommen 
zur Schlußabstimmung über das Gesetz. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zustimmen möchte, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Die Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Wir müssen noch über die Ziffer 2 des Antrags 
des Auswärtigen Ausschusses abstimmen. Wer dem 
Antrag des Ausschusses unter Ziffer 2 zustimmen 
will, den bitte ich, sich zu melden. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Der Ausschußantrag ist 
einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 9 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. Oktober 
1967 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Italienischen Republik über die 
Regelung vermögensrechtlicher, wirtschaft-
licher und finanzieller, mit dem Zweiten Welt-
krieg zusammenhängender Angelegenheiten 

— Drucksache V/3339 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Kriegs- und Verfolgungsschäden (7. Ausschuß) 

— Drucksache V/3520 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. - Kreutz-
mann 

(Erste Beratung 190. Sitzung) 

Wird das Wort zur zweiten Beratung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer den Art. 1, 2, 3, 4, der Einleitung und 
der Überschrift zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Das Wort wird zur 

dritten Beratung 

nicht gewünscht. Wir kommen zur Schlußabstim-
mung. Wer dem Gesetz als Ganzem zustimmen 
möchte, den bitte ich, sich zu erheben. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist einstim-
mig angenommen. 

Punkt 10 der Tagesordnung: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Blohm, Dr. Jungmann, Frau Kalinke und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über technische Assistentinnen und 
technische Assistenten in der Medizin 

— Drucksache V/3021 — 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
technische Assistenten in der Medizin 
(MTA-G) 

— Drucksache V/3461 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht  der 
Fall. 

Ihnen liegen die Überweisungsvorschläge des 
Ältestenrates vor. Danach sollen beide Gesetzent-
würfe dem Ausschuß für Gesundheitswesen über-
wiesen werden. Wer den Überweisungsvorschlägen 
des Ältestenrates zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 11 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Prinz von Bayern, Geisenhofer, Schmidhuber, 
Gewandt, Rollmann und Genossen einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung der mietpreisrechtlichen Vorschriften 

— Drucksache V/3397 — 

Ich höre, daß hierzu das Wort gewünscht wird. — 
Ich erteile zur Beratung als erstem dem Abgeordne-
ten Geisenhofer das Wort. 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
bitte um die Genehmigung, beide Anträge begrün-
den zu können. 

Vizepräsident Scheel: Das erleichtert das Ge-
schäft, Herr Kollege. 

Ich rufe also auch Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Prinz von Bayern, Geisenhofer, Schmidhuber, 
Gewandt, Rollmann und Genossen einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ergän-
zung des Wohngeldgesetzes 

— Drucksache V/3396 — 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es gibt Pro-
bleme, die einen sehr hart bedrängen und berühren, 
weil man mitten in diese Problemwelt hineingestellt 
ist und sich ihnen nicht entziehen kann. Ein solches 
Problem ist die Wohnungsnot, ist der Wohnungs-
mangel in München und Hamburg. Ich habe die Auf-
gabe, die großen Sorgen eines großen Teils der 
Münchener Bevölkerung hier zu vertreten. Nach dem 
Auslaufen des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Schlußtermins für den Abbau der Wohnungszwangs-
wirtschaft werden auch die restlichen sieben Stadt- 
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Geisenhofer 
und Landkreise von insgesamt 565 Stadt- und Land-
kreisen aus der Wohnungszwangswirtschaft entlas-
sen und in sogenannte weiße Kreise übergeführt. 
Darunter befinden sich auch die Ballungsräume Ham-
burg 'und Stadt- und Landkreis München. 

Meine Damen und Herren, in München herrscht 
große Unruhe und Verbitterung und Aufregung we-
gen der bevorstehenden Umwandlung in einen wei-
ßen Kreis. Die Antragsteller des Ihnen vorliegenden 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der miet-
preisrechtlichen Vorschriften — Drucksache V/3397 — 
vertreten die Auffassung, daß in den Ballungsräu-
men Hamburg und München zumindest in der Über-
gangszeit eine gewisse Preisbindung beibehalten 
werden muß, weil man den Mietpreis wegen der 
dort herrschenden Wohnungsnot nicht dem freien 
Spiel der Kräfte überlassen darf, da Angebot und 
Nachfrage auf dem Wohnungssektor nicht ausge-
glichen, sind, sondern in einem starken Widerspruch 
zueinander stehen. 

Die Antragsteller befürchten, vor allem deswegen, 
weil in München noch 35 000 Wohnungsgesuche in 
der Dringlichkeitsstufe 1 vorgemerkt sind, daß, wenn 
keine Zwischenlösung gefunden wird, Preistreibe-
reien erfolgen. In krassem Widerspruch zu diesen 
35 000 fehlenden Wohnungen steht allerdings, und 
das muß ich hier sagen, das rechnerische Defizit, das 
in München unter 1 % liegen soll, was bedeutet, daß 
ungefähr 3500 Wohnungen praktisch fehlen — ge-
genüber dem tatsächlichen Fehlbestand von 35 000. 
Man wird mit Recht fragen: Wo liegt dieser Wider-
spruch begründet? Er ist in einer sehr fragwürdigen 
Wohnungszählstatistik begründet. Wir haben in 
München einen besonderen Wohnungstyp im frei 
finanzierten Wohnungsbau, wie wohl in keiner an-
deren Stadt, nämlich die Einraumwohnungen, die 
Appartementwohnungen. Es sind 40 000 solcher 
Wohnungen. Sie wurden bei der statistischen Zäh-
lung alle als vollwertige Wohnungen gezählt. Von 
Fachleuten ist ganz klar und deutlich gesagt worden 
— und ich glaube, man muß diesen Standpunkt tei-
len —, daß man nur zwei Einraumwohnungen zu-
sammen als eine wohngerechte Familienwohnung 
in eine Zählstatistik übernehmen kann. 

Wir haben ferner eine besondere Situation des-
wegen, weil wegen baulicher Maßnahmen Häuser 
abgerissen werden müssen, andere sanierungsbe-
dürftig sind und dem Wohnungsmarkt nicht voll zur 
Verfügung stehen. 

Ein drittes schwerwiegendes Argument: wir haben 
einen Zuzug von jährlich ungefähr 20 000 Menschen. 
Ich spreche hier nicht für die Zuziehenden, weil diese 
die Situation in München ja vorweg einkalkulieren 
können ;  die Antragsteller vertreten das Anliegen 
der ansässigen Münchener Bevölkerung, die tag-
täglich, ich möchte sagen, schon seit Jahren diese 
Wohnungsnot erleiden und ertragen müssen. 

(Zuruf von der SPD: Glauben Sie, daß das 
nur in München und in Hamburg so ist?) 

— Ich weiß, daß es auch in anderen Städten Pro

-

bleme gibt. Aber München ist ein Sonderfall, und 

wo ein Sonderfall ist, müssen auch Sondermaßnah-
men eingeleitet werden. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.) 

Es gibt keine Stadt, die — aus den vorhin genann-
ten Gründen — mit so großen Schwierigkeiten zu 
kämpfen hat wie die Landeshauptstadt München. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
ich die dargelegten Schwierigkeiten folgerichtig 
würdige, müßte ich eigentlich zu der Schlußfolge-
rung kommen, daß es die beste Lösung wäre, wenn 
der schwarze Kreis noch beibehalten würde. 

(Zuruf von der SPD: Na also!) 

Aber, meine Kollegen von der SPD, Sie sind doch 
mit mir einer Meinung, daß man für Ihren Antrag 
— Fortführung des schwarzen Kreises — weder in 
Ihrer Fraktion noch in unserer Fraktion eine Mehr-
heit finden kann. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Ich sage das mit Überzeugung, weil der Herr Woh-
nungsbauminister Dr. Lauritzen in einem Fern-
schreiben — das darf ich hier zitieren — an den 
Herrn bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Alfons 
Goppel und auch an den Staatsminister Dr. Fritz 
Pirkl die Ansicht mit vertreten hat — ich sage 
jetzt: mit vertreten hat —, daß in München endlich 
die Auseinandersetzung „schwarzer Kreis — weißer 
Kreis" und der Streit über das rechnerische Defizit, 
der jahrelang dauert, zu Ende gehen soll und daß 
der Bayerischen Landeshauptstadt München und 
dem Landkreis München am besten gedient wäre, 
wenn sie das Sonderwohnungsbauprogramm von 
5000 Sozialwohnungen realisieren würden. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage von Herrn Kollegen Jacobi? 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Ja. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Kollege, nachdem Sie 
vorhin unterstellten, in der SPD-Bundestagsfraktion 
sei keine Aussicht gewesen, für den Antrag meiner 
Münchener SPD-Freunde eine Mehrheit zu finden: 
Ist Ihnen unbekannt, daß in der entscheidenden 
Ausschußsitzung die SPD-Angehörigen des Aus-
schusses ohne Ausnahme für den Antrag eingetreten 
sind, aber weder von Abgeordneten aus der CSU 
noch von Abgeordneten der CDU die gleiche Hal-
tung eingenommen wurde, und ist daraus nicht die 
Schlußfolgerung zu ziehen, daß Sie selbst zu prü-
fen haben, ob es nicht merkwürdig ist, daß Sie im 
Augenblick solche Ausführungen machen? 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Kollege Jacobi, 
mir ist das Ergebnis der Abstimmung im Ausschuß 
für Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen bekannt. 

(Zuruf von der SPD: 14 gegen 8!) 
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— Jawohl. Aber Sie werden mir doch zugeben — es 
ist eine Tatsache —, daß Ihr Antrag kein Fraktions-
antrag, sondern ein Gruppenantrag war. 

(Zuruf von der SPD: Und Ihrer?) 

— Unserer auch. Wir erleiden in dieser Situation 
fast das gleiche Schicksal. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf links: Das hat 
sich in der Abstimmung geändert! — Wei

-

tere Zurufe. — Unruhe.) 

Darf ich fortfahren, Herr Präsident? 

Vizepräsident Scheel:  Ja, bitte! 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Dieses Sonderwoh-
nungsbauprogramm, von dem ich sprach, hat der 
Münchener Stadtrat vor Monaten beschlossen. Sie, 
Herr Bundeswohnungsbauminister Dr. Lauritzen, 
haben dankenswerterweise diesem Projekt Ihre Zu-
stimmung gegeben und mitgeteilt, daß die erste Rate 
der Finanzierung sich noch in diesem Jahr voll-
ziehen könne. Dieses Sonderbauprogramm hat auch 
der bayerische Staatsminister des Innern bejaht, und 
er ist bemüht, Landesmittel zu geben. 

Aber die Realisierung eines Wohnungsbaupro-
jekts von 5000 zusätzlichen Wohnungen benötigt 
Zeit, viel Zeit. Die Wohnungen können nicht in we-
nigen Monaten aus dem Boden gestampft werden. 
Wir brauchen daher etwas zur Überbrückung. Diese 
eine Maßnahme reicht nicht aus. Wir brauchen wei-
tere Maßnahmen, zusätzliche Maßnahmen, und diese 
zusätzlichen Maßnahmen sind nach unserer Geset-
zesvorlage eine Preisbindung für weitere zwei Jahre 
bis zum 31. Dezember 1970 sowie die Erhöhung des 
Wohngeldes. 

Ich darf das jetzt im einzelnen begründen. Unser 
Gesetzentwurf, der Ihnen vorliegt — Drucksache 
V/3397 —, verhindert nicht den Abbau der Woh-
nungszwangswirtschaft in den genannten Bereichen. 
Aber er will verhindern, daß Notsituationen in Mün-
chen und Hamburg ausgenützt werden. Da wollen 
wir den Riegel vorschieben. 

(Abg. Marx [München] : Das können Sie mit 
dem Antrag gar nicht erreichen! Das ist 

doch Augenwischerei!) 

— Kollege Marx, lassen Sie mich das begründen; 
ich unterbreche Sie auch nicht, wenn Sie reden. 
Unser Gesetzentwurf wird Mietern und Vermietern 
gleichermaßen gerecht, zumindest will er beiden 
Partnern gerecht werden. Er wird den Vermietern 
gerecht, meine ich, dadurch, daß man ihnen die Mög-
lichkeit gibt, die Wohnungsmiete, ich möchte sagen, 
maßvoll bis zur Obergrenze des Wohngeldes zu er-
höhen — über die Höhe der Obergrenze kann man 
dann im Ausschuß noch reden —, um damit Wohn-
eigentum vor dem Verfall und Zerfall zu schützen 
und um es einigermaßen rentabel zu gestalten. Wir 
sind immer für Eigentumsbildung eingetreten. Wir 
wollen auch, daß mittelständisches Eigentum erhal-
ten bleibt. 

Unser Gesetzentwurf schützt aber vor allem die 
Mieter, und zwar deswegen, weil verhindert wird,  

daß Mietpreiserhöhungen ins Unermeßliche nach 
dem freien Spiel der Käfte vorgenommen werden, 
weil verhindert wird, daß Preistreibereien entstehen, 
und weil verhindert wird, daß Kündigungen erfol-
gen, die über das Limit, das wir setzen, hinausgehen. 

(Abg. Marx [München] : Wir werden uns 
wieder sprechen!) 

Ich darf jetzt den zweiten Antrag — Drucksache 
V/3396 — begründen, betreffend Ergänzung des 
Wohngeldgesetzes. Dieser Gesetzentwurf schützt die 
einkommenschwachen Mieter — Kinderreiche, junge 
Familien, Rentner, Pensionäre — vor einer untrag-
baren Miete, und zwar deswegen, weil Mieterhö-
hungen, die kommen werden, durch das Wohngeld 
aufgefangen und abgenommen werden, so daß diese 
Kreise von einer kommenden Mieterhöhung nicht 
berührt werden können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
die Erhöhung des Wohngeldes Gesetz würde — das 
muß ich hier allen Ernstes sagen —, würden für die 
Millionenstädte Hamburg und München Beträge von 
rund 5 Millionen DM benötigt. Aber ich bin der 
Meinung, daß sich dieses Hohe Haus diesem Mehr-
bedarf nicht verschließen darf, weil dieses Wohngeld 
gerade für die sozial Schwachen eine Hilfe bedeutet. 
Weil hier gezielt sozial Schwachen geholfen wird, 
die der Hilfe der Gemeinschaft bedürfen, sollten wir 
dieser Gesetzgebung die Zustimmung nicht versa-
gen. 

Ich begrüße es sehr, und ich darf es dankbar aner-
kennen, daß der Kollege Folger anläßlich der Be-
gründung des Antrages der SPD über die Weiter-
führung des weißen Kreises unseren Gesetzentwurf 
bezüglich Wohngelderhöhung bejaht hat. Ich darf 
hoffen und wünschen, daß auch die sozialdemokra-
tische Fraktion unserem Antrag im Ausschuß und 
dann auch hier im Plenum zustimmt. 

Das Wohngeld ist seit 1965 nicht mehr erhöht 
worden, aber die Mietpreise sind gestiegen. Ich 
habe dem Wohngeldbericht des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau vom 12. Dezember 
1967 entnommen, daß nur 3 % — und das ist eine 
wichtige Feststellung — von insgesamt 21 Millionen 
Haushaltungen der Bundesrepublik Deutschland 
Wohngeld beziehen. Nur 3 %: das sind 600 000 
Haushaltungen. Ich habe dann als Schlußfolgerung 
daraus die Feststellung getroffen, daß praktisch 
97 % aller Haushaltungen ihre Mieten selbst finan-
zieren, also die Hilfe der Gemeinschaft nicht benö-
tigen. Ich darf die Situation in München schildern: 
In München haben wir ca. 25 000 Wohngeldbezieher, 
und von Monat zu Monat wird ca. 1 Million DM 
für diese Wohngeldbezieher ausgegeben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Unterstützung unserer Gesetzentwürfe bezüglich der 
Preisbindung und der Wohngelderhöhung würde, so 
glaube ich, die Wohnungssituation in München und 
Hamburg in den Griff bekommen, und ich glaube 
auch, diese Gesetzentwürfe wären eine vernünftige 
Übergangslösung, um den sozialen Frieden in Mün-
chen und in Hamburg einigermaßen zu sichern. Die 
Ablehnung unseres Antrages würde ernstliche Er-
schütterungen auslösen. Ich sage es ganz offen: wir 
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Antragsteller müßten dann nämlich befürchten — ich 
kenne die Münchner Wohnungsverhältnisse allzu

-

gut —, daß sich der Mietpreis dann, wenn er nicht 
irgendwo eine Bindung erfährt, bis die Wohnungs-
not einigermaßen überwunden ist, einpendelt und 
hinpendelt in die Richtung des frei finanzierten 
Wohnungsbaus, wo die Quadratmetermiete heute in 
München bei 5, 6 und 7 DM liegt. Und ich darf fra-
gen: Wo und wann kann ein Rentner mit 200 Mark, 
mit 300 Mark, mit 400 Mark Rente, und wo und 
wann kann ein Einkommensbezieher, ein Arbeit-
nehmer, ein Beamter, ein Angestellter mit 600, 700, 
800, 900 Mark Einkommen eine Miete in dieser Höhe 
bezahlen? Nach dem Wohngeldbericht oder nach dem 
Wohngeldgesetz stehen einem Vierpersonenhaus-
halt 80 qm Wohnraum zu. Das mal 5 Mark genom-
men ergäbe 400 Mark Monatsmiete. Das wäre eine 
unmögliche Belastung, wenn nicht einerseits das 
Wohngeld erhöht und andererseits die Preisbindung 
entgegenwirken würde. 

(Abg. Marx [München] : Haben Sie ihn denn 
angenommen oder abgelehnt? — Zuruf von 
der CDU/CSU: Herr Kollege Marx, warum 
denn so bissig? Er will doch nur das beste!) 

— Ich konnte ihn doch gar nicht ablehnen, Kollege 
Marx, ich bin doch nicht Mitglied des Wohnungs

-

ausschusses. Ich konnte ihn doch gar nicht ablehnen! 

(Abg. Jacobi [Köln] : Aber Sie waren im 
Plenum!) 

Ich darf zum Schluß kommen. Ich möchte, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, noch darauf 
hinweisen, daß der Herr bayerische Ministerpräsi-
dent Dr. Alfons Goppel in einem Brief an den 
Herrn Bundeskanzler Dr. Kurt Kiesinger und 
daß der Herr Staatsminister Dr. Pirkl in einem Brief 
an den Herrn Bundeswohnungsbauminister Dr. Lau-
ritzen 

(Zuruf von der SPD: Sie können so viele 
Briefe schreiben wie Sie wollen, Herr 

Kollege!) 

— ich darf jetzt bitte meine Ausführungen zu Ende 
bringen — ausdrücklich das unterstützen, was ich 
hier vorgetragen habe. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

Ich darf noch hinzufügen: Beide Persönlichkeiten 
haben das große Anliegen, § 5 des Wohnungs-
bindungsgesetzes dahin zu ergänzen, daß die nach 
diesem Paragraphen auszustellende Bescheinigung 
nur in den Stadt- und Landkreisen Gültigkeit hat, 
in denen sie ausgestellt wurde. 

Meine Kollegen von der SPD, das ist auch Ihr 
Anliegen, und ich glaube, wir könnten uns hier 
finden. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Wenn Sie auch sonst 
helfen wollen! Das ist notwendig!) 

Ich darf auch noch an den Appell des Stadtrats der 
Landeshauptstadt München an dieses Hohe Haus 
und vor allem an die Mitglieder des Wohnungs-
ausschusses erinnern, mit dem der Herr Ober-
bürgermeister und die Stadtratsfraktionen einstim-
mig die Abgeordneten des Ausschusses bitten, nach 

München zu kommen und die Situation an Ort und 
Stelle zu prüfen oder, wenn das nicht möglich ist, 
in der Ausschußberatung Sachverständige aus Mün-
chen hinzuzuziehen. 

Ich bitte, die Gesetzentwürfe Drucksachen V/3397 
und V/3396 entsprechend dem Vorschlag des 
Ältestenrats an den Ausschuß für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen so-
wie den Gesetzentwurf zur Ergänzung des Wohn-
geldgesetzes auch noch an den Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung zu überweisen. 
Meine herzliche Bitte geht dahin, dort die Beratung 
und dann anschließend die zweite und dritte Lesung 
so zügig durchzuführen, daß die Gesetzgebung noch 
rechtzeitig wirksam werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Geisen-
hofer, Sie sind mir sicherlich nicht böse, wenn ich 
den Kollegen mitteile, daß dies Ihre Jungfernrede 
war. 

(Beifall.) 

Ich nehme an, daß sie Ihnen, obgleich in der Sache 
ganz anderer Meinung, sicherlich dazu gratulieren. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Dann hat er mildernde 
Umstände! — Heiterkeit.) 

Ich muß jetzt zunächst einmal Ihre Zustimmung 
dazu erbitten, daß wir die Beratungen über die 
Punkte 11 und 12 verbinden. Sie sind ja auch schon 
gemeinsam begründet worden. 

Ich eröffne die Beratung in erster Lesung. Bis 
jetzt haben sich die Kollegen Dr. Apel, Orgaß und 
Stiller zu Wort gemeldet. Zunächst hat Kollege 
Dr. Apel das Wort. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als kühler Hamburger, der noch nie 
am Oktoberfest teilgenommen hat, fühle ich mich 
natürlich in dieser Münchener Atmosphäre etwas 
deplaciert. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Vizepräsident Scheel: Das ist natürlich sehr 
schade, Herr Kollege. 

Dr. Apel (SPD) : Dennoch habe ich durchaus Ver-
ständnis für die Erregung und auch dafür, daß Herr 
Geisenhofer hier mit sehr viel Verve die beiden 
Anträge begründet hat. 

Lassen Sie mich als Nichtfachmann dazu einige 
Bemerkungen machen. Der Antrag betreffend Miet-
preisbindung findet unsere volle Unterstützung. 

(Beifall.) 

Wir finden es gut, daß die Unterzeichner dieses 
Antrags auf diese Art und Weise ab 1. Januar 
nächsten Jahres in München und in Hamburg eine 
Obergrenze für Mietpreiserhöhungen ziehen wollen, 
die für die Mieter tragbar erscheint — ich komme 
gleich noch zu dem zweiten Antrag — und die den 
Vermietern ein höheres Einkommen bringt. 
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Nun haben aber dieselben Damen und Herren der 

CDU/CSU-Fraktion nicht nur diesen Antrag, son-
dern noch einen zweiten Antrag unterschrieben, und 
danach soll das Wohngeld beträchtlich heraufgesetzt 
werden. Das Bemerkenswerte ist, daß Sie die Miet-
preissteigerungen im ersten Antrag an das Wohn-
geld binden wollen. Wir haben da einmal gerechnet 
und sind zu dem Ergebnis gekommen, daß Sie auf 
diese Art und Weise in München und in Hamburg 
Mietpreisbindungen zulassen wollen, die ungefähr 
bei 60 % liegen. 

(Zuruf von der Mitte: Das haben Sie in den 
falschen Hals gekriegt, Herr Kollege!) 

Das übersteigt die kühnsten Erwartungen der Ver-
mieter in Hamburg. 

Ein Zweites kommt hinzu. Vielleicht sagen Sie: 
Na  ja,  so schlimm ist das auch nicht; denn wir wollen 
ja gleichzeitig das Wohngeld erhöhen, und auf diese 
Weise kämen dann die Mehrbelastungen wieder 
rein. Ich glaube, da müssen wir uns daran erinnern, 
daß um die 3 bis 5 % der Mieter Wohngeld bezie-
hen. Für diese wäre es in der Tat möglich, falls wir 
irgendwo das Geld für die Anhebung des Wohn-
geldes herbekämen, diese Belastung abzuwälzen. 
Die anderen 95 % aber, die in den gleichen Häusern 
wohnen, sind dann die Gelackmeierten, sie sind dann 
doch in einer relativ schwierigen Situation. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Apel, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte, Herr Abge-
ordneter Geisenhofer! 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Dr. Apel, ist 
Ihnen bei meinen Ausführungen entgangen, daß ich 
bei der Frage der Erhöhung des Mietpreises an die 
Obergrenze des Wohngeldes die Bemerkung ge-
macht habe, daß wir uns über die Höhe dieser Ober-
grenze im Ausschuß noch ernstlich unterhalten soll-
ten? 

Dr. Apel (SPD) : Ich finde es sehr nett, Herr 
Geisenhofer, daß Sie sich darüber unterhalten wol-
len. Aber ich glaube, Sie müßten ein wenig kon-
kreter werden. Herr Orgaß spricht ja nach mir; er 
hat dann die Chance, das zu tun. Sie müßten dann 
ganz konkret sagen: den einen Antrag, den wir auf 
der Tagesordnung haben, den Antrag Drucksache 
V/3396, wollen wir gleich in den Papierkorb tun, 
er interessiert uns gar nicht mehr, wir reden nur 
noch über den anderen Antrag; dann bekommen Sie 
den ungeteilten Beifall meiner Fraktion. Sie ver-
suchen aber — und dafür habe ich volles Verständ-
nis —, sich jetzt aus der Klemme herauszumanö-
vrieren, weil ich Ihnen die 60 % vorhalte. Nun gut, 
wir werden sehen. Ich sage Ihnen ganz offen, wir 
Sozialdemokraten sind froh, wenn wir wenigstens 
den einen Antrag — den anderen wollen wir nicht, 
das habe ich soeben dargestellt — hier bekommen. 

(Abg. Jacobi (Köln) : Wobei die Herren 
noch nächste Woche tätige Reue üben 

können!) 

— Ja, Herr Jacobi. Wir sind natürlich insgesamt, 
und Sie insbesondere als einer unserer Sprecher zu 

diesem Thema, ein wenig pessimistisch. Denn wir 
haben es letzte Woche im Wohnungsausschuß er-
lebt. In der letzten Woche hätten Sie ja schon die 
Gelegenheit gehabt, für München — und für Ham-
burg wurde es mit beantragt — die Anerkennung 
als Schwarzen Kreis zu verlängern. Sie haben das 
abgelehnt, das hat ja Herr Jacobi soeben dar-
gestellt. Sie haben sich ferner bisher zum Wohngeld 
nicht deutlich erklärt. Das wird Herr Orgaß viel-
leicht gleich tun. Insofern, muß ich Ihnen sagen, 
habe ich doch das Gefühl, daß hier kurz vor Tores-
schluß versucht wird, zu verschleiern, wie es tat-
sächlich in diesem Parlament aussieht, wer die Ver-
antwortung für die Schwierigkeiten trägt und wer 
sie nicht trägt. Nun, sei es, wie es sei! Parteipolitik 
ist hier nicht angebracht, dieser Meinung sind 
sicherlich auch Sie. Wir wollen etwas für die Mieter 
tun. Herr Rollmann hat in Hamburg gesagt, er habe 
eine Kampfgruppe — „Kampfgruppe Rollmann" — — 

(Abg. Rollmann: Das habe ich nie gesagt!) 

— Dann hat die Zeitung wieder einmal falsch be-
richtet. So jedenfalls die Hamburger Presse: Herr 
Rollmann habe 80 Mann hinter sich — nicht irgend-
welche, sondern Abgeordnete der CDU/CSU. Wenn 
dem so wäre, brauchten sich die Mieter in Hamburg 
und München keine Sorgen zu machen; das würde 
ausreichen, um mit der einstimmigen Zustimmung 
der sozialdemokratischen Fraktion alles zu tun, für 
Hamburg und München Erleichterungen zu bringen. 
Herr Rollmann, Sie sind als Landesvorsitzender 
unserer sehr geschätzten CDU jetzt im Wort. Wir 
werden also sehen, was mit Ihren 80 Mann wird. 
Ich hoffe, es wird sich nicht zum Schluß so dar-
stellen, daß der hochverehrte Herr Orgaß, der sich 
stets für die Mieterbelange in Hamburg eingesetzt 
hat, Ihr einziger Gefolgsmann ist. Das reicht natür-
lich nicht aus. Aber wait and see! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Orgaß. 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn Sie, Herr Kollege 
Apel, soeben etwas resignierend sagten, sie seien 
leider Pessimist, möchte ich Ihnen sagen, Sie sind 
viel zu hoffnungsträchtig, als daß Sie diesem Pessi-
mismus huldigen sollten; denn der Pessimist ist der 
einzige Mist, auf dem nichts wächst. Wait and see! 
Wir werden morgen, wir werden nächste Woche in 
der Beratung unsere Meinung sagen. Ich habe das 
Zwischenspiel vorhin eigentlich nicht so ganz be-
griffen, weil man versuchte — nun, das ist irgendwo 
im politischen Geschäft drin —, uns den Schwarzen 
Peter zuzuspielen; an uns hat es gelegen, daß Ham-
burg und München hier zum Zuge kommen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ich will Ihnen einiges begründen. Ich möchte hier 
nur ein paar Worte im Klartext zu unserem An-
trag Drucksache V/3397 sagen. Ich möchte sagen, was 
unser Antrag im Klartext bedeutet und worin der 
gravierende Unterschied zu Ihrem Antrag liegt, 
der vor 14 Tagen im Wohnungsbauausschuß behan- 
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delt worden ist. Ich bedaure sehr, daß ich damals 
wegen eines Todesfalles nicht anwesend sein 
konnte. Daraus aber zu konstruieren, die CDU wolle 
nicht, ist etwas unter der Gürtellinie. 

(Zurufe von der SPD.) 

Der gravierende Unterschied zwischen Ihrem und 
unserem Antrag besteht in folgendem. Wir wollen 
mit unserem Antrag erreichen, daß auch München 
und Hamburg zu weißen Kreisen werden. Das ist 
das Gravierende. Wir wollen damit die Aufhebung 
der Wohnungszwangswirtschaft. Wir wollen damit 
auch das Ende des Mieterschutzes. Wir wollen aller-
dings auch ein drittes, und das ist das Begehren 
dieses Antrages. Den Vermietern soll dadurch Rech-
nung getragen werden, daß bei den Altbauwohnun-
gen — nur um diese handelt es sich — eine Erhö-
hung der Miete möglich ist. Wir gehen sogar mit 
diesem Antrag so weit, daß wir die Zahl 27 % 
nennen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ja, das gebe ich zu Protokoll, Herr Apel. Damit 
widerlege ich einen Teil Ihrer mühevollen Äuße-
rungen. Wir wollen aber, daß diese 27 % die Ober-
grenze sind. Es läßt sich nämlich bereits jetzt nach-
weisen, daß bei diesen Objekten die Kostenmiete 
schon erreicht und zu einem guten Teil erheblich 
überschritten ist. 

Vizepräsident Scheel: Sie erlauben sicherlich 
eine Zwischenfrage. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Orgaß, sagen Sie auch noch 
ein klärendes Wort zum Antrag Drucksache 3396; 
denn Sie haben von 27 % gesprochen. 

Orgaß (CDU/CSU) : Das habe ich bereits getan, 
zumindest für denjenigen, der Ohren hat zu hören. 

Dr. Apel (SPD) : Dann darf ich also Ihre Aus-
führungen so interpretieren, daß Sie den Antrag 
Drucksache 3396 für falsch halten, obwohl Sie ihn 
mit unterzeichnet haben? 

Orgaß (CDU/CSU) : Kommen Sie morgen um 
9.30 Uhr in den Wohnungsbauausschuß — ich bitte 
Sie darum —, und dann werden Sie hören, wie ich 
das interpretiere. Orgaß ist immer ein Mann der 
klaren Sprache gewesen. Ich glaube, diese klare 
Sprache habe ich soeben gesprochen. 27 % Erhö-
hung bedeutet: die derzeitige Obergrenze im Wohn-
geldgesetz. Ist das klar? — Das haben auch Sie jetzt 
verstanden. 

Wir wollten, daß Hamburg weißer Kreis werde, 
und damit waren wir in trauter Einheit mit den 
Beschlüssen des Senats und der Sozialdemokrati-
schen Partei  Hamburgs.  Erst als sich herausstellte, 
daß dieses Wollen in der Praxis dadurch unterlaufen 
wurde, daß die Absprachen zwischen den verschie-
denen Partnern nicht eingehalten wurden, haben 
wir Maßnahmen ergriffen. 

Konkret: Die CDU — ich glaube, wir waren die 
ersten in Hamburg — hat beide Vertragspartner,  

nämlich den Haus- und Grundbesitzerverband und 
den Mieterverein zur gleichen Zeit zu sich gebeten 
und gefragt: „Was ist, was steht an, wie können wir 
unsere guten Dienste anbieten?" Wir haben uns 
dort geeinigt. Der Syndikus des Hamburger Haus-
und Grundeigentümerverbandes hat eine Erklärung 
abgegeben, in der es hieß: in der Regel keine grö-
ßere Erhöhung als 20 %. Wir haben gesagt: Okay, 
wenn das so ist, dann ist alles in Ordnung. 

Dann kamen plötzlich die alarmierenden Fest-
stellungen in der Öffentlichkeit: 40, 60, 80, zum 
Teil 100 und mehr Prozent Mehrkosten. Daraufhin 
haben wir diesen Antrag gestellt. Wenn wirklich 
darum gestritten werden soll, wer zuerst da war, 
dann waren wir zwar eher da; aber das ist doch un-
interessant. 

(Abg. Apel: Sie waren doch gar nicht zuerst da!) 

— Es geht uns jetzt nicht um unser Prestige, Herr 
Apel. Die Federn können wir nachher gemeinsam 
rupfen und verteilen. Jetzt geht es um das Anliegen. 
Ich bin Ihnen dankbar, daß Sie gesagt haben, Sie 
würden mitziehen. Ich habe das Meine zu tun, meine 
Leute auch mitzuziehen. Ich bin auch gar nicht un-
tätig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Gravierend wurde die Sache doch erst — und 
damit begründe ich, weshalb dieser Antrag notwen-
dig ist —, nachdem in der vorvorletzten Woche der 
Haus- und Grundeigentümerverband glaubte, jetzt 
habe er grünes Licht für marktwirtschaftliche Be-
dingungen, wie es der Syndikus dort in erfrischen-
der Offenheit gesagt hat. Man hat schlagartig und 
überfallmäßig einen neuen Hamburger Mietvertrag 
für Wohnraum herausgebracht. Ich glaube, daß Sie 
nicht nur aus der Hamburger Presse, sondern auch 
aus anderen Zeitungen bereits von diesem skanda-
lösen Verhalten erfahren haben. Dort sind fast 
sämtliche Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches 
durch vertragliche Bedingung in ihr Gegenteil ver-
kehrt worden. Dort ist der Skandal geschehen, daß 
man zwar oben in einer Roßtäuschermanier auf die 
Sozialklausel hingewiesen hat, aber nicht auf die 
jetzt geltende, sondern auf die unzulängliche alte 
Fassung. 

In einem Schreiben — ich wollte den Minister in 
der Fragestunde des Bundestages danach fragen; 
leider war das nicht heute, denn das hätte die De-
batte schon etwas untermauert — hat mir der Syn-
dikus dort mitgeteilt, das sei leider nur aus einem 
drucktechnischen Versehen geschehen, aber man 
habe inzwischen längst alle Instanzen — auch die 
Bundesregierung — davon verständigt, daß das na-
türlich nicht gelten könne, sondern daß selbstver-
ständlich die neue Klausel gelte. Ich habe das 
schriftlich. Ich habe außerdem schriftlich, daß trotz 
dieser Erklärung an demselben Tag, als der Brief 
geschrieben wurde, diese Verträge noch von der 
Geschäftsstelle des Haus- und Grundeigentümer

-

verbandes verkauft wurden und laut telefonischer 
Rückfrage selbst gestern noch vertrieben worden 
sein sollen. 

Durch eine andere Passage geht der Mieter bei 
Mietstreitigkeiten im Grunde genommen des Schut- 
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zes der Sozialklausel verlustig, weil er sich dort 
vorbehaltlos einem Schiedsspruch unterwerfen muß. 
Damit ist, glaube ich, für diesen Vertrag mit Recht 
die Frage der Sittenwidrigkeit aufgeworfen. 

Aber es kommt noch mehr. Man will nämlich durch 
Neuabschlüsse, zu denen alle Vermieter ausdrück-
lich aufgefordert wurden, die Rechte aus einem lan-
gen Mietverhältnis anullieren und die Mietver-
träge neu datieren, so daß die längeren Kündigungs-
fristen und andere Bestimmungen nicht mehr gelten. 
Außerdem verlangt man den Mietern, auch denen, 
die ihre Wohnungen jahrzehntelang gemietet haben, 
eine zinslose Kaution in Höhe von zwei Monatsmie-
ten ab, hält sich andererseits aber frei und wälzt 
fast sämtliche Reparaturkosten für die Wohnungen 
auf den Mieter ab. Regreßansprüche auf Grund von 
Feuchtigkeitsschäden und dergleichen werden, so-
weit sie der Vermieter zu tragen hat, durch Vertrag 
abbedungen. Ich glaube, das ist ein Skandal. 

Vizepräsident Scheel: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Kollege Orgaß? 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Kollege Orgaß, wer-
den durch Ihren Bericht über die Hamburger Mani-
pulationen nicht der Pessimismus und die Skepsis 
bestätigt, die meine Freunde immer hinsichtlich der 
Ballungsräume gehabt haben, und wird nicht der 
Optimismus Ihrer Freunde, daß marktwirtschaft-
liche Regelungen allein schon in Verbindung mit 
der neuen Sozialklausel ausreichend seien, um so-
zialwidrige Tatbestände zu verhindern, widerlegt? 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Jacobi, ich weiß nicht 
recht, ob dadurch der Optimismus des einen und der 
Pessimismus des anderen bestätigt wird. Aber, Herr 
Jacobi, wir sind keine Historiker, die die Vergan-
genheit erforschen, wird sind Politiker, die die Zu-
kunft gestalten müssen. Deswegen bedauere ich es 
auch, daß der Herr Wohnungsbauminister auf Grund 
der inzwischen veränderten Situation keine andere 
Antwort an die Hamburger Bürger hatte als die 
Erklärung, die hier bereits zitiert wurde. Denn ich 
meine, Herr Minister, selbst biblisch gesprochen war 
es doch schon so, daß gesagt wurde: Wenn ein Ochs 
in die Grube fällt, dann muß man helfen und ihn 
herausziehen und kann nicht sagen, das sei nicht 
vorgesehen. Hier sind andere Umstände, und denen 
muß man Rechnung tragen. 
Das, was hier jetzt mit dem Mietvertrag geschehen 

ist, ist — nur deswegen habe ich es erläutert — ja 
nur ein Symptom für die Situation, in der sich der 
Hamburger Wohnungsmarkt noch befindet. Ich 
kann nur meinen hohen Respekt vor jenen statisti-
schen Rechenkünstlern zum Ausdruck bringen, die 
uns statistisch beweisen, daß wir in Hamburg keine 
Unterversorgung mehr haben. — Wenn ich z. B. 
wüßte, daß der Kollege Apel jeden Tag zwei Kote-
letts ißt, und ich esse keines, dann könnte ich stati-
stisch nachweisen, daß wir jeder eines essen; ergo 
sind wir beide satt. 

(Heiterkeit.) 

Sehen Sie, so eine alberne Statistik kann man auf- 
machen. Wenn man aber beim Wohnungsmarkt zu 

solchen Ergebnissen kommt, muß man, so meine ich, 
doch feststellen, daß hier an der Situation etwas 
nicht echt ist. Eine Berechnung auf Grund seriöser 
Unterlagen zeigt, daß Hamburg einen Fehlbestand 
von über 23 000 Wohnungen hat. Dazu kommt die 
einmalige Situation, daß wir in Hamburg noch über 
30 000 Behelfsheimbewohner haben, die das Woh-
nungsdefizit noch um viele Prozent erhöhen. Damit 
ist in Hamburg der Wohnungs fehlbestand größer 
als überhaupt der Wohnungsbestand in anderen 
Großstädten. Deswegen kann man auch nicht so 
ohne weiteres sagen: Das schaukelt sich schon zu-
recht! — Sonst könnte es ja nicht zu einem solchen 
Mietvertrag kommen! 

(Abg. Jacobi [Köln] : Von wem stammt denn 
diese „alberne" Statistik?) 

Ein anderer Nachweis. Hamburg ist die einzige 
Stadt -- auch in München gibt es das nicht —, wo 
es noch Baukostenzuschüsse, zum Teil verlorene 
Baukostenzuschüsse für den steuerbegünstigten und 
frei finanzierten Wohnungsbau in Höhe von durch-
schnittlich 120 bis 150 Mark pro qm gibt. Das bedeu-
tet 7200 his 9000 DM Baukostenzuschuß für eine 
60-qm-Wohnung. Das sind Symptome dafür, daß der 
Markt noch nicht ausgeglichen ist. Wir als die Ver-
antwortlichen im Bundestag müssen deswegen dafür 
Sorge tragen, daß wir Mittel finden, um eine elasti-
sche Überführung des Wohnungsmarkts dieser bei-
den Großstädte vom schwarzen Kreis in marktwirt-
schaftliche Bedingungen zu erreichen, und zwar ohne 
daß es zu Brüchen kommt und ohne daß sich jemand 
allein auf Grund noch nicht vorhandener marktwirt-
schaftlicher Bedingungen ungerechtfertigt bereichern 
kann. 

Morgen sollten wir im Ausschuß im einzelnen 
über diese Dinge reden. Zum Schwur kommt es dann 
nächste Woche. Wir sind dabei. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Orgaß, 
meine bibelkundige Nachbarin im Präsidium macht 
darauf aufmerksam, daß das Bibelzitat nicht ganz 
vollständig war. Es heißt: Wenn am Sonntag ein 
Ochs oder ein Esel . . . Daß Ochsen und Esel in der 
Woche aus dem Brunnen herausgehoben werden, 
verstand sich von selbst 

(Heiterkeit. — Abg. Orgaß: Die Mieterhö

-

hungen gelten auch sonntags!) 

Das Wort hat jetzt Herr Kollege Stiller. 

Stiller (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die drei Kollegen, die vor mir 
gesprochen haben, gehören meines Wissens erst seit 
der 5. Wahlperiode dem Bundestag an. Ich gehöre 
schon seit 1953 dazu. Ich war also auch dabei, als wir 
im Jahre 1960 die sogenannten Abbaugesetze be-
schlossen, die die Wohnungszwangswirtschaft in die 
soziale Marktwirtschaft überführen sollten. Meine 
Damen und Herren, der Abbau hat sich in Stufen 
vollzogen. Er hat sich ordentlich und ohne Schwie-
rigkeiten vollzogen 

(Widerspruch bei der SPD. — Zuruf von 
der SPD: Das glauben Sie doch selbst nicht!) 



10686 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 198. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. November 1968 

Stiller 
Erst in der dritten Stufe, als, seit dem Jahre 1963, 
die schwarzen Kreise in weiße Kreise umgewandelt 
wurden — das erfolgte auf Grund der Statistik: erst 
wenn der Wohnungsfehlbestand unter 3 % abgesun-
ken war, wurde ein schwarzer Kreis in einen wei-
ßen Kreis umgewandelt —, haben wir überall in den 
Land- und Stadtkreisen in bezug auf die Umwand-
lung die gleichen Reden gehört, die auch heute wie-
der zu hören waren. Es hat geheißen: Das wird 
furchtbar für die Stadt, für den Kreis werden, es 
werden Zehntausende von Kündigungen ausgespro-
chen werden, die Mieter werden auf die Straße ge-
setzt werden, 

(Zurufe von der SPD: Das wurden sie doch 
auch! — Das haben war alles hinter uns!) 

die Mieten werden in die Höhe gehen, es werden 
unerhörte Mieterhöhungen auf die Mieter zukom-
men, 

(Zuruf von der SPD: Auch das stimmt!) 

die Städte müssen Obdachlosenheime bauen, um die 
Leute unterzubringen. 

(Zuruf von der SPD: Auch das ist gemacht 
worden!) 

— Besonders von Ihrer Seite, meine Damen und 
Herren, wurde das damals behauptet. Wir können 
es in den Protokollen nachlesen. Das, meine Damen. 
und Herren, ist nirgends eingetroffen! 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD. — 
Zuruf von der SPD: Das ist nicht wahr!) 

Die Leute wurden nicht auf die Straße gesetzt, weil 
wir das soziale Mietrecht hatten, das inzwischen 
sogar verbessert worden ist. 

Meine Damen und Herren, alljährlich, ab 1953, 
sind genauso wie heute entsprechende Anträge von 
allen Fraktionen hier im Hause gestellt worden. Im 
vergangenen Jahr sind die Kollegen aus Köln und 
Düsseldorf gekommen und haben einen Antrag ge-
stellt. Sie haben gesagt: Zwar sind schon 550 Stadt- 
und Landkreise weiß geworden; das mag richtig 
gewesen sein; aber gerade bei uns in Köln, in 
Düsseldorf, geht das nicht. Im vergangenen Jahr 
hatten wir eine solche Debatte wegen Köln und 
Düsseldorf, und da haben Sie, Herr Kollege Jacobi, 
sich auch besonders stark gemacht. Ich nehme es 
Ihnen nicht übel; Sie sind ja aus Köln, so wie 
meine Kollegen, die diesen Antrag heute einbrin-
gen und begründen, aus München sind. 

Meine Damen und Herren, was ist in Köln, in 
Düsseldorf, passiert? Nichts ist passiert. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Es passierte eine 
ganze Menge!) 

Es mag natürlich, wenn man von der Zwangswirt-
schaft zur sozialen Marktwirtschaft übergeht, da 
und dort Schwierigkeiten geben; das ist natürlich 
klar. Diese Schwierigkeiten wurden aber alle über-
wunden. 

Nun gibt es wieder einen solchen Antrag, der 
München und Hamburg betrifft. Hier wird auch 
wieder gesagt: In München herrscht große Woh-
nungsnot; München ist eine ganz besondere Stadt; 
wenn das Gesetz dort angewandt wird, gibt es  

endlich einmal die Schwierigkeiten, die früher 
immer an die Wand gemalt wurden. Auch mein 
Kollege Orgaß hat heute wieder gesagt: Die Stadt 
Hamburg hat etwas Besonderes vorzuweisen. Jeder 
Kollege erklärt, seine Stadt habe etwas Besonderes 
vorzuweisen. Wie ist die Wirklichkeit in München? 

Vizepräsident Scheel:  Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Orgaß? 

Stiller (CDU/CSU) : Bitte schön, Herr Kollege 
Orgaß! 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Kollege Stiller, darf ich 
Sie eingedenk Ihrer Ausführungen auch daran er-
innern, daß Sie mich einmal selbst gebeten haben, 
Ihnen Schützenhilfe zu leisten, um für Ihre Tochter 
in Hamburg eine Wohnung zu besorgen? 

(Heiterkeit.) 

Stiller (CDU/CSU) : Herr Orgaß, das stimmt nicht; 
meine Tochter wohnt in Nürnberg, die hat in Ham-
burg gar keine Wohnung gebraucht. Ich habe Sie, 
Herr Orgaß, allerdings gefragt, ob Sie nicht mithel-
fen könnten, einem Bekannten eine Wohnung zu 
beschaffen, weil dieser Bekannte eine Sozialwoh-
nung haben wollte. 

Meine Damen und Herren, wir sind jetzt bei Mün-
chen. München wehrt sich dagegen, weißer Kreis zu 
werden, einbezogen zu werden in den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft. Wie ist die Wirklich-
keit in München? Bis jetzt haben wir 557 Stadt- und 
Landkreise in die soziale Marktwirtschaft überge-
führt. Die Überführung ist vorgenommen worden, 
wenn der rechnerische Fehlbestand unter 3 Prozent 
abgesunken ist. Wir haben also Frankfurt und Han-
nover übergeführt, Großstädte, die einen Fehlbe-
stand zwischen Null und 3 Prozent hatten. Dort ist 
nichts passiert. In München liegt der rechnerische 
Fehlbestand zur Zeit unter Null Prozent. Nun kom-
men die Münchner und sagen: Gerade bei uns muß 
aber eine Ausnahme gemacht werden. Ich bin der 
Meinung, das sollte man nicht tun. Man sollte nicht 
zweierlei Recht setzen, das Recht für die Frankfurter, 
die Nürnberger und die Hannoveraner und das 
Recht für die Münchner und Hamburger. Was dem 
einen recht ist, ist dem anderen billig. 

Ich möchte nun noch einige Sätze zu dem Entwurf 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Wohngeldgeset-
zes — Drucksache V/3396 — sagen. Diesen Entwurf 
habe ich mit unterschrieben, und zwar nicht des-
wegen, weil damit der Übergang in Hamburg oder 
in München finanziell besser gestaltet werden 
könnte. Ich weiß auf Grund meiner Erfahrungen in 
den letzten zehn Jahren, daß der Übergang in Mün-
chen und Hamburg genauso reibungslos sein wird. 
Da habe ich keine Befürchtungen. Ich habe diesen 
Antrag mit unterschrieben, weil ich es für richtig 
halte, daß wir im Wohngeldgesetz noch eine Tabelle 
einführen für die sogenannten Millionenstädte. Es ist 
nun einmal so, daß das allgemeine Mietenniveau 
in den Städten, die mehr als eine Million Einwohner 
haben, höher als in den anderen Städten, als in den 
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Kleinstädten ist. Es wäre also richtig, wenn man das 
im Wohngeldgesetz berücksichtigen würde. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, den  An-
trag unter Ziff. 11 der Tagesordnung, Änderung der 
mietpreisrechtlichen Vorschriften, abzulehnen, da-
gegen den Antrag unter Ziff. 12, Ergänzung des 
Wohngeldgesetzes, anzunehmen. 

(Lachen bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt der 
Herr Kollege Prinz von  Bayern.  

Prinz von Bayern (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Verehrter Kollege Apel! 
Ich bin Ihnen besonders dankbar für die eine Berner-
kung, daß wir hier nicht in erster Linie in Partei-
politik zu machen haben, sondern in tätiger Hilfe 
für einen immerhin beachtlichen Bevölkerungskreis. 
Trotzdem — wahrscheinlich liegt das in der Sache — 
klingt in dieser Diskussion bereits so ein gewisser 
Wahlkampftenor an. 

Wer ist denn für diese beiden Anträge der CSU 
München verantwortlich? Die Verantwortung trage 
ich. Welches ist meine Position? Meine Position ist 
die eines Bezirksvorsitzenden einer Volkspartei. Ich 
habe innerhalb meiner Partei berechtigte Anliegen 
zu vertreten. 

(Zuruf von der FDP.) 

Hier sind die Anliegen der Hausbesitzer, hier sind 
die Anliegen der Mieter. Ich muß diese berechtigten 
Anliegen abwägen und komme zu dem Schluß, daß 
das Anliegen der Mieter schwerer wiegt, weil die 
Mieter die Schutzbedürftigeren sind. Nichts anderes 
steht hinter diesem Antrag. 

(Beifall bei der SPD und bei der CSU.) 

Damit sage ich aber auch, daß ich die berechtigten 
Anliegen der Hausbesitzer nicht beiseite schieben 
kann. Daher diese beiden Anträge. Ich habe das 
nur ausgeführt, um Ihnen den Hintergrund klar-
zulegen, wie diese Anträge zustande kamen. Wahr-
scheinlich ist es doch so — und Sie, die Sie doch 
auf dem Wege zur Volkspartei sind, müssen es uns 
zugeben —, daß der Preis der Freiheit das Kompro-
miß ist, auch wenn der eine oder andere von uns 
persönlich einen anderen Standpunkt einnimmt. 

Meine Damen und Herren, nun muß ich leider, 
leider eines feststellen. Es scheint mir eine nicht 
allzu große Bereitschaft in diesem Hause zu beste-
hen, unseren Sorgen näherzutreten. Mitglieder, die 
diese Operation „Weißer Kreis" am eigenen Leibe 
bereits hinter sich gebracht haben, sagen: Ich habe 
diese Operation überlebt, warum sollen wir Ham-
burg oder München diese Operation ersparen? Ich 
brauche hier jetzt nicht für Hamburg zu reden; das 
ist bestens geschehen. Lassen Sie mich aber ganz 
kurz folgendes zu München sagen. Natürlich reizt 
München zu einem gewissen Neid und damit zu 
einer Schadenfreude; denn München ist beliebt. 
Und weil München so beliebt ist, hat es einen so 
starken, extraordinären Zuzug, und weil der Zuzug 
so groß ist, zeigen sich jetzt als Kehrseite der 

Medaille größere Schwierigkeiten auf dem Woh-
nungsmarkt. 

(Zurufe von der SPD: Düsseldorf und Köln 
auch!) 

— Gut! Sie haben die Operation ja hinter sich. — 
Aber  jetzt sprechen wir davon, meine Freunde, daß 
es sehr kurzsichtig ware, solche Motive in die De-
batte einzuführen. Ich möchte nur folgendes sagen. 
Wenn München, aus welchem Grund immer, beliebt 
ist, dann ist das doch ein positiver Akzent, um das 
Bild Deutschlands im Ausland noch einmal mehr 
positiv zu unterstreichen. Also lassen wir doch diese 
Städterivalität hier aus dem Spiel. 

Ich möchte noch auf einen Punkt zu sprechen 
kommen. Wir haben einen Sektor von Betroffenen, 
der mir besonders am Herzen liegt, nicht angespro-
chen. Herr Apel, von Ihnen stammte doch die Idee 
— oder war es schon ein Antrag? —, bei der Um-
wandlung von Altbauwohnungen in Eigentumswoh-
nungen eine — ich glaube — dreijährige Kündi-
gungsschutzfrist zu beantragen. Ich möchte das aus-
drücklich unterstreichen; denn — bitte, da hat 
Freund Stiller recht — es geht hier um Minoritäten, 
die betroffen sind. Die Minoritäten sind aber so 
groß, daß sie aus sozialen Gründen berücksichtigt 
werden müssen. 

Die am meisten betroffene Minorität sind jene 
alten Leute, die in diesen Altbauwohnungen sitzen 
und die heute von Spekulanten, die unter ausländi-
schen Firmen auftreten, aufgesucht werden. Man 
sagt zu ihnen: „Frau X" oder „Herr Y, wie geht 
es Ihnen denn? Wir bieten Ihnen Ihre Wohnung als 
Eigentumswohnung an, sie kostet soundsoviel tau-
send DM. — Was, das können Sie nicht zahlen? 
Dann müssen Sie eben ausziehen." — Hier, wenn 
irgendwo, hört die Parteipolitik wirklich auf. Wo ist 
Ihr Antrag, Herr Apel? Peitschen Sie ihn durch! Wir 
werden ihm bestimmt beitreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun lassen Sie mich noch zu einem Punkt kom-
men. Was wir mit unseren Anträgen wollen, ist 
weiter nichts, als ein zusätzliches Mittel in die Hand 
zu bekommen, mit dem wir uns um ein Mehr an so-
zialer Gerechtigkeit unter den gegebenen Umstän-
den im Parlament und innerhalb der eigenen Partei 
bemühen wollen. Auch Sie haben nicht eine ganz 
einheitliche Struktur in dieser Frage, wie wir fest-
gestellt haben.  

(Zurufe von der SPD: Doch!) 

Nun lassen Sie mich noch etwas sagen. Aus Krei-
sen der Hausbesitzer hat man mir in anonymen 
Zuschriften und in Telefonanrufen vorgeworfen, ich 
sei ein roter Prinz. Ob ich rot oder schwarz bin, weiß 
ich nicht, jedenfalls bin ich weiß-blau oder münch-
nerisch. 

(Abg. Ertl: Schwarz-rot vielleicht!) 

Aber es stimmt, daß meine Familie, wenn Sie so 
wollen, zu den größten Hausbesitzern in München 
gehört. Meinen Sie, ich würde über meinen Schat-
ten springen, wenn nicht ein dringendes Bedürfnis 
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für diese Übergangshilfen in München vorhanden 
wäre? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Jetzt sage ich Ihnen noch eines. Sie haben die 
Vermutung durchklingen lassen, daß die CSU in 
München hier sozusagen nachtarocken oder nächstes 
Jahr parteipolitisch ihr Schäfchen ins Trockene 
bringen will. Was ich Ihnen anbieten kann, um 
diese Hemmung auszuräumen — und ich tue es —, 
ist folgendes. Ich werde am 5. hier in diesem Ple-
num bei Ihrem Antrag — schwarzer Kreis — die 
Hand heben, aber in der Erwartung, daß Sie dann 
auch bei uns die Hand heben im Interesse der be-
troffenen Münchner. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt der 
Herr Kollege Dr. Müller (München). 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es würde mich reizen, 
ein paar Bemerkungen zum Thema „Volkspartei" 
zu machen. Kollege Prinz Konstantin, Sie sagten 
immer: Wir von der CDU/CSU begrüßen den An-
trag des Kollegen Apel und der sozialdemokra-
tischen Fraktion, etwa die Umwandlung von Miet-
wohnungen in Eigentumswohnungen einzuschrän-
ken. Aber ich habe immer noch das Gefühl, daß 
dieses „wir" ein sehr kleiner Bestandteil der Volks-
partei CDU/CSU ist, der diesen Antrag unterstützt. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Sehr richtig!) 

Denn wenn ich mich recht erinnere — ich war bei 
der Debatte hier damals anwesend —, war es Ihr 
Kollege Erhard (Bad Schwalbach), der sehr heftig 
gegen 'den Antrag unseres Kollegen Apel polemi-
sierte und ihn als nicht richtig bezeichnete. Ich gebe 
gern zu, Herr Kollege Orgaß, daß Sie ihn unter-
stützt haben. 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine Zwi-
schenfrage gestatten? 

Dr. Müller (München) (SPD) : Bitte sehr! 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Kollege Müller, darf ich 
vielleicht in Ihre Erinnerung rufen, daß der Herr 
Kollege Erhard (Bad Schwalbach) keineswegs gegen 
das Anliegen, das in der Überschrift zum Ausdruck 
kam, zu Felde gezogen ist, sondern es wärmstens 
empfohlen hat, wohl aber gegen die juristisch un-
haltbaren Begründungen, die inzwischen auch von 
Ihren Leuten restlos aufgegeben worden sind? 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine wei-
tere Frage, Herr Kollege Müller? — Herr Stiller! 

Stiller (CDU/CSU) : Herr Dr. Müller, Sie stellen 
jetzt die Dinge so hin, als ob die CDU — 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, darf ich 
Sie bitten, Ihre Gedanken möglichst in Frageform 
zu formulieren. 

Stiller (CDU/CSU) : Herr Kollege Müller, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß dieser Antrag, den die 
Münchner gestellt haben, im Ausschuß mit 14 gegen 
8 Stimmen abgelehnt wurde und daß die Sozial-
demokraten 12 Sitze im Ausschuß haben, aber nur 
8 Stimmen abgegeben haben? 

(Abg. Jacobi [Köln] : Das ist doch eine 
ziemliche Gemeinheit!) 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Müller, 
gestatten Sie eine Frage der Kollegin Frau Berger-
Heise? 

Frau Berger-Heise (SPD) : Herr Kollege Müller, 
jetzt muß ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß 
Ihr Antrag nur deshalb auf die Tagesordnung ge-
kommen ist, weil die SPD mit 12 Stimmen dafür war, 
während die CDU mit 8 Stimmen dagegen stimmte. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Liebe Kollegin Frau 
Berger-Heise, ich erinnere mich mit großem Ver-
gnügen daran; denn ich war in der Frühe selber an-
wesend und war sehr erfreut darüber, daß wir ge-
rade eine Stimme mehr hatten als die CDU/CSU und 
FDP, damit dieser Antrag, der am 25. Juni dieses 
Jahres bereits im Bundestag eingebracht worden 
ist, überhaupt auf die Tagesordnung des Ausschus-
ses gesetzt werden konnte. Ich bin den Verdacht 
nicht los geworden, Herr Kollege Stiller, daß hier 
vielleicht taktische Gesichtspunkte eine Rolle ge-
spielt haben. Vielleicht wollte man diesen Antrag 
möglichst lange hinauszögern, um dann zu erklären: 
Jetzt hat es sowieso keinen Sinn mehr, darüber zu 
verhandeln, nachdem der 1. Januar bereits eingetrof-
fen ist und man nichts mehr ändern kann. Der An-
trag der Kollegen der CDU/CSU, vor allem der 
Kollegen Geisenhofer und Prinz Konstantin, ist ja 
erst am 22. Oktober eingebracht worden. Ich hätte 
es sehr begrüßt, wenn dieser Antrag schon früher 
gekommen wäre. Das hätte unser Anliegen hier im 
Bundestag sicher erleichtert. 

Aber weil Sie, Herr Kollege Stiller, gerade vom 
Ausschuß gesprochen haben, gestatten Sie mir, daß 
ich hierzu noch etwas sage. Ich habe übrigens jetzt 
zu dem anderen Gesetzentwurf betreffend die Um-
wandlung von Mietwohnungen in Eigentumswoh-
nungen gesprochen, noch nicht zu der Frage „weißer 
Kreis" . Trotzdem haben Sie schon dazu eine Zwi-
schenfrage gestellt. Ich hatte noch gar nicht zu dem 
Thema gesprochen. 

(Abg. Stiller: Sie wollten noch nicht dazu 
sprechen, aber Sie hatten schon dazu ge

-

sprochen!) 

Ich wollte darauf kommen, aber der Kollege Stiller 
hat in der Nervosität schon vorausgegriffen und 
wollte zu dieser Frage Stellung beziehen. 

Ich erinnere mich sehr gut an die Debatte im 
Ausschuß. Sowohl bei Ihren Beiträgen, Herr Kol-
lege Stiller, als auch bei ein paar anderen Beiträgen 
habe ich das Gefühl gehabt, daß das Grundmotiv 
der Ausführungen in sehr vielen Fällen nicht die 
Anliegen der Mieter oder die Probleme der Bevöl-
kerung in München betraf, sondern daß man insge- 
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heim. eine Antipathie gegen München hatte. Da 
kamen Dinge hoch, die mit der Wohnungsfrage gar 
nichts zu tun hatten. Da wurde gesagt — von an-
deren; ich habe Sie nicht allein erwähnt, Herr Kol-
lege Stiller —: München rafft alles an sich, München 
will große Industriezweige, große Bundesbehörden 
haben; dann soll es sich nicht wundern, wenn die 
Mietpreise so steigen. 

(Abg. Frau Berger-Heise: Aufruhr gegen 
München?!) 

— Der Herr Kollege Gleissner war es, der ja für 
seine Eskapaden gegen München bekannt ist. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Ja, er hat einen Anti-München-Komplex. Ich 
meine, hier im Hause müßte bekannt sein, daß z. B. 
Münchener SPD-Abgeordnete hier im Bundestag 
einen Antrag eingebracht haben, daß die Bundesan-
stalt für Fleischforschung, die der Bund nach Mün-
chen verlegen wollte, nicht nach München verlegt 
wird. Die Münchener SPD-Abgeordneten wollen gar 
nicht, daß z. B. solche Behörden nach München ver-
legt werden, weil wir wissen, daß die Lebenskraft 
dieser Stadt so groß ist, daß wir eher bremsen 
müssen. 

(Abg. Dr. Becher [Pullach] : Sehr gut!) 

Man kann München nicht mit anderen Städten ver-
gleichen. In diesem einen Jahr haben wir in Mün-
chen wahrscheinlich wieder eine Zuwachsrate von 
20 000 Menschen gegenüber 1967 und 1966. 

(Abg. Dr. Becher [Pullach] : Dann kommt 
aber noch München-Land mit seinen 10 000 

Menschen!) 

— In München-Land ist es genauso, Herr Kollege 
Becher. Man darf nicht nur den Stadtbezirk Mün-
chen, sondern muß auch den umliegenden Landkreis 
sehen. Dies ist eine Zuwachsrate, die mit anderen 
Großstädten nicht vergleichbar ist, da ja die meisten 
Großstädte sogar eine abnehmende Bevölkerung 
haben. Man muß die besondere Situation dieser 
Stadt sehen. 

Wir Sozialdemokraten waren der Meinung — hier 
kann ich bewußt sagen „wir" ; denn unsere Fraktion 
war als die Fraktion einer Volkspartei in der Frage 
einmütig auf dieser Position —, daß mit einer Ver-
längerung der Wohnungszwangswirtschaft — wenn 
Sie sie so bezeichnen wollen — um ein weiteres 
Jahr dieser Übergang erleichtert werden könnte. 
Über das Sonderwohnungsbauprogramm, das dan-
kenswerterweise im Bundeswohnungsbauministe-
rium ausgearbeitet worden ist, kann hier eine Hilfe 
gegeben werden. Es ist übrigens auch nicht richtig, 
daß, wie im Ausschuß gesagt wurde, München sich 
nicht rechtzeitig um ein solches Sonderbauprogramm 
bemüht habe. Das ist längst vorher geschehen durch 
einmütige Beschlüsse des Münchener Stadtrates, 
auch der Vertreter der CSU im Münchener Stadtrat. 

Wir werden hier im Plenum hoffentlich eine ge-
meinsame Abstimmung über alle drei Anträge, die 
zwei der CDU/CSU und den einen der SPD, haben. 
Ich appelliere noch einmal an die Volksparteien 
CSU und CDU, und ich knüpfe an das an, was Prinz 
Konstantin gesagt hat. Ich möchte sehen, in wel

-

chem Verhältnis in diesen Volksparteien Hausbesit-
zer und Mieter bei der Abstimmung über die Frage 
„weißer Kreis oder nicht weißer Kreis" vertreten 
sind. Dann werden wir hier sehr deutlich eine 
klare Position beziehen können. 

Eines ist mir aufgefallen, Herr Kollege Stiller 
— ich kann mir nicht verkneifen, das zu sagen —: 
Sie haben den einen Antrag Ihrer Kollegen aus 
München abgelehnt, den anderen bejaht. Bei uns in 
der SPD ist die Tendenz eher genau umgekehrt: den 
einen Antrag, den Sie ablehnen, anzunehmen; gegen 
den anderen haben wir eine gewisse Skepsis. 

(Abg. Stiller: Wir haben nichts anderes 
erwartet!) 

— Ich weiß es, Herr Kollege Stiller; allerdings: ich 
habe bei Ihnen auch nichts anderes erwartet. 

Bei mir ist der Verdacht natürlich sehr stark, daß 
eine Wohngelderhöhung um einen so hohen Pro-
zentsatz im Endeffekt natürlich auch ein Anreiz für 
die Hausbesitzer ist, auf jeden Fall die Wohnungs-
mieten so zu erhöhen, daß man mit der Begründung: 
„Ihr könnt ja dann um Wohngeld eingeben!" die 
Reaktionen gegen die Mieterhöhungen abwehren 
kann. Man hat gelegentlich den Verdacht, daß dieses 
Wohngeld auch zu einer Art Subvention des Haus-
besitzes mißbraucht werden kann, als die es ja nicht 
gedacht ist. 

(Abg. Stiller: Anderswo ist das nicht passiert!) 

— Aber, Herr Kollege Stiller, die Münchener Haus-
besitzer sind nicht schlechter als die Nürnberger 
Hausbesitzer. Sie sind Hausbesitzer und machen 
Interessenpolitik. Ich bin der Meinung, daß man 
eben nicht nur Interessenpolitik vom Hausbesitzer 
machen kann, sondern in erster Linie die Interessen 
der breiten Bevölkerung, der Mieter sehen muß. Es 

 gibt niemanden, auch nicht in unserer Partei — das 
wurde ganz klar dargestellt —, der nicht sähe, daß 
es beim Althausbesitz Probleme gibt. Wir wissen 
aber, daß gerade in den großen Ballungsräumen 
Schindluder mit dieser Machtposition getrieben  wird, 

 wo die Bodenpreise ins Immense gestiegen sind, 
weil man den Boden nicht beliebig vermehren kann. 

(Abt. Ertl: Wo die Stadt schön mitmacht!) 

— Herr Kollege Ertl, das ist nicht richtig! Das wurde 
z. B. im Ausschuß behauptet. Ich habe mich darauf-
hin sofort informiert, und wir haben festgestellt, daß 
das nicht der Fall ist, daß sogar das Gegenteil der 
Fall ist. 

(Zuruf des Abg. Ertl.) 

Vizepräsident Scheel: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Becher? 

Dr. Müller (München) (SPD) : Bitte! 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Müller, würden Sie mit mir übereinstimmen, daß 
der eigentlich Grund für das rasende Steigen der 
Bodenrente in den Ballungsräumen die übergroße 
Zentralisation ist und daß es vereinfachend ist, wenn 
man dieses Problem nur auf das Verhältnis zwischen 
Mieter und Vermieter abstellt? 
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Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Kollege 
Becher, natürlich ist es ein Problem der Zentralisa-
tion. Aber es ist natürlich ein Unterschied, ob ich 
Bodenbesitzer oder nicht Bodenbesitzer bin. Ich weiß 
aus meinem Wahlkreis: da gibt es einen Bauern, 
der hat innerhalb von zehn Jahren an seinem Boden 
über 1000 Prozent Gewinn gemacht. 

(Abg. Stiller: Was hat das mit den Althaus

-

besitzern zu tun?) 

— Ich habe eine Frage von Herrn Kollegen Becher; 
Sie erlauben mir doch, daß ich darauf eingehe, Herr 
Kollege Stiller. Ich habe vorhin von Althausbesit-
zern etwas gesagt; und hier wurde von der Zentrali-
sation gesprochen. Wir kennen das Problem. 

Ich will zum Abschluß noch ein Argument entkräf-
ten, das auch im Ausschuß gebraucht wurde und das 
hier immer wieder eingeführt werden soll. Es wurde 
im Ausschuß erklärt, so schlimm werde es ja in 

 München nicht, gewisse Mietsteigerungen könne 
man ja verkraften; und dann gebe es ja noch den 
Wucherparagraphen im Strafgesetzbuch, den man 
anwenden könne. Dazu kann ich Ihnen nur eines 
sagen: In München sind die Mietpreise auf dem 
freien Wohnungsmarkt schon heute sehr hoch, und 
Wucher ist nur dann gegeben — das wird Ihnen 
jeder Jurist bestätigen —, wenn die Preise erheblich 
über die ortsüblichen Preise hinausgehen, weil man 
die Preise von Vilshofen nicht mit den Preisen von 
München vergleichen kann. Wir können, wenn das 
allgemeine Preisniveau schon sehr hoch ist, kleine 
Mietsteigerungen dazu, die dann zu Quadratmeter- 
preisen von 10 und 12 Mark führen, noch nicht mit 
dem Wucherparagraphen bekämpfen. Und jetzt er-
klären Sie mir, wie wir den alten Leuten in Mün-
chen, wie wir den jungen Familien in München dann 
überhaupt noch helfen können. Das Wohngeld kann 
nicht helfen, der Wucherparagraph kann nicht hel-
fen. Was sollen sie tun? 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Schlager? 

Dr. Müller (München) (SPD) : Bitte! 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. Müller, 
haben Sie konkreten Anlaß für Ihre Auffassung 
oder Ihre Behauptung, daß das Wohngeld, wie wir 
es gewähren, tatsächlich zu unzulässigen Mieterhö-
hungen benutzt wird — mittelbar oder unmittelbar? 

(Zuruf des Abg. Jacobi [Köln].) 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Kollege 
Schlager, ich habe davon gesprochen, daß der Ver-
dacht naheliegt — schon bei der Begründung, die 
Ihnen vorhin der Kollege Stiller gegeben hat —, 
daß hier die Möglichkeit einer solchen Mieterhöhung 
natürlich von Hausbesitzern — sicher nicht von 
allen; man kann nicht alle Hausbesitzer über einen 
Kamm scheren, darüber sind wir uns völlig einig — 
ausgenützt werden kann, indem man bis zu dieser 
Obergrenze erhöht und etwaige Proteste damit 
abwehrt, daß man sagt: Bitte, ihr braucht ja nur 
um Wohngeld einzugeben, dann wird euch das  

erstattet. — So habe ich das gesehen. Es gibt auch 
Beispiele — — 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, wollen 
Sie auch eine Zwischenfrage von Herrn Dr. Hesberg 
beantworten? 

(Abg. Schlager: Ich habe noch eine 
Zwischenfrage!) 

Dr. Hesberg (CDU/CSU) : Herr Kollege Müller, 
ist Ihnen nicht bekannt, daß wir neben den Wucher-
vorschriften das Wirtschaftsstrafrecht haben und 
daß diejenigen nach dem Wirtschaftsstrafrecht 
belangt werden können, die unangemessene Mieten 
fordern? Das geschieht doch in großem Umfange. 
Herr Kollege Apel hat das doch neulich auch 
gerade in unserer Ausschußsitzung dargelegt. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Hesberg, 
wir wollen es bei der Frage belassen. 

Herr Dr. Müller, wenn Sie ein paar Fragen bün-
deln wollen, — dann ist der Herr Schlager noch da, 
zur Hilfe auch noch der eigene Kollege Jacobi. 

Schlager (CDU/CSU) : Ich bitte um Verständnis, 
ich bin unterbrochen worden; ich wollte noch eine 
zweite Zusatzfrage stellen. 

Vizepräsident Scheel: Bitte, Herr Kollege 
Schlager! 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. Müller, 
ist es nicht so, daß man mögliche unzulässige Miet-
erhöhungen in München oder Mieterhöhungen über 
Gebühr dadurch ausgleicht, daß man sozusagen als 
Regulativ dann eben den Wohnungsbau forciert 
und von daher Angebot und Nachfrage in Über-
einstimmung bringt? 

Dr. Müller (München) (SPD) : Deswegen haben 
wir ja unseren Antrag gestellt, Herr Kollege Schla-
ger, um genau das zu erreichen, 

(Zuruf des Abg. Schlager.) 

in München noch den schwarzen Kreis zu belassen 
und diese Übergangsfrist durch ein verstärktes 
Wohnungsbauprogramm zu einem echten Spiel von 
Angebot und Nachfrage werden zu lassen. Insofern 
bin ich für Ihre Zwischenfrage sehr dankbar. 

Vizepräsident Scheel: Da hatte der Herr Kol-
lege Gleissner vorher noch eine Zwischenfrage 
stellen wollen. — Wollen Sie das, Herr Kollege 
Gleissner? 

(Abg. Dr. Gleissner: Wenn Herr Jacobi 
vorher fragen möchte!) 

— Gut, dann wollen wir Herrn Jacobi vorgehen 
lassen; dann verteilen wir das etwas im Raum. 
Herr Kollege Jacobi, bitte! 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Kollege Müller, falls 
Sie die Absicht haben, auf die Frage des Herrn 
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Jacobi (Köln) 
Kollegen Dr. Hesberg zu antworten: ist Ihnen be-
kannt, daß sein Hinweis leider graue Theorie ist, 
weil auch dort die Praxis der Gerichte praktisch 
nicht zu irgendwelchen Ergebnissen führt? 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Kollege 
Jacobi, ich bin Ihnen sehr dankbar. Genau das 
wollte ich sagen. Für das Wirtschaftsstrafgesetzbuch 
gilt genauso wie für das Strafgesetzbuch, daß die 
Frage der Angemessenheit geprüft werden muß. 
Wenn das allgemeine Niveau bereits sehr hoch ist, 
gilt hier genau das gleiche Argument wie beim 
Wucherparagraphen des Strafgesetzbuchs. 

Vizepräsident Scheel: Herr Gleissner, wollen 
Sie Ihre Frage jetzt stellen? — Bitte sehr! 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Dr. Müller, eine 
Frage! Wie viele Altwohnungen sind nach Ihrer 
Meinung noch in der Bewirtschaftung, wie groß ist 
die Zahl? Und zweitens: wäre es nicht besser — 
wenn Sie mir die Zahl genannt haben; Ihr Woh-
nungsamt weiß les ja ganz genau —, statt, wie Sie 
es vorhaben, auf die Altwohnungen loszugehen, das 
Wohnungsbindungsgesetz einmal einer Prüfung zu 
unterziehen und hier mindestens 100 000 Wohnun-
gen in München dem Zweck zuzuführen, den Sie 
meinen? 

(Abg. Frau Berger-Heise: Mit welchen 
Mitteln, Herr Kollege?) 

— Das Wohnungsbindungsgesetz würde ermög-
lichen, daß in diesen Sozialwohnraum — — 

Vizepräsident Scheel: Einen Augenblick, Herr 
Kollege! Leider können wir den Dialog der Kol-
legen untereinander mit dem Medium der Frage 
nicht weiter fortführen. 

Ich würde jetzt Herrn Dr. Müller bitten, die noch 
ausstehenden Antworten zu geben. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Kollege Dr. 
Gleissner, es handelt sich etwa um 150 000 Woh-
nungen, die in München davon betroffen sind, etwa 
150 000 Wohnungen. Es tut mir leid, das sind die 
Zahlen. 

Ich darf zum Wohnungsbindungsgesetz nur fol-
gendes sagen. Ich weiß nicht, was Sie damit ge-
meint haben. Aber ich glaube, daß es etwa die 
Frage ist, die uns alle beschäftigt: daß Leute in 
Sozialwohnungen leben, die vom Einkommen her 
längst keinen Anspruch mehr auf Sozialwohnungen 
haben oder die nicht mehr darin wohnen sollten. 

(Abg. Schlager: Das ist ein echtes Problem!) 

— Das ist ein echtes Problem. Wir haben das auch 
in unserer Fraktion bereits einmal geprüft. Wir 
können es für die Zukunft ändern. Wir wissen aber, 
daß wir aus verfassungsrechtlichen Gründen das 
nicht für die Vergangenheit ändern können, weil 
wir hier nicht ein Gesetz mit rückwirkender Kraft 
schaffen können. Wir können es für die Zukunft, 
und ich werde es sehr begrüßen, wenn wir für die 
Zukunft ein solches Gesetz schaffen, das uns eine 

Möglichkeit gibt, zu sagen, daß Leute, deren Ein-
kommen über eine gewisse Grenze hinausgeht — 
da muß man einen gewissen Spielraum lassen, der 
nicht zu klein sein sollte —, kein Anrecht auf 
Sozialwohnungen mehr haben. Dann muß man prü-
fen, ob es richtig ist, ihnen eine höhere Miete abzu-
verlangen oder ihnen zu kündigen. Man muß ab-
wägen, was hier besser ist. Es wäre eine sehr gute 
Sache. Aber, Herr Kollege Gleissner, das hilft uns 
im gegenwärtigen Zeitpunkt bei dem Münchner 
Problem überhaupt nicht. Wir stehen jetzt fünf 
Wochen vor der Entscheidung in München, und ich 
habe damals im Ausschuß schon gesagt: ich bin 
neugierig, wie die politischen Parteien die Ver-
antwortung für das tragen werden, was nach dem 
1. Januar 1969 in München passieren wird. Ich bin 
der Meinung, man kann andere Städte in diesem 
Fall mit München nicht vergleichen. Und es werden 
sich einige wundern, was in München an poli-
tischem Porzellan in einer Demokratie kaputtgehen 
kann, nur weil man nicht bereit war, über den 
eigenen Schatten zu springen und hier in einer 
bestimmten Frage eine Übergangslösung zuzulassen, 
die wirklich im Interesse der Münchener Bevölke-
rung und der Münchener Mieter gewesen wäre. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt der 
Herr Bundeswohnungsbauminister. 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Wohnungs-
wesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Leidenschaft, mit der hier disku-
tiert wird, ist wohl doch ein Beweis dafür, daß es 
sich um Fragen handelt, die uns alle mit großer 
Sorge erfüllen und die uns auch in Zukunft noch 
mit Sorge erfüllen werden. Ich glaube, es ist der 
Ernst der Diskussion, der dabei deutlich geworden 
ist. Manchmal kann ich mich allerdings nicht ganz 
des Verdachts erwehren, als entstünde jetzt der 
Eindruck, es werde mit ganz anderen Fronten ge-
kämpft als bisher. Und ich bedaure sehr, daß dieser 
Eindruck so entstanden ist, denn ich bin ja dabei mit 
in die Diskussion einbezogen worden. Ich darf dar-
auf hinweisen, daß ich es von Anfang an als meine 
besondere Aufgabe angesehen habe, zwei Probleme, 
die lange sehr umstritten waren, lösen zu helfen. 
Das eine war die Frage des sozialen Mietrechts. Das 
ist geschehen, und die Rechtsprechung dieses Jahres 
zeigt, daß hier ein wesentlicher Fortschritt erzielt 
worden ist. Das andere war die leidige und sehr um-
strittene Frage der Schlußtermine beim Abbau der 
Wohnraumbewirtschaftung. Nur darf ich Sie daran 
erinnern, daß ursprünglich einmal der Schlußtermin 
für alle der 31. Dezember 1965 sein sollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wissen 
wir!) 

Ich darf daran erinnern, daß dann dieses Haus den 
Termin um zwei Jahre hinausgeschoben hat, auf 
den 31. Dezember 1967. Und dann haben wir hier im 
vorigen Jahr über einen neuen Gesetzentwurf der 
Bundesregierung diskutiert. Damals haben die 
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Bundesminister Dr. Lauritzen 
Städte Hamburg und München darum gebeten, den 
Schlußtermin um zwei Jahre aufzuschieben. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 

Köln und Düsseldorf waren auch dabei. Nach lan-
gen, mühsamen Verhandlungen, bei denen Köln und 
Düsseldorf nicht zum Zuge kamen, kam dann ein 
Kompromiß heraus: 31. Dezember dieses Jahres. 
Das soll man nicht vergessen, wenn man jetzt über 
diese Dinge diskutiert. Ich habe gelegentlich so den 
Eindruck, als sei jetzt in Hamburg und München ein 
lokales Schwarzer-Peter-Spiel ausgebrochen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

was der Sache sicher nicht förderlich ist. 

(Abg. Dorn: Kein schwarzer, ein roter 
Peter!) 

— Ja, das eine ist vielleicht etwas schwärzer, das 
andere etwas roter. — Ich sage das deshalb, meine 
Damen und Herren, weil auch im Zusammenhang 
mit einer Äußerung, die ich gegenüber dem Mini-
sterpräsidenten des Freistaates Bayern abgegeben 
habe, heute morgen oder gestern in einer Münche-
ner Zeitung eine völlig falsche Darstellung erschie-
nen ist. Das Schreiben, das ich an den Herrn Mini-
sterpräsidenten gerichtet habe, ist vorhin erwähnt 
worden. Herr Präsident, ich darf bitte einige Sätze 
daraus zitieren, um richtigzustellen, was ich gesagt 
habe: 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Schluß-
termins vom 21. Dezember 1967 hat den Termin 
für die Aufhebung der Wohnraumbewirtschaf-
tung auch für die Landeshauptstadt München 
und den Landkreis München bis zum 31. Dezem-
ber 1968 hinausgeschoben. Nach den Erklärun-
gen der Bundesregierung, die dieses Gesetz 
eingebracht hatte, und auch • nach Auffassung 
des Bundesrates und des Bundestages sollte 
damit letztmalig eine Ausnahmeregelung ge-
troffen und die jahrelangen Auseinanderset-
zungen über die Defizitberechnung durch einen 
tragbaren Kompromiß unter Bestimmung eines 
eindeutigen Endtermins beendet werden. 

Ich bitte um Verständnis, 

— das ist der entscheidende Satz — 

daß sich die Bundesregierung nicht in der Lage 
sieht, nunmehr von sich aus initiativ zu werden 
und eine erneute Änderung des Schlußtermins 
vorzuschlagen. Andererseits 

— der Satz gehört dazu, meine Damen und Her-
ren — 

vermag die Bundesregierung aber auch nicht der 
Entscheidung des Deutschen Bundestages über 
die Initiativanträge bayerischer Abgeordneter 
vorzugreifen, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

die u. a. eine erneute Verschiebung des Schluß-
termins zum Ziele haben und die zur Zeit im 
zuständigen Ausschuß des Deutschen Bundes-
tages zur Beratung anstehen oder in Kürze be-
raten werden. 

Das ist nach meiner Meinung eine sehr klare Aus-
sage. Die Bundesregierung ist der Meinung, sie sollte, 
nachdem sie im vorigen Jahr mit einem Kompromiß 
versucht hat, die Dinge zum Abschluß zu bringen, 
nicht mehr initiativ sein. Aber sie will keineswegs 
irgendwie der Initiative des Bundestages vorgreifen. 
Das kann sie auch gar nicht. Aber daraus haben Mün-
chener Zeitungen in sehr vereinfachender Form ge-
schlossen, ich hätte mich gegen jede Initiative aus-
gesprochen. So einfach darf man die Dinge nicht dar-
stellen, und ich wollte das hier richtigstellen. 

Nun zu den beiden Anträgen selbst. Da muß ich 
allerdings einige Bedenken geltend machen. Soweit 
es um die Verlängerung der Mietpreisbindung geht, 
mag zunächst kein juristisches Problem aufgewor-
fen sein. Wenn das aber an eine Erhöhung der Ober-
grenzen im Wohngeldgesetz gebunden wird, ent-
steht eine ganz schwierige Situation. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das muß man sehen. Darüber werden wir uns 
wahrscheinlich morgen im Ausschuß zu unterhalten 
haben. 

Die Einfachstwohnungen im Altwohnungsbestand 
liegen im Augenblick bei einer Grundmiete von 1,65 
DM je qm. Die Obergrenzen liegen im Augenblick 
bei 2,40 DM. Nach Ihrem Vorschlag sollen sie auf 
3 DM erhöht werden. Das heißt: für die Heraufset-
zung der Miete entsteht jetzt ein Spielraum von 1,65 
bis 3 DM. Das geht über 60 % hinaus und das muß 
überlegt sein. Diese Kombination kann zu einer 
Mieterhöhung führen, die Sie sicherlich nicht wollen. 

Zum anderen ist es nicht ohne Problematik, über-
haupt die Mietobergrenzen zur Diskussion zu stel-
len; denn nicht in München und Hamburg allein, 
sondern überall wird die Auffassung vertreten, daß 
die Mietobergrenzen zur Zeit nicht mehr ausreichen. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Sehr richtig!) 

Wenn wir das Problem anpacken, werden damit 
finanzielle Aufwedungen zur Diskussion gestellt, die 
wir im Augenblick in der mittelfristigen Finanzpla-
nung nicht unterbringen können. Ich bitte das bei 
Ihren weiteren Beratungen nicht außer acht zu las-
sen. 

Nun noch etwas zu der Hamburger Situation. Herr 
Abgeordneter Orgaß ist darauf schon zu sprechen 
gekommen. Ich werde ihm morgen oder übermorgen 
in der Fragestunde darauf antworten. Vielleicht wäre 
es besser gewesen, wir hätten das heute schon tun 
können. 

(Abg. Orgaß: Ja, wäre auch mir lieber 
gewesen!) 

Das, was sich dort entwickelt, ist ein besorgniserre-
gender Vorgang 

(Beifall in der Mitte) 

und läßt nach meiner Meinung einiges an sozialer 
Verantwortung vermissen, von der so gern gespro-
chen wird. 

(Abg. Dr. Apel: Sehr richtig!) 

Dieser Mietvertragsentwurf, zu dem wir von meinem 
Hause aus sehr klar Stellung genommen haben 
— wir haben sehr deutlich darauf hingewiesen, wie- 
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Bundesminister Dr. Lauritzen 
weit er mit dem geltenden Recht nicht in Einklang 
steht —, macht doch deutlich, daß man in einer 
solchen Situation, in der sich die Bevölkerung 
großer Städte mit Recht Sorge über die zukünftige 
Entwicklung der Mietverhältnisse und der Miet-
preise macht, nicht so vorgehen darf. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich halte das für ein politisch nicht zu verantwor-
tendes Verhalten, und ich hoffe, daß eine Informa-
tion, die ich heute bekommen habe, richtig ist, näm-
lich daß die Darstellung meines Ministeriums, die 
Darstellung des Senats der Freien und Hansestadt 
Hamburg und die Reaktion in der Öffentlichkeit dazu 
geführt haben, daß man beim Landesverband der 
Haus- und Grundbesitzer in Hamburg einsieht, daß 
das ein grober Fehler war, und daß man sich jetzt 
mit den Senatsverwaltungen in Hamburg endlich 
zusammengesetzt hat, um diese Dinge wieder in 
Ordnung zu bringen. 

(Abg. Orgaß: Vor allem das schon vor dem 
1. Januar zu machen! Soch sicher fühlte 

man sich!) 

Nur zeigt dies, daß es sich nach wie vor um ein 
Problem handelt, dessen Lösung wir offensichtlich 
eben nicht allein dem freien Spiel von Angebot und 
Nachfrage überlassen können, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

weil immer wieder Mißbräuche und Auswüchse 
festzustellen sind. Das wird uns nach wie vor mit 
großer Sorge erfüllen und auch Anstrengungen in 
der Zukunft erforderlich machen. Ich werde mich 
jedenfalls bemühen, da vor allem durch den Bau von 
Wohnungen zu helfen. Ich bin der Meinung, daß auf 
die Dauer der Bau von Wohnungen das Mittel ist, 
mit dem wir langfristig den Markt in Ordnung be-
kommen. Die Verhandlungen mit München und 
Hamburg sind so weit gediehen, daß noch in diesem 
Jahr besondere Wohnungsbauprogramme in Angriff 
genommen werden. Das wird nicht sofort helfen, 
aber langfristig ist das eine sehr wichtige Aufgabe. 
Erlauben Sie mir daher, bei passender Gelegenheit, 
wenn wieder einmal über den Haushalt gesprochen 
wird, darauf zurückzukommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort wird nicht 
weiter gewünscht. Wir stimmen dann über die Vor-
schläge des Ältestenrats ab, die beiden Gesetz-
entwürfe Drucksache V/3397 und Drucksache V/3396 
an den Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumord-
nung, Städtebau und Wohnungswesen, den Gesetz-
entwurf Drucksache V/3396 außerdem an den Haus-
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung zu 
überweisen. Wer mit den Vorschlägen des Ältesten

-

rats einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einer Enthaltung sind die Überweisungsvorschläge 
des Ältestenrats angenommen. 

Die Punkte 13 bis 19 der Tagesordnung betreffen 
Ergänzungen der Geschäftsordnung. 

Punkt 13: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD 

betr. Ergänzung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages 

— Drucksache V/2954 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Aus-
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung — federführend —, Innenausschuß. 

Punkt 14: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD betr. Ergänzung der Gemein-
samen Geschäftsordnung der Bundesministe-
rien, Besonderer Teil (GGO II) 

— Drucksache V/2955 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Aus-
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung — federführend —, Innenausschuß. 

Punkt 15: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Ergänzung des § 7 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages 

— Drucksache V/1418 —

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Aus-
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung. 

Das Wort hat Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Obwohl es reizvoll 
wäre, nachdem heute hier so viel über Interessen-
verbände gesprochen worden ist, noch ein kleines 
parlamentarisches Feuerwerk zu beginnen, will ich 
in dieser Stunde davon absehen, sondern ich werde 
meine Sachausführungen zu den Punkten 14 und 15 
zu Protokoll geben *), in der Hoffnung, daß dadurch 
die Beratung im Ausschuß schneller in Gang kommt. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Scheel: Vielen Dank, Herr Kol-
lege Schmitt-Vockenhausen! 

Wir kommen dann zur Abstimmung über die 
Überweisungsvorschläge des Ältestenrats zu den 
Punkten 13 bis 15. Wer mit den Vorschlägen des 
Ältestenrates einverstanden ist, gebe das Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  Vorschläge sind einstimmig angenommen. 

Punkt 16: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Änderung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages 

— Drucksache V/3459 — 

*) Siehe Anlage 10 
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Vizepräsident Scheel 
Punkt 17: 

Beratung des Antrags der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Änderung der Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages 

— Drucksache V/3447 — 

Punkt 18: 

Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Änderung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages 

— Drucksache V/3492 — 

Der  Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen unter 
den Punkten 16 bis 18 an den Ausschuß für Wahl-
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung zu über-
weisen. 

Punkt 19: 

Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Erweiterung der Befugnisse des Peti-
tionsausschusses 

— Drucksache V/2640 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Aus-
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung — federführend —, Petitionsausschuß und 
Rechtsausschuß. 

Wer mit den Überweisungsvorschlägen des Älte-
stenrates zu den Punkten 16 bis 19 einverstanden 
ist, gebe das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Die Vorschläge sind einstimmig 
angenommen. 

Dann kommen wir zu Punkt 31 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Sozialpolitik (18. Ausschuß) über 
den Antrag der Fraktion der SPD zur Großen 
Anfrage der Abgeordneten Kühn (Hildes-
heim), Stingl, Frau Schroeder (Detmold), Dr. 
Jungmann, Adorno und der Fraktion der 
CDU/CSU 

betr. Situation der Kinder in der Bundesrepu-
blik Deutschland 

— Umdruck 349, Drucksache V/3383 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Franz 

Hierzu hat sich Herr Kollege Killat zum Wort 
gemeldet. 

Killat (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
schätzten Damen! Meine Herren! Der Vorschlag des 
Sozialpolitischen Ausschusses, die Bundesregierung 
aufzufordern, dem Bundestag einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der die Gewähr für die Einbeziehung 
auch der Schulkinder in den Unfallversicherungs-
schutz bietet, ist von diesem Ausschuß einstimmig 
angenommen worden. Der Vorschlag beruhte auf 
einem Antrag meiner Fraktion. Unser Antrag fand 
dankenswerterweise im Ausschuß noch eine Ergän-
zung dahin, daß dieser Schutz nicht nur für Unglücks-
fälle in den Schulen oder auf dem Schulwege, son-
dern auch für Unglücksfälle bei schulischen Veran-
staltungen gelten soll. 

Gestatten Sie mir zu dieser Frage einige wenige 
Anmerkungen, weil ich bei der Diskussion dieser 
Frage festgestellt habe, daß teilweise falsche Vor-
stellungen über die Größenordnungen bestehen, die 
mit der Hereinnahme eines solchen neuen Personen-
kreises in die Unfallversicherung kostenmäßig oder 
auch zahlenmäßig verbunden sind. Wir haben über 
8 Millionen Schulkinder, davon im Alter von 6 bis 
15 Jahren rund 7 400 000. — Ich muß hier auf Zahlen 
zurückgreifen, die vom Innenminister bei der Be-
handlung dieser Frage vorgelegt worden sind. — 
Nach einem Mikrozensus für das Jahr 1964 sind da-
von 211 000 Kinder zu Schaden gekommen, davon 
auf dem Wege zur Schule 21 000 und in der Schule 
20 000. Das sind 0,3 % der Gesamtzahl der Schul-
kinder bzw. 20 % aller Unfälle. Wenn man weiter 
die Fälle zugrunde legt, die so schwer sind, daß 
eine umfassende Regelung für Dauerschäden erfor-
derlich ist, so sind das davon etwa 8 bis 10 %. Wir 
werden also vielleicht mit 3- .bis 4000 Fällen im Jahr 
zu rechnen haben. Gemessen an der Gesamtzahl der 
Schüler ist das Gott sei Dank eine kleine Zahl. Hier 
kann man vielleicht sehen, daß unsere Kinder doch 
immer noch einen Schutzengel haben. 

In jedem einzelnen Fail der 3- oder 4000 Kinder, 
die infolge eines Unfalls mit Dauerschäden durchs 
Leben gehen müssen, ist nicht nur für das betrof-
fene Kind, sondern auch für die Eltern mit dem Un-
fall eine hohe Belastung verbunden. Die Kosten 
für Heilmaßnahmen, für Rehabilitation und für eine 
Dauerunterhaltung sind so hoch, daß sie in der 
Regel für eine Familie unerschwinglich sind. Es 
werden dadurch nicht nur die Familien materiell 
beeinträchtigt, sondern es leiden unter Umständen 
auch die Weiterbildung und schulische Förderung 
von Geschwistern in solchen Familien. Wir glauben 
also, daß der bisher bestehende Zustand nicht wei-
ter aufrechterhalten bleiben sollte. Deshalb haben 
wir den Antrag gestellt, einen umfassenden Unfall-
versicherungsschutz einzuführen. 

Vielleicht noch ein Hinweis darauf, was es bis-
her gibt. Schüler von Berufsschulen, Fachschulen 
oder Berufsfachschulen sind bisher schon durch die 
Unfallversicherung geschützt. Auch die Schülerlotsen 
der allgemeinen Schulen sind in diesen Schutz ein-
bezogen. Für alle anderen Kinder gibt es entweder 
überhaupt keinen Schutz oder nur einen Schutz auf 
der Basis von Länderregelungen oder durch Grup-
penversicherungsmaßnahmen des Schulträgers oder 
durch. gemeindliche Maßnahmen. Diese Regelungen 
gewähren aber nur einen bedingten Schutz. Die 
durch sie bewirkten Leistungen sind außerordentlich 
gering. Die Leistungen werden oft nur auf Grund 
von Ermessensentscheidungen oder aus Billigkeits-
gründen gewährt. Nur die Stadt Hamburg hat einen 
gesetzlichen Entschädigungsanspruch vorgesehen; 
aber auch hier ist die Höhe nicht ausreichend. 

Ich kann es mir nicht verkneifen, darauf hinzu-
weisen, daß nach diesen bisherigen Regelungen 
beispielsweise pro Fall für Heilbehandlung — je 
nach dem Land, um das es sich handelt — nur 1- bis 
3000 DM gewährt werden. Bei Invalidität werden, 
soweit überhaupt irgendwelche Versorgungsleistun-
gen in Rentenform vorgesehen sind, — das ist auch 
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Killat 
in Hamburg der Fall —, Beträge zwischen 750 DM 
und 1800 DM jährlich oder Kapitalabfindungen von 
20 000 bis 50 000 DM gegeben. Diese Regelungen 
sind deshalb makaber, weil bei diesen Beträgen die 
Leistungen an die geschädigten Kinder im späteren 
Lebensalter alle unter den Fürsorgerichtsätzen lie-
gen. Ich darf hier einmal eine andere Leistungsart 
erwähnen: die Leistungen für Bestattungen und für 
Bergungen. Dort können bis zu 4000 DM aufgewandt 
werden. Für Heilmaßnahmen werden dagegen inner-
halb eines Jahres 1- bis 3000 DM gegeben. 

Es  ist wohl zufällig, daß einen Tag nach dem 
17. Januar d. J., an dem wir im Bundestag unseren 
Antrag eingebracht haben, die Kultusminister auf 
ihrer Konferenz vom 18. und 19. Januar die For-
derung erhoben haben, die Schulkinder in einen 
umfassenden Versicherungsschutz einzubeziehen. 
Wir begrüßen es, daß die Kultusministerkonferenz 
dieses, Anliegen unterstützt. 

Jetzt kommt die Frage, wie wir diese Sache am 
besten regeln können. Es bietet sich hier die Re-
gelung an, wie wir sie schon für einen Teil der 
Schüler in der Unfallversicherung haben. Das würde 
bedeuten, daß die Regierung uns in kürzester Frist 
eine Vorlage unterbreitet. Durch sie brauchte nur 
der Personenkreis in § 539 RVO ausgeweitet zu 
werden. Als Kostenträger kämen wie bisher die 
Länder und Gemeinden in Frage. Sie haben nämlich 
bisher auch schon die Kosten für die Schüler der 
Fachschulen und für die Schülerlotsen übernommen. 

Ich glaube, auch noch eine Nebenwirkung würden 
wir mit dieser Maßnahme erzielen, die Nebenwir-
kung nämlich, daß in Zukunft der Unfallschutz der 
Schulkinder verstärkt wird und die Unfallver-
hütungsmaßnahmen verbessert werden, die dazu 
führen sollen, daß nach Möglichkeit gar kein Un-
fall eintritt. Wenn dieser Kostenträger durch die 
Unfallversicherung verpflichtet wird, auch die be-
kannten guten Einrichtungen der Unfallversiche-
rung zu benutzen, werden zusätzliche Maßnahmen 
des Unfallschutzes in den Schulen und auf den 
Spielplätzen bis hin zu gesicherteren Schulwegen 
als Nebenprodukt und ein weiteres wertvolles Er-
gebnis anfallen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte abschlie-
ßend auch meinen Dank zum Ausdruck bringen 
gegenüber den Kolleginnen und Kollegen aus den 
anderen Fraktionen im Ausschuß — wir haben drei-
mal beraten —, die im ersten Anlauf vielleicht noch 
nicht so ganz bereit waren, die Probleme in diesem 
umfassenden Sinne zu regeln. Es gibt natürlich ge-
wisse Probleme, aber ich glaube, daß es jetzt, nach-
dem wir uns einstimmig zu dieser Regelung durch-
gerungen haben, an der Bundesregierung liegt und 
daß wir sie jetzt nur bitten können, uns zügig und 
schnell — die Regierung wird das aus dem Proto-
koll entnehmen können — eine Gesetzesvorlage zu 
machen, damit wir noch zu Beginn des kommenden 
Jahres, vielleicht bis Ostern, ein Gesetz verab-
schieden können, das den umfassenden Schutz der 
Schulkinder vor den Gefahren des Unfalls in der 
Schule und auf dem Weg zur Schule beinhaltet und 
damit auch diesen Personenkreis in eine Regelung  

einbezieht, die unserer Sozialstaatlichkeit ange-
messen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt Herr 
Kollege Kühn. 

Kühn (Hildesheim) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nur drei 
ganz kurze Anmerkungen. 

Wir freuen uns, daß aus der Initiative, die meine 
Fraktion seinerzeit mit der Anfrage über die Situa-
tion der Kinder in der Bundesrepublik ergriffen hat, 
ein erster sichtbarer Erfolg — dank des Antrages 
der SPD — in dieser Frage erwachsen ist. Wir 
haben im Ausschuß darüber beraten; Herr Kollege 
Killat hat alles das hier sachgemäß und richtig dar-
gestellt. Ich glaube, daß wir durch die Regelung, 
die wir hier treffen, auch ein gutes Stück Familien-
politik betreiben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube nämlich, daß vieles, was hier an Nottat-
beständen aus der unzureichenden Versorgung — 
Kollege Killat hat das dargestellt; ich will das nicht 
wiederholen — deutlich gemacht wurde, die Fami-
lien in der Vergangenheit doch außerordentlich be-
lastet hat, und nicht nur die Familien, sondern auch 
die einzelnen Personen, die einzelnen Kinder und 
Jugendlichen, die es hart traf. 

Ich glaube, wir werden hier, insbesondere auch 
bei der Beratung der uns jetzt zugegangenen No-
velle zum Sozialversicherungsgesetz, über die not-
wendigen Rehabilitierungsmaßnahmen auf diesem 
Gebiet noch ganz besonders sprechen müssen. Das 
kommt natürlich als notwendige Ergänzung hinzu. 

Wir haben auf diesem Gebiete, so möchte ich 
sagen, einen ersten Schritt auf einem sozialpolitisch 
neuen Wege begonnen, den wir bisher — ich sage 
das ganz ohne Vorwurf, einfach als Feststellung — 
nicht genügend in unseren Gesichtskreis einbezogen 
haben. Es geht nämlich um die Frage, wie die stän-
dig steigende Zahl der schon im jugendlichen Alter 
oder vielleicht sogar schon von Geburt her Geschä-
digten entsprechend gefördert und in die Situation 
versetzt werden kann, für ihr Leben auch selber zu 
sorgen. Das bleibt wie immer das sozialpolitische 
Hauptanliegen meiner Fraktion: den Menschen in 
die  Situation  zu versetzen, für sich selbst sorgen zu 
können. Ich glaube, das ist die beste Sozialpolitik, 
die wir betreiben können. 

Wir schließen uns dem Wunsch, den Herr Killat 
für die Fraktion der SPD hier geäußert hat, an, 
daß wir möglichst bald von der Bundesregierung 
eine entsprechende Vorlage bekommen. Ich führe 
die Nichtanwesenheit des Kabinetts darauf zurück, 
daß offenbar schon daran gearbeitet wird. 

(Heiterkeit.) 
Ich darf also hoffen, daß wir in diesem, wenn auch 
im Augenblick sehr mäßig besetzten, Hause durch die 
repräsentativen Vertreter eine gute Zustimmung 
zu einem guten Wunsch erhalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Scheel: Das Wort hat Herr Kol-
lege Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Ich will mich kurz 
fassen und nur feststellen: Es ist nicht einzusehen, 
warum wir, wenn wir die allgemeine Schulpflicht 
haben, den Kindern nicht auch einen Versicherungs-
schutz, einen Entschädigungsanspruch geben sollen, 
wenn ihnen bei der Erfüllung dieser allgemeinen 
Schulpflicht etwas widerfährt. 

Als zweites möchte ich aber feststellen: Es soll 
hier nicht der Eindruck erweckt werden, daß nun ein 
umfassender Versicherungsschutz besteht, wenn 
diesem Anliegen des Ausschusses entsprochen wird. 
Vielmehr spielen sich nach wie vor 80 %  der Un-
fälle, die Kindern zustoßen, im häuslichen, im pri-
vaten Bereich ab; damit kann immer noch viel Leid 
und Elend durch verunglückte Kinder in den Fami-
lien entstehen. Auf diesen Gesichtspunkt wollte ich 
ausdrücklich hinweisen, damit nicht der Eindruck 
entsteht, die Eltern seien nun von allen Fürsorge-
gedanken und -pflichten, wie sie für ihre Kinder 
außerhalb des schulischen Bereichs vorzusorgen 
haben, entbunden. Auf diese Verantwortung wollte 
ich besonders hingewiesen haben. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Scheel: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
des Ausschusses. Wer dem Ausschußantrag zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig be-
schlossen. 

Ich rufe jetzt die Punkte 32 bis 35 der Tagesord-
nung auf: 

32. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (17. Ausschuß) über die von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschläge der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaft für 

eine Verordnung des Rats zur Änderung der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG über die Errich-
tung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Fette 

eine Verordnung des Rats betreffend die Bei-
hilfe für Olivenöl 

— Drucksachen V/3214, V/3390, V/3468 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wächter 

33. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Arbeit (19. Ausschuß) über den 
von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften für eine Verord-
nung des Rates über die Durchführung einer 
Lohnerhebung in Industrie und Handwerk, 
Energiewirtschaft und Wasserversorgung 

— Drucksachen V/3369, V/3481 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Stephan  

34. Beratung des Schriftlichen Berichts des Ver-
kehrsausschusses (20. Ausschuß) über den von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor-
gelegten Vorschlag der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaft für eine Entscheidung 
des Rats zur Änderung einiger Bestimmungen 
der Entscheidung Nr. 65/270/EWG des Rats 
vom 13. Mai 1965 zur Anwendung von Arti-
kel 4 der Entscheidung Nr. 64/389/EWG des 
Rats vom 22. Juni 1964 zur Durchführung 
einer Enquete über die Wegekosten des Eisen-
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs 

— Drucksachen V/3201, V/3514 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Imle 

35. Beratung des Schriftlichen Berichts des Ver-
kehrsausschusses (20. Ausschuß) über die von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor-
gelegten Vorschläge der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft für eine 

Richtlinie des Rates für die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
gewisse Ausrüstungen und Merkmale von 
Kraftfahrzeugen 

Rückspiegel; Sichtfeld; Scheibenwischer; Schei-
benwascher 

Richtlinie des Rates für die Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Steckvorrichtungen an 
Kraftfahrzeugen für den Anschluß der Be-
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen des 
Anhängers 

Richtlinie des Rates für die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Vorrichtungen für Schallzeichen von Kraft-
fahrzeugen 

— Drucksachen V/3280, V/3513 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Meister 

Es handelt sich in allen Fällen um Berichte der Aus-
schüsse über Vorschläge der Kommission der EWG. 
Ich nehme an, Sie sind einverstanden, daß wir diese 
Punkte geschlossen behandeln. 

Das Wort wird, wie ich sehe, nicht gewünscht. Wir 
stimmen über diese Tagesordnungspunkte ab. Wei 
den Anträgen zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig beschlossen. 

Dann kommen wir zu Punkt 36 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) über die 
von der Bundesregierung vorgelegten Be-
richte vom 28. Dezember 1967 und 26. März 
1968 zu dem Abkommen zwischen der Bundes-
republik Deutschland, Kanada und dem Ver-
einigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland betreffend die Durchführung von 
Manövern und anderen Übungen im Raume 
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Vizepräsident Scheel 
Soltau–Lüneburg (Soltau–Lüneburg-Abkom-
men) 

— Drucksachen V/2442, V/2763, V/3519 —

Berichterstatter: Abgeordneter Wienand 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Wer dem Antrag des Ausschusses zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig beschlossen. 

Jetzt rufe ich die Punkte 37, 38 und 39 der Tages-
ordnung auf: 

37. Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 

betr. Veräußerung einer Teilfläche der ehe-
maligen Flak-Kaserne in Bochum an die Stadt 
Bochum 

— Drucksache V/3470 — 

38. Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 

betr. Veräußerung von Teilflächen des Komb. 
Pionier-, Land- und Wasserübungsplatzes in 
Ingolstadt an die Stadt Ingolstadt 

— Drucksache V/3476 —

39. Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 

betr. Veräußerung eines Teilgrundstücks in 
Ludwigsburg an die Katholische Kirchenge-
meinde Ludwigsburg und an die Stadt Lud-
wigsburg 

— Drucksache V/3502 — 

Nach den Empfehlungen des Ältestenrates sollen 
die Anträge dem Ausschuß für das Bundesvermögen 
überwiesen werden. Wer dem zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Damit kommen wir zu Punkt 40 der Tagesordnung: 

Beratung der Übersicht 23 des Rechtsaus-
schusses (12. Ausschuß) über die dem Deut-
schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor 
dem Bundesverfassungsgericht 

— Drucksache V/3504 — 

Wer dem Antrag des Rechtsausschusses zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Schluß der Tagesordnung angekommen. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages für 
Donnerstag, den 28. November 1968, 14.30 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.19 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 30. 11. 
Adorno 3. 12. 
Dr. Aigner * 30. 11. 
Arendt (Wattenscheid) * 30. 11. 
Dr. Arndt (Hamburg) 30. 11. 
Dr. Artzinger * 30. 11. 
Bading * 30. 11. 
Behrendt * 30. 11. 
Bergmann * 30. 11. 
Buchstaller 30. 11. 
Dr. Burgbacher * 30. 11. 
Corterier * 30. 11. 
Deringer * 30. 11. 
Dichgans * 30. 11. 
Dr. Dittrich * 30. 11. 
Draeger ** 29. 11. 
Dröscher * 30. 11. 
Frau Dr. Elsner * 30. 11. 
Faller * 30. 11. 
Fellermaier * 30. 11. 
Dr. Furler * 30. 11. 
Gerlach * 30. 11. 
Frau Griesinger 27. 11. 
Gscheidle 29. 11. 
Hahn (Bielefeld) 21. 12. 
Hamacher 31. 12. 
Hauffe 30. 11. 
Dr. Heck 9. 12. 
Illerhaus * 30. 11. 
Dr. Ils 27. 11. 
Dr. Jungmann 29. 11. 
Frau Kleinert 15. 1. 1969 
Klinker * 30. 11. 
Kriedemann * 30. 11. 
Freiherr von Kühlmamn-Stumm 6. 12. 
Kulawig * 30. 11. 
Kunze 31. 12: 
Lautenschlager * 30. 11. 
Lenz (Brühl) * 30. 11. 
Lenze (Attendorn) ** 30. 11. 
Dr. Löhr * 30. 11. 
Lücker (München) * 30. 11. 
Mauk* 30. 11. 
Frau Dr. Maxsein 15. 12. 
Memmel* 30. 11. 
Metzge r* 30. 11. 
Michels 27. 11. 
Müller (Aachen-Land) * 30. 11. 
Müller (Worms) 29. 11. 
Pöhler ** 29.11. 
Richarts* 30. 11. 
Riedel (Frankfurt) * 30. 11. 
Dr, Rutschke ** 29. 11. 

* Für die Teilnahme an einer Tagung des Europäischen 
Parlaments 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der West-
europ. Union 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Springorum * 30. 11. 
Dr. Süsterhenn 29. 11. 
Dr. Starke (Franken) * 30. 11. 
Steinhoff 31. 12. 
Storm 31. 12. 
Weimer 27. 11. 
Frau Wessel 31. 12. 
Frau Dr. Wex  30. 11. 
Wienand 31. 12. 
Wischnewski 30. 11. 
Dr. Zimmermann 29. 1. 
Zink 30. 11. 

Anlage 2 	 Umdruck 535 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Imle, 
Ramms und der Fraktion der FDP zur dritten Bera-
tung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Besteuerung 
des Straßengüterverkehrs - Drucksachen V/2494, 
V/3421, V/3498 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 2 Nr. 6 erhält Buchstabe g folgende neue 
Fassung: 

„g) Fleisch und genießbarer Schlachtabfall so-
wie Schweinespeck, Schweinefett, Geflügel-
fett und Talg von Rindern, roh oder aus-
geschmolzen einschließlich Premierjus, alle 
diese frisch, gekühlt oder gefroren (aus 
Kapitel 2 des Zolltarifs) ;". 

2. In § 2 Nr. 6 Buchstabe h werden die Worte 
„aus" und „in Spezialtankfahrzeugen" gestri-
chen. 

3. In § 2 Nr. 6 erhält Buchstabe k folgende neue 
Fassung: 

„k) Mineralbrunnen und süßen, alkoholfreien 
Erfrischungsgetränken;". 

4. In § 2 Nr. 6 Buchstabe m wird die Zahl „50" 
durch die Zahl „170" ersetzt. 

5. In § 2 Nr. 6 wird folgender Buchstabe n an-
gefügt: 

„n) Erzeugnisse der Forstbaumschulen;". 

6. In § 2 Nr. 6 wird folgender Buchstabe o an-
gefügt: 

„o) Zuckerrüben, auch Schnitzel, frisch, getrock-
net oder gemahlen;". 



10700 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 198. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. November 1968 

7. In § 2 Nr. 6 wird folgender Buchstabe p an-
gefügt: 

„p) Würste und dergleichen aus Fleisch, aus 
Schlachtabfall oder aus Tierblut (Nr. 16.01 
des Zolltarifs);". 

8. In § 2 Nr. 6 wird folgender Buchstabe q an-
gefügt: 

„q) Traubenmost (Nr. 22.04 des Zolltarifs) und 
Wein aus frischen Weintrauben (Nr. 22.05 
des Zolltarifs):" 

9. In § 5 wird der Absatz 2 gestrichen. 

10. In § 6 Abs. 3 werden die Worte „die nach-
folgend genannten Bundesausbaugebiete" ge-
strichen. 

11. In § 6 Abs. 3 unter Nr. 1 wird nach dem Wort 
„Süderdithmarschen" das Wort „Steinberg" ein-
gefügt. 

12. In § 6 Abs. 3 unter Nr. 2 wird nach dem Wort 
„Cuxhaven" das Wort „Wilhelmshaven" an-
gefügt und hinter den Worten „Grafschaft 
Hoya" die Worte „Friesland, Wesermarsch, 
Grafschaft Diepholz". 

13. In § 6 Abs. 3 Nr. 5 werden nach dem Wort 
„Rockenhausen" die Worte „Saarburg, Birken-
feld, Zweibrücken, Bad Bergzabern, Pirmasens, 
Germersheim" eingefügt. 

14. In § 6 Abs. 3 wird folgende neue Nummer 8 
angefügt: 

„8. Im Land Baden-Württemberg die Land-
kreise Siegmaringen, Stockach, Überlin-
gen". 

15. In § 7 Satz 1 wird nach den Worten „nicht 
ausweichen kann" das Wort „und" durch das 
Wort „oder" ersetzt. 

Bonn, den 26. November 1968 

Dr. Imle 
Ramms 
Ertl und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 540 

Änderungsantrag des Abgeordneten Bremer 
und Genossen zur dritten Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über die Besteuerung des Straßengüterver-
kehrs — Drucksachen V/2494, V/3421, V/3498 —. 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Hinter § 2 Nr. 6 Buchstabe m wird folgender Buch-
stabe n eingefügt: 

„n) Waren der Nummer 0602 des Zolltarifs (Baum-
schulerzeugnisse) ;". 

Bonn, den 27. November 1968 

Bremer 
Brese 
Dr. Conring 
Damm 
Ernesti 
Erpenbeck 
Fritz (Welzheim) 
Gewandt 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Häfele 
Dr. Hofmann (Mainz) 
Horstmeier 
Klinker 
Krampe 
Kuntscher 

Dr. von Nordenskjöld 
Ott 
Frau Pieser 
Rock 
Röhner 
Schlee 
Dr. Schmid-Burgk 
Schmitt-Lockweiler 
Schröder (Sellstedt) 
Dr. Schwörer 
Dr. Siemer 
Dr. Stecker 
Tobaben 
Baron von Wrangel 

Anlage 4 	 Umdruck 539 

Änderungsantrag der Abgeordneten Stücklen, 
Ehnes, Dr. Siemer, Bewerunge, Dr. Kempfler, Unertl 
und Genossen zur dritten Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über die Besteuerung des Straßengüterver-
kehrs — Drucksachen V/2494, V/3421, V/3498 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

In Nr. 6 erhält Buchstabe g folgende Fassung: 

„g) Fleisch und genießbarer Schlachtabfall sowie 
Schweinespeck, Schweinefett, Geflügelfett und 
Talg von Rindern, roh oder ausgeschmolzen 
einschl. Premierjus, alle diese frisch, gekühlt 
oder gefroren (aus Kapitel 2 des Zolltarifs);". 

Bonn, den 27. November 1968 

Stücklen 
Ehnes 
Dr. Siemer 
Bewerunge 
Dr. Kempfler 
Unertl 
Dr. Besold 
Bremer 
Geisenhofer 
Gierenstein 
Dr.  Gleissner 
Glüsing (Dithmarschen) 
Haase (Kassel) 
Dr. Hammans 
Hörnemann (Gescher) 

Dr. Huys 
Krug 
Frau Dr. Kuchtner 
Lemmrich 
Dr. von Nordenskjöld 
Ott 
Porten 
Rainer 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Schlee 
Schmidhuber 
Dr. Schulze-Vorberg 
Stooß 
Ziegler 
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Anlage 5 	 Umdruck 536 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD zur dritten Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Besteuerung des Straßengüterverkehrs 
— Drucksachen V/2494, V/3421, V/3498 . 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 5 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„ (2) Die Steuerermäßigung nach Absatz 1 Nr. 2 
und 3 tritt nur ein, wenn für die begünstigten 
Beförderungen ein buchmäßiger Nachweis ge-
führt wird. Die Form des buchmäßigen Nach-
weises kann der Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung bestimmen." 

2. In § 6 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„ (3) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Verkehr durch Rechtsverordnung 
die Steuer für Beförderungen von oder nach be-
stimmten Teilen des Bundesgebietes auf 50 vom 
Hundert des Steuersatzes nach § 4 zu ermäßigen, 
wenn dies wegen der schwachen verkehrsmäßi-
gen Aufschließung oder der ungünstigen Ver-
kehrslage (Randlage) dieser Gebietsteile zur 
Vermeidung schwerwiegender volkswirtschaft-
licher Nachteile geboten erscheint." 

Bonn, den 26. November 1968 

Dr. Müller-Hermann und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 538 

Änderungsantrag der Abgeordneten Gewandt, 
Erhard (Bad Schwalbach), Niederalt, Dr. Schmid-
Burgk, Schlee und Genossen zur dritten Beratung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Besteuerung des Straßen-
güterverkehrs — Drucksachen V/2494, V/3421, 
V/3498 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 5 Abs. 2 wird gestrichen. 

Bonn, den 27. November 1968 

Gewandt 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Niederalt 
Dr. Schmid-Burgk 
Schlee 
Bremer 
Brese 
Burgemeister 
Diebäcker 

Dr. Elbrächter 
Falke 
Dr. Frerichs 
Gierenstein 
Dr. Giulini 
Haase (Kassel) 
Horten 
Krammig 
Kühn (Hildesheim) 

Lampersbach 
Dr. von Nordenskjöld 
Ott 
Porten 
Dr. Ritgen 
Schulhoff 
Dr. Schwörer 
Dr. Siemer 

Dr. Sinn 
Dr. Stecker 
Dr. Steinmetz 
Unertl 
Dr. Freiherr von 
Vittinghoff-Schell 

Weiland 
Wieninger 

Anlage 7 	 Umdruck 537 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD zur dritten Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Besteuerung des Straßengüterverkehrs 
— Drucksachen V/2494, V/3421, V/3498 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Im § 6 Abs. 2 werden die Worte „vom Land-
kreis Pegnitz die Gemeinden Creussen, Engel-
mannsreuth, Pegnitz, Ranna und Schnabelwaid" 
ersetzt durch die Worte „vom Landkreis Pegnitz 
der in der Frachthilfe für Ostbayern einbezogene 
Gebietsteil" . 

2. Im § 6 Abs. 2 wird in der letzten Zeile vor dem 
Wort „Amtsgerichtsbezirk" das Wort „ehema-
lige" eingefügt. 

Bonn, den 26. November 1968 

Dr. Müller-Hermann und Fraktion 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 542 

Änderungsantrag der Abgeordneten Stooß, 
Berberich, Dr. Schwörer, Hilbert, Dr. Häfele, Mau-
cher, Bauknecht u. Genossen zur dritten Beratung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Besteuerung des 
Straßengüterverkehrs — Drucksachen V/2494, V/3421, 
V/3498 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 6 Abs. 3 erhält Nummer 5 folgende neue Fas-
sung: 

„5. im Lande Baden-Württemberg 

die Landkreise Crailsheim, Mergentheim, Öhrin-
gen, Künzelsau, Schwäbisch-Hall, Tauberbischofs-
heim, Buchen, Sigmaringen, Stockach, Überlin-
gen, Hochschwarzwald, Waldshut, Lörrach, Wan-
gen, Saulgau, Münsingen, Säckingen, Wolfach." 

Bonn, den 27. November 1968 

Stooß und Genossen 
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Anlage 9 	 Umdruck 541 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Schwörer, Krammig, Dr. Frerichs und Genossen zur 
dritten Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Besteuerung 
des Straßengüterverkehrs — Drucksachen V/2494, 
V/3421, V/3498 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der zweite Halbsatz des r§ 7 Satz 1 „und wenn das 
Unternehmen durch die Einbeziehung der vollen 
Steuer in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten ist 
oder würde" wird gestrichen. 

Bonn, den 27. November 1968 

Dr. Schwörer 
Krammig 
Dr. Frerichs 
Biechele 
Frau Enseling 
Frieler 
Fritz (Welzheim) 
Gewandt 
Dr. h. c. Güde 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Hilbert 

Dr. Huys 
Meis 
Meister 
Ott 
Frau Pieser 
Rock 
Schlee 
Schulhoff 
Dr. Siemer 
Stooß 
Weiland 

Anlage 10 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen (SPD) zu 
den Punkten 14 und 15 der Tagesordnung. 

Die vorliegenden Anträge der Koalitionsfraktio-
nen verfolgen das Ziel, die Einwirkung der Ver-
bände auf Parlament und Regierung einer größeren 
Durchsichtigkeit und Publizität zu unterwerfen. 

Wir sind uns bewußt, daß die Vertretung der 
Interessen der verschiedenen Gruppen in unserem 
Volke, aber auch das Zur-Verfügungstellen von 
Fachwissen für die Gesetzgebungsarbeit legitime 
Aufgaben der Verbände sind. Die Verbände sind 
nicht nur Produkt, sondern auch notwendige Vor-
aussetzungen einer parlamentarischen Demokratie. 

Im demokratischen Staat muß eine möglichst 
wirksame öffentliche Kontrolle aller an der politi-
schen Willensbildung beteiligten Kräfte angestrebt 
werden. Gegenüber der erheblichen Einflußnahme 
der Verbände auf die politischen Entscheidungen 
fehlt es jedoch an dem entsprechenden Maß öffent-
licher Rechenschaftspflicht und Verantwortlichkeit 
der Interessengruppen. Deshalb soll hiermit der 
Versuch gemacht werden, ihre Einfluß- und Bera-
tungstätigkeit transparenter zu machen. 

Wir wünschen keine staatliche Reglementierung 
des Verbandswesens. Es kommt uns vielmehr dar-
auf an, die Stellung des Abgeordneten gegenüber 
den organisierten Interessen zu stärken, eine bes-
sere Orientierungsmöglichkeit gegenüber dem viel

-

fach doch recht anonymen Dickicht der Verbände 
zu geben. 

Zu dem gleichen Fragenkomplex sind diesem 
Hause in der laufenden Legislaturperiode bereits 
zwei Anträge vorgelegt worden, die aus der dan-
kenswerten Arbeit der Interparlamentarischen Ar-
beitsgemeinschaft hervorgegangen waren. Die An-
träge der Koalitionsfraktionen gehen jedoch über 
die früheren Initiativen hinaus, und soweit diese 
Initiativen bereits zu Konsequenzen geführt haben, 
erscheinen uns die getroffenen Regelungen zur Lö-
sung der Probleme noch nicht ausreichend. 

Bei unserem Antrag Drucksache V/2955, der auf 
eine Ergänzung zur Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien abzielt, kann es sich nur um 
ein Ersuchen an die Bundesregierung handeln, einen 
entsprechenden Schritt zu tun. Wir sind jedoch 
sicher, daß die Regierung sich hier einem berechtig-
ten Anliegen des Parlaments nicht versperren 
würde. 

In einem § 23 a des besonderen Teils der Ge-
meinsamen Geschäftsordnung der Bundesministe-
rien soll das Recht des einzelnen Abgeordneten fest-
gelegt werden, in einen fertigen Referentenentwurf 
Einsicht zu nehmen, sobald der Entwurf an die be-
teiligten Verbände hinausgegangen ist. 

Der Gefahr, daß das Parlament, insbesondere die 
Opposition, zu früh in die politische Verantwortung 
gezogen werden könnte, und daß die Regierung ihre 
gesetzgeberischen Vorarbeiten offenlegen muß, ohne 
daß diese bereits durch Kabinettsbeschluß zum poli-
tischen Programm erhoben worden sind, glauben 
wir durch die vorgeschlagene Formulierung vorge-
beugt zu haben: Die Information soll nur auf Initia-
tive eines an der Sachfrage besonders interessierten 
Abgeordneten erfolgen. Nach der bisherigen Fas-
sung der Gemeinsamen Geschäftsordnung ist der 
Bundestagsabgeordnete in seiner Informationsmög-
lichkeit eindeutig schlechter gestellt als die jeweili-
gen Fachverbände. Deshalb erscheint uns die Ände-
rung der Geschäftsordnung insoweit dringend er-
forderlich. Die von der früheren Bundesregierung 
Erhard gegebene Zusicherung, den Informations-
wünschen von Abgeordneten im Rahmen des bishe-
rigen § 25 der Gemeinsamen Geschäftsordnung nach-
zukommen, sehen wir nicht als ausreichend an. 

Die Forderung, daß in der Begründung eines 
Gesetzentwurfs kurz dargelegt werden muß, in 
welcher Weise die einzelnen angehörten Verbände 
zu dem Entwurf Stellung genommen haben, ist von 
besonderer Bedeutung. Der Bundestag muß in die 
Lage versetzt werden, sich ein Bild davon machen 
zu können, welche Verbände an der Erarbeitung 
eines Entwurfs beteiligt worden sind, welche Posi-
tionen sie bezogen haben und wieweit ihre Stellung-
nahmen in der Regierungsvorlage Berücksichtigung 
gefunden haben. Durch dieses Verfahren wird 
gleichzeitig erreicht, daß die Verbände im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren an der Position festhalten 
müssen, die sie gegenüber den Ministerien zu dem 
jeweiligen Entwurf eingenommen haben. 

Der Antrag zur Ergänzung der Geschäftsordnung 
des Bundestages sieht vor: Die Anhörung von 
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Interessenvertretern vor Ausschüssen des Deut-
schen Bundestages soll zur Voraussetzung haben, 
daß sich der jeweilige Verband in eine öffentliche 
Liste eingetragen und hierin bestimmte Angaben 
gemacht hat, die den Abgeordneten und der poli-
tischen Öffentlichkeit ein Bild von dem Aufbau, der 
Tätigkeit und dem Zweck des Verbandes vermit-
teln sollen. Unsere Auffassung ist, wer von diesem 
Parlament gehört werden will, soll auch klar sagen, 
wer er ist und wessen Interessen er vertritt. 

Durch diese Regelung wird auf die Verbände kein 
rechtlicher Zwang ausgeübt, sich registrieren zu 
lassen. Es handelt sich allein um eine parlaments-
interne Geschäftsordnungsvorschrift, die allerdings 
besagt, daß nur solche Gruppen angehört werden, 
die bereit sind, die geforderten Auskünfte zu geben. 

Diese Informationen, die jährlich im Bundes-
anzeiger veröffentlicht und in einem Handbuch zu-
sammengestellt werden könnten, würden eine wich-
tige Hilfe für den Abgeordneten und für die Aus-
schüsse darstellen, sich im weitverzweigten Bereich 
des Verbandswesens orientieren zu können. 

Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundes-
ministerien soll nach den Vorschlägen der Koali-
tionsfraktionen entsprechend ergänzt werden. Bei 
der Ausarbeitung von Gesetzentwürfen sollen von 
den Bundesministerien ebenfalls nur solche Ver-
bände herangezogen werden, die sich in die öffent-
liche Liste eingetragen haben. 

Es ist selbstverständlich, daß zur Stärkung der 
Stellung des Abgeordneten und der Unabhängigkeit 
des Parlaments weitere Maßnahmen auf anderen 
Gebieten erforderlich sind; ich erwähne hier nur die 
Beteiligung des Bundestages an allen zusätzlichen 
Informationsmöglichkeiten, die aus einer verstärkten 
Anwendung der elektronischen Datenverarbeitung 
gewonnen werden können. Auch dabei handelt es 
sich um für den Bundestag wichtige und weitrei-
chende Fragen. Die vorliegenden Anträge stellen 
jedoch einen Teil Parlamentsreform dar, der noch in 
dieser Legislaturperiode verabschiedet werden kann 
und der verabschiedet werden sollte. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Brauksiepe vom 13. No-
vember 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Josten (Drucksache V/3471 Frage 1): 

Warum wurde bei dem Regierungsentwurf für den Bundes-
jugendplan 1969 der Ansatz zur Förderung der politischen Bil-
dung nicht wieder auf den früheren Stand gebracht? 

Zu Ihrer Anfrage vom 7. November 1968 teile ich 
mit, daß die Mittel, die der Bundesjugendplan für 
die politische Bildung der Jugend bereitstellt, in den 
vergangenen Jahren nicht nur nicht gekürzt, sondern 
laufend angehoben wurden. Falls Sie jedoch mit 
Ihrer Frage nicht auf die politische Bildung allge-

mein abzielen, sondern auf Förderung der Jugend-
arbeit der Mitgliedsverbände des Deutschen Bundes-
jugendringes, kann ich Ihnen folgendes erwidern: 

Im Bundesjugendplan für das Rechnungsjahr 1968 
wurde der Ansatz geringfügig von 7,1 Mio DM auf 
6 870 000,— DM gekürzt. Dabei ist mein Ministerium 
davon ausgegangen, daß mit diesen Mitteln neben 
zentralen Vorhaben der Verbände in beträchtlichem 
Umfang auch örtliche und regionale Kurse bezu-
schußt werden. Nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Jugendwohlfahrtsgesetz vom 
18. Juli 1967 erschien eine Einschränkung der Bun-
desförderung im Blick auf diese örtlichen und regio-
nalen Kurse unvermeidlich. Vor der gleichen Situa-
tion stand das Ministerium bei der Ausarbeitung des 
Voranschlages für 1969, weil die verfassungsrecht-
lichen Bedenken gegen die Förderung örtlicher und 
regionaler Kurse fortbestehen. Deswegen hält der 
Voranschlag für 1969 insoweit an dem Vorjahres-
ansatz fest. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 18. November 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Dr. Stark (Nürtingen) (Drucksache zu V/3471 Fragen 
139, 140 und 141) : 

Trifft es zu, daß im Nachbarland Frankreich Birnen der natio-
nalen Handelsklasse III im Inland nicht gehandelt und auch nicht 
eingeführt, wohl aber nach der Bundesrepublik Deutschland aus-
geführt werden dürfen? 

Halt die Bundesregierung dieses Verfahren für vereinbar mit 
der EWG-Marktordnung für Obst und Gemüse? 

Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um diese 
Wettbewerbsverzerrung, die eindeutig zu Lasten des deutschen 
Obstmarktes geht, zu unterbinden und für die Zukunft zu ver-
hindern? 

Nach einem Erlaß des französischen Landwirt-
schaftsministeriums, der am 16. 10. 1968 veröffent-
licht wurde, dürfen in Frankreich während der Saison 
1968/69 Tafelbirnen der Klasse III nicht in den Ver-
kehr gebracht werden. Dieses Vermarktungsverbot 
erstreckt sich auch auf Lieferungen in die anderen 
Mitgliedstaaten. Nach den bisherigen Feststellungen 
sind Tafelbirnen der Klasse III aus Frankreich in  die 
Bundesrepublik nicht eingeführt worden. 

Die Bundesregierung hält das französische Ver-
fahren zwar nicht für vereinbar mit der Gemeinsa-
men Marktorganisation für frisches Obst und Ge-
müse, hat aber angesichts des Überangebots Ver-
ständnis für die Fernhaltung abfallender Qualitäten 
vom Markt. Da nachteilige Auswirkungen auf die 
deutschen Märkte nicht eingetreten und auch nicht 
zu erwarten sind, hält es die Bundesregierung im 
gegenwärtigen Augenblick noch nicht für angebracht, 
irgendwelche Schritte zu unternehmen. Sie wird je-
doch prüfen, ob und in welcher Weise dieser Frage 
durch eine eventuelle Änderung der geltenden Be-
stimmungen Rechnung getragen werden kann. 
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Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers von Hassel vom 27. Novem-
ber 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeord-
neten Rollmann (Drucksache V/3529 Frage 5) : 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des Hamburger Arbeits- 
und Sozialsenators Weiß, daß es notwendig ist, den § 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes weiter zu liberalisieren? 

Der Definition des Sowjetzonenflüchtlings in § 3 
des Bundesvertriebenengesetzes liegt die politische 
Entscheidung der gesetzgebenden Körperschaften 
zugrunde, daß als Sowjetzonenflüchtling nur die-
jenigen Deutschen aus der Sowjetzone anzuerken-
nen sind, die sich dort in einer „besonderen 
Zwangslage" befunden haben, d. h. in einer Lage, 
die über die Beschwernisse und Gefährdungen hin-
ausgeht, welche die Bevölkerung in der Sowjetzone 
infolge des dort herrschenden politischen Systems 
allgemein erdulden muß. Die Bundesregierung ist 
nicht der Meinung, daß die Entwicklung in der 
Sowjetzone nach dem Mauerbau eine grundlegende 
Änderung dieser Konzeption notwendig macht. Sie 
ist der Ansicht, daß diese Vorschrift auch gegen-
wärtig den Verwaltungsbehörden ausreichend Spiel-
raum für Entscheidungen läßt, die den besonderen 
Verhältnissen im einzelnen Fall gerecht werden. 

Diese Auffassung wurde nach eingehender Prü-
fung auch beim Erlaß des Flüchtlingshilfegesetzes 
im Jahre 1965 vertreten, das die Gleichstellung der 
nicht anerkannten Flüchtlinge mit den Inhabern des 
Flüchtlingsausweises „C" im sozialen Bereich ge-
bracht hat. 
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